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Sie lesen in dieser Ausgabe

Deutschland scheint sich,
wie auch andere europäi-
sche Länder, in Bezug auf
Arbeit im Alter immer wei-
ter zu spalten. Tatsache ist:
Die modernen Alten sind so
fit und leistungsfähig wie
noch nie. Starre Altersgren-
zen müssen fallen. Das soll-
te auch für Kommunalpoli-
tiker gelten, meint der Bür-
germeister. Seite 15
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Jahrhundertprojekt Energiewende:

CSU-Arbeitskreis
legt Masterplan vor

Um die Umsetzung der Energiewende aktiv voranzu-
treiben, hat der Arbeitskreis Energiewende der CSU
(AKE) ein detailliertes und sorgfältig abgestimmtes
Positionspapier veröffentlicht. „Die Energiewende ist
unumkehrbar. Sie ist eine säkulare Herausforde-
rung“ hob der AKE-Vorsitzende, Erlangens Ober-
bürgermeister Dr. Siegfried Balleis bei einem Presse-
gespräch in München hervor. Ausdrücklich fordert
der AKE von Bundesumweltminister Peter Altmaier,
einen Masterplan zu entwickeln, um die „Herkules-
aufgabe Energiewende“ mit ihren Problemen und
Herausforderungen zu bewältigen.

„Wir verschließen nicht die
Augen vor den anstehenden Auf-
gaben, sondern gehen diese of-
fensiv an“, erklärte Balleis. Insge-
samt ist derAKE mit dem Verlauf
der Energiewende in Bayern zu-
frieden: Man sei momentan sogar
vor dem ursprünglich angestreb-
ten Zeitplan. Zu den Energieko-
sten konnte Balleis keine exakten
Angaben machen: „Dass diese
Energiewende nicht zum Nullta-
rif zu haben ist, ist glaube ich
klar“, meinte der Erlanger OB.

Stromkosten im Fokus

In den vergangenen Monaten
hat sich die politische Diskussi-
on über die Energiewende, gera-
de im Hinblick auf die Stromko-
sten, deutlich verändert. Kaum
mehr ist die Rede davon, dass
der Ausstieg der Kernenergie ei-
ne Entscheidung von weitge-
hend gesellschaftlichem Kon-
sens war, bemerkte Balleis. Im
Gegensatz dazu werde jetzt der
Anstieg der Stromkosten massiv
ins Visier genommen. Dies sei
umso verwunderlicher, als der
Strompreis schon seit dem Jahr
2000 über 60 %, d. h. jahres-
durchschnittlich um je 4 %, an-
gestiegen ist. „Dies verdeutlicht,
dass der Endverbraucherstrom-
preis im letzten Jahrzehnt weit-
gehend unabhängig von der Ent-
scheidung, aus der Kernenergie
auszusteigen, entstanden ist.“

In der öffentlichen Diskussion

würden jeweils verschiedene Be-
troffene der Strompreissteigerun-
gen identifiziert, fuhr der Vor-
sitzende fort. Die Wirtschaft
beispielsweise beklage, dass
Deutschland über einen der höch-
sten Strompreise in Europa ver-
fügt. Dabei werde aber häufig ver-
schwiegen, dass die Energieko-
sten des produzierenden Gewer-
bes laut Statistischem Bundesamt
nur 2,3 % der Gesamtkosten be-
tragen und die stromintensive In-

dustrie von der Zahlung der EEG-
Umlage befreit ist.

Netzausbau

Mit Blick auf den schleppen-
den Ausbau der Netze wies Ball-
eis darauf hin, dass von den vor-

aussichtlich knapp 2.000 Kilo-
meter benötigten neuen Leitun-
gen bis Ende des Jahres 2012 ge-

rade 250 Kilometer gebaut wa-
ren. Erfreulicherweise seien al-
lerdings im Dezember 2012 die
Bundesländer und die Bundesre-
gierung übereingekommen, die
Planfeststellungsverfahren für
die großen, länderübergreifen-
den Stromtrassen an die Bundes-
netzagentur abzugeben.

Flexibilisierung

Die Modernisierung und der
Ausbau von Vorteil- und Übertra-
gungsnetzen ist laut Balleis ge-
nauso wichtig wie die intelligente
Flexibilisierung und Steuerung
der Stromnetze durch Smart Grid,
Smart Meter und Smart Home.
Eine vorausschauende Abstim-
mung beim Netzausbau zwischen
den Kraftwerksplanern und den
Netbetreibern sei zwingend erfor-
derlich. Die für Bayern eminent
wichtige Thüringer Strombrücke
müsse zeitgerecht fertig gestellt
werden. Da der Ausbau der Ener-
gienetze im Wesentlichen auf
land- und forstwirtschaftlichen
Flächen erfolgt, seien die Betrof-
fenen durch geeignete Bürgerbe-
teiligungen einzubinden.

Energiespeicherung

Bisher war die Energie für die
Stromerzeugung in fossilen Brenn-
stoffen oder im Kernbrennstoff
gespeichert und konnte jederzeit

(Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerischer Gemeindetag:

Gelebte
Selbsthilfe

Ihren Willen zur Förderung und Stärkung von Sozi-
algenossenschaften, d. h. Dorfladen-, Stadtteil- und
Nachbarschaftshilfegenossenschaften sowie Betreu-
ungs-, Mehrgenerationen- und Seniorenwohngenos-
senschaften, haben Präsidiums- bzw. Vorstandsmit-
glieder des Bayerischen Gemeindetags und des Ge-
nossenschaftsverbands Bayern bekundet.

Wie Prof. Dr. Stephan Götzl,
Vorstandsvorsitzender und Ver-
bandspräsident des Genossen-
schaftsverbands darlegte, biete
sich das Genossenschaftsmodell
geradezu ideal für diese Art von
gelebter Selbsthilfe an. Stabilität
und Insolvenzsicherheit zeichne-
ten Genossenschaften aus.

Laut Josef Mend, Erster Vize-
präsident des Bayerischen Ge-
meindetags, sind Sozialgenos-
senschaften eine besonders inno-
vative Form organisierter bür-
gerschaftlicher Selbsthilfe. Sie
könnten Lösungsmöglichkeiten
für eine Vielzahl an Lebensberei-
chen bieten, beispielsweise für
die soziale Infrastruktur in Ge-
genden mit Abwanderung oder
im Seniorenbereich. „Das ist ge-
lebte Selbsthilfe, die wir nach-
drücklich unterstützen.“

Verantwortung
für das Flächensparen

Gewürdigt wird vom Bayeri-
schen Gemeindetag zudem das
stete Bemühen bayerischer Ge-
meinden und Städte um eine ver-
ringerte Überplanung vonAußen-
bereichsflächen. Nach den Wor-
ten von Gemeindetagspräsident
Dr. Uwe Brandl sind sie sich ihrer
Verantwortung für das Flächen-
sparen bewusst. Im Bundes-
durchschnitt gesehen versiegeln
bayerische Gemeinden und Städ-
te am wenigsten Fläche.

Für Siedlung und Verkehr liegt
Bayern beim Anteil der versie-
gelten Fläche bei 11,2 Prozent,
Nordrhein-Westfalen hat einen
Anteil von 22,6 Prozent, das
Saarland von 20,8 Prozent, Hes-
sen von 15,2 Prozent, Baden-
Württemberg von 14,2 Prozent
und der Bundesdurchschnitt be-
trägt 13,9 Prozent.

„Der vor allem von Natur-
schutzverbänden immer wieder
erhobene Vorwurf, die Städte und
Gemeinden würden die schöne
bayerische Landschaft durch un-
gebremste Versiegelung zer-

stören“, entbehrt Brandl zufolge
jeglicher Grundlage. Man könne
nicht nach mehr zahlbarem
Wohnraum rufen und gleichzeitig
den Gemeinden verbieten, von
ihrer kommunalen Planungsho-
heit für die Schaffung von Wohn-
raum Gebrauch zu machen.

Praxisgerechtes Baugebot

Da man unbebaute Innenbe-
reichsgrundstücke nicht einfach
enteignen oder mit einer höheren
Steuer belegen kann, bleibe in
manchen Fällen kein anderer
Weg, als am Ortsrand Baugebiete
auszuweisen. „Wer etwas anderes
will, muss den Gemeinden und
Städten die entsprechenden In-
strumentarien zur Verfügung stel-
len“, betonte der Verbandschef.
Denkbar wäre nach seinen Über-
legungen eine Besteuerungsmög-
lichkeit brachliegender Grund-
stücke oder ein praxisgerechtes
Baugebot. DK

Region Allgäu im Haus der bayerischen Landkreise:

Paradebeispiel für
bayerische Zukunftskraft

Ausstellung mit Aktivprogramm

Mit einer Symbiose aus Tradition, Mächlertum und In-
novation präsentiert sich das Allgäu seit kurzem im
Haus der Bayerischen Landkreise in München. Erst-
mals zeigt sich dort eine gesamte Region - die vier Land-
kreise Ostallgäu, Unterallgäu, Lindau und Oberallgäu
sowie die drei kreisfreien Städte Kempten, Memmingen
und Kaufbeuren.

Feierlich eröffnet wurde die
Ausstellung vom Präsidenten des
Bayerischen Landkreistags, Land-
rat Jakob Kreidl, dem Leiter der
Bayerischen Staatskanzlei, Staats-
minister Thomas Kreuzer, MdL
und dem Oberallgäuer Landrat
und Aufsichtsratsvorsitzenden der
Allgäu GmbH, Gebhard Kaiser.

Wohlfühldestination

Letzterer wies darauf hin,
„dass wir uns in München als al-
pin geprägte Wohlfühldestinati-
on präsentieren wollen, als eine
Region, die sich für nachhaltiges
Wirtschaften und gesundes Le-
ben einsetzt und damit fit für die
Zukunft ist“.

Nach den Worten von Präsident
Kreidl „sollen die Münchner neu-
gierig aufs Allgäu werden“ und
so sorgen ausgefallene Aktivitä-
ten und Gewinne für Abwechs-
lung. Mit Kupferkesseln, Milch
und Zubehör reist Georg Gründl,
Senn und Leiter der Käseschule
Thalkirchdorf am 5. Juli nach
München. Zehn Münchner Paare
können so einmal selbst Käse her-
stellen und erfahren aus Meister-

hand, was für den guten Ge-
schmack nötig ist.

Höhepunkt dürfte ein Spie-
leabend mit den beiden Erfolgs-
autoren Michael Kobr und Volker
Klüpfel sein. Am 3. August kom-
men Besucher in den Genuss, mit
den beiden Autoren die Spiele
„Saustall“ und „Jagdfieber“ rund

um Kommissar Kluftinger zu be-
streiten.

Industrietradition

Kreidl zufolge vereint die Mar-
ke „Allgäu“ landwirtschaftlich
herausragende Naturräume mit
Industrietradition. Man sei sich
bewusst, dass neben dem Touris-
mus und einer starken Landwirt-
schaft das Allgäu auch als Stand-
ort für Industriebetriebe von be-
sonderer Bedeutung ist. „Nur wer
Arbeitsplätze bietet, wird die jun-
ge Bevölkerung halten können
und so ein attraktiver Standort

(Fortsetzung auf Seite 4)

Dr. Siegfried Balleis. Ï

V. l.: Eberhard Rotter, MdL; Thomas Kreuzer, MdL, Staatsminis-
ter und Leiter der Bayerischen Staatskanzlei; Gebhard Kaiser,
Aufsichtsratsvorsitzender der Allgäu GmbH und Landrat des
Landkreises Oberallgäu; Ulrike Müller, MdL, gemeinsam mit
Jakob Kreidl, Präsident des Bayerischen Landkreistags und
Landrat des Landkreises Miesbach. Ï
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ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Michael Mayer

89365 Röfingen
am 28.4.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Michael Kreitmeir

85241 Hebertshausen
am 5.5.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Karl Ballmann

97258 Hemmersheim
am 1.5.

Bürgermeister Otto Haslinger
84367 Reut/Tann

am 4.5.

Bürgermeisterin Claudia Kappes
97909 Stadtprozelten

am 29.4.

Bürgermeister Otto Probst
94264 Langdorf

am 30.4.

Bürgermeister
Friedrich Moßmeyer

Oberdachstetten
am 1.5.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Armin Schärtl

92507 Nabburg
am 3.5.

Bürgermeister Karl Bley
93149 Nittenau

am 7.5.

Bürgermeister Georg Els
85659 Forstern

am 27.4.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin

Elisabeth Kerscher
93109 Wiesent

am 7.5.

Bürgermeister Werner Schießl
84307 Eggenfelden

am 25.4.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir
bitten deshalb um rechtzeitige Be-
kanntgabe der bevorstehenden
runden Geburtstage.

Dramatischer
Anstieg der

Internetkriminalität
Bedrohung entschlossener bekämpfen

Mit einem „Cyberallianz-Zentrum Bayern“ beim Landesamt für
Verfassungsschutz will Innenminister Joachim Herrmann (CSU)
der immer stärker steigenden Gefahr aus dem Internet entgegen
treten. Ab Juli wird damit dem dramatischen Anstieg von Strafta-
ten begegnet, derWirtschaft, staatliche und kommunale Behörden
sowie Privatpersonen beunruhigt, schädigt und terrorisiert. „Wir
müssen diese Bedrohungen noch entschlossener bekämpfen“, kün-
digte der Minister in einer Regierungserklärung im Landtag an.
Der Staat habe eine Schutzpflicht gegenüber allen Bürgern.

Die mit Computern im Internet
verübte Kriminalität stieg letztes
Jahr in Bayern um neun Prozent
auf 11055 Fälle. Die Dunkelziffer
sei riesig, weil viele sich als Unter-
nehmer keine Blöße geben oder
als Privatpersonen Peinlichkeiten
vermeiden wollten. Der Schaden
geht nach den bisherigen Erkennt-
nissen in die Milliarden. Herr-
mann forderte eine Meldepflicht
für Angriffe auf Betreiber wichti-
ger Infrastrukturen. „Schadsoft-
ware, Virenprogramme und Troja-
ner können Kraftwerke, Stromnet-
ze, Telekommunikationsnetze
oder auch Banken stören oder so-
gar lahm legen.“ Die Polizei soll
zunächst weitere 25 beim Landes-
kriminalamt ausgebildete Infor-
matiker bekommen und so die
Zahl der „Cybercops“ verdoppeln.

500-Millionen-Programm

Hintergrund ist auch das von
Wirtschaftsminister Martin Zeil
(FDP) eingeleitete 500-Millionen-
Förderprogramm für die raschere
Einführung des schnellen Inter-
nets. Die Kommunen sollen den
Breitbandausbau zum Schwer-
punkt machen. Aber auch Hand-

werk, kleine Unternehmen und
Landwirtschaft seien gerade in
den Dörfern sonst nicht mehr le-
bensfähig.

Hervorragend gerüstet

Für die Regierungsparteien
bekundeten Florian Herrmann
(CSU) und Andreas Fischer
(FDP) die grundsätzliche Über-
einstimmung mit der Bewer-
tung der Situation und die an-
gekündigten Maßnahmen des In-
nenministers. Man sei „hervorra-
gend gerüstet“. Fischer warnte

indessen davor, die Bedrohung
durch die moderne Technik zum
Werk des Teufels zu machen.
Das Internet sei eine der größten
Entwicklungen der Menschheit.

Spezialisten benötigt

Die Opposition fand die Worte
des Ministers „ziemlich hohl“.
Herrmann koche mit seinen an-
gekündigten Maßnahmen „noch
nicht einmal mit Wasser“. Es sei
„nicht ein Hauch an Innovation“
zu spüren, befand Harald Schnei-
der(SPD). Susanna Tausend-
freund (Grüne) bewertete die
neuen Initiativen als Zustandsbe-
schreibung ohne neue Maßnah-
men und als Ausdruck von
Hilflosigkeit. 50 neue Experten
seien viel zu wenig. Die Politik
müsse alle Instrumente in die
Hand bekommen, die sich die
Fachleute wünschen. Anderer-
seits sei es nicht die Aufgabe des
Verfassungsschutzes, die Interes-
sen der Wirtschaft wahrzuneh-
men.

Bernhard Pohl (FW) stimmte
zu, es seien mehr Spezialisten
mit besonderer Ausbildung und
Sachausstattung vonnöten. Drin-
gend geboten sei die Regelung
der Vorratsdatenspeicherung.
Hier müsse der Bund neues
Recht setzen. rm

Präsidiumssitzung des Deutschen Landkreistags:

Ärztemangel und
Generationswechsel

Der Deutsche Landkreistag hat die Politik aufgefordert, die
Krankenhäuser gerade im ländlichen Raum besser als bisher zu
unterstützen sowie dem Problem des Ärztemangels wirksam zu
begegnen. Wie DLT-Präsident Landrat Hans Jörg Duppré
nach einer Präsidiumssitzung in Wetter an der Ruhr hervorhob,
müssten gerade im ländlichen Raum die Krankenhäuser finan-
ziell so ausgestattet sein, dass sie auch ohne die Erbringung zu-
sätzlicher Leistungen ihren Versorgungsauftrag erfüllen kön-
nen. Die Krankenhäuser benötigen noch im laufenden Jahr eine
substanzielle Soforthilfe.

Darüber hinaus ist Duppré zu-
folge der Ärztemangel auf dem
Land „heilbar, wenn alle Betei-
ligten an einem Strang ziehen
und insbesondere die Landkreise
besser in die Versorgungspla-
nung einbezogen werden. Ein
kraftvolles gemeinsames Agie-
ren fehlt bislang.“

Kernbereich

Die stationäre medizinische
Versorgung sei seit Jahrzehnten
ein Kernbereich der gesundheitli-
chen Verantwortung der Land-
kreise. Hieran habe sich trotz der
aus finanziellen Gründen in man-

chen Fällen erfolgtenAbgabe von
Kreiskrankenhäusern an private
oder freigemeinnützige Träger
nichts geändert. „Die Kranken-
häuser in den Landkreisen ge-
währleisten eine flächendeckende
Versorgung mit stationären medi-
zinischen Leistungen, insbeson-
dere der Grundversorgung, die
rund um die Uhr und ganzjährig
zur Verfügung steht. Dies wird
noch nicht hinreichend im Fall-
pauschalensystem honoriert“,
bemängelte Duppré.

Infrastruktur erhalten

Im Rahmen der Krankenhaus-
investitionen leisteten in vielen
Ländern auch die Landkreise ei-
nen erheblichen Beitrag. „Für
die Länder gilt, dass es einer
deutlichen Aufstockung der Lan-
desmittel für Krankenhausinve-
stitionen bedarf, um die Infra-
struktur auf einem angemesse-
nen Niveau zu halten.“

Grundversorgung

Vor dem Hintergrund des demo-
grafischen Wandels, aber auch im
Hinblick auf den zunehmenden
Ärztemangel, käme den ländli-
chen Krankenhäusern der wohn-
ortnahen Grund- und Regelversor-
gung eine besondere Bedeutung
zu. „Dem dient es beispielsweise,
wenn Leistungen der Grundver-
sorgung im Fallpauschalensystem
aufgewertet und hierdurch die
höheren Vorhaltekosten für die
notfallmedizinische Akutversor-
gung im ländlichen Raum refinan-
ziert werden oder wenn das Instru-
ment der Sicherstellungszuschläge
dadurch gestärkt wird, dass keine
Anrechnung auf den Landesbasis-
fallwert erfolgt.“ Zudem dürfe der
Orientierungswert zur Bemessung
der Kostensteigerung im Kranken-
hausbereich nicht politisch bemes-
sen werden, sondern müsse sich
an den tatsächlichen Kostensteige-
rungen orientieren.

Darüber hinaus sprach Duppré
das Problem des Ärztemangels
an: „Bereits heute unterstützen
die Landkreise zahlreiche Mo-
dellprojekte zur Sicherung der
gesundheitlichen Versorgung der
Menschen. So wurden mit Hilfe
der Kommunen beispielsweise
Pendel- bzw. Bürgerbusse und
Ärztehäuser bzw. Gesundheits-
zentren eingerichtet sowie Pro-
jekte zur Delegation ärztlicher
Leistungen durchgeführt.“ Um
die Bedarfsplanung mit beein-
flussen zu können, müsse bun-
desgesetzlich sichergestellt wer-
den, dass die kommunale Ebene
mit hinreichenden Mitwirkungs-
befugnissen in den Landesaus-
schüssen der Ärzte und Kran-
kenkassen vertreten sei, so der
DLT-Präsident.

Primärversorgung
im Mittelpunkt

Der Bundesgesetzgeber müsse
außerdem die Primärversorgung
in den Mittelpunkt seiner Akti-
vitäten rücken. „Vor allem bedarf
es wirksamer Instrumente zur
Bekämpfung der Unterversor-
gung insbesondere im hausärztli-
chen Bereich. Dazu kann auch die
Pflicht gehören, Nachbesetzungs-
anträge grundsätzlich ablehnen zu
müssen, wenn in einem Planungs-
bereich deutliche Überversorgung
herrscht“, erklärte Duppré.

Präsident Duppré
tritt nicht mehr an

Die Präsidiumssitzung diente
auch dazu, einen Generations-
wechsel im Deutschen Land-
kreistag einzuleiten. Präsident
Duppré (Südwestpfalz), der seit
2002 amtiert, kündigte an, im
Frühjahr 2014 für eine weitere
Amtsperiode nicht mehr zur Ver-
fügung zu stehen.

Da auch DLT-Vizepräsident
Dr. Michael Ermrich (Harz) in
den nächsten Monaten aus die-
sem Amt ausscheiden wird, gab
das Präsidium des Deutschen
Landkreistages eine einstimmige
Empfehlung ab, Landrat Rein-
hard Sager (Ostholstein) ab
Frühjahr 2014 zum Präsidenten
des Deutschen Landkreistages
zu wählen. Neuer Vizepräsident
soll dann Landrat Joachim Wal-
ter (Tübingen) werden. DK

Die GBW-Wohnungen
sind verkauft

Bemühungen um bessere Verträge für 32.000 Mieter gescheitert

Am Verkauf der Wohnungsbaugesellschaft GBW an den privaten
Immobilienkonzern Patrizia scheint nichts mehrzu ändern, um den
Eigentümerwechsel für die rund 88. 000 Mieter in fast 32.000 Woh-
nungen zukunftssicherer zu gestalten. Zu diesem Ergebnis sind in
hitzigen Kontroversen Staatsregierung und Koalition einerseits so-
wie andererseits die Opposition und das schon beim Verkaufspreis
unterlegene kommunale Bieterkonsortium unter Federführung des
Münchner Oberbürgermeisters Christian Ude (SPD) gekommen.
Ministerpräsident Horst Seehofer (CSU) gab den Versuch auf, über
eine Beteiligung der Bayerischen Landesstiftung am Patrizia-Kon-
zern für die Mieter eine gesichertere Zukunft zu erreichen.

Über eine Beteiligung der Lan-
desstiftung mit 50 Millionen Eu-
ro am Kaufpreis von 2,453 Milli-
arden Euro (einschließlich der
GBW-Schulden von 1,571 Milli-
arden) sollte erreicht werden, den
Mietern größere und zeitlich über
fünf Jahre hinaus reichende Si-
cherheiten durch Ergänzungen
der Mietverträge zu verschaffen.
Das hatte Finanzminister Markus
Söder (CSU) verkündet, als die
SPD-Fraktion unter dem Motto
„GBW: Mieterinnen und Mieter
verraten und verkauft“ im Land-
tag eine Aktuelle Stunde durch-

zog. Die Staatsregierung hätte mit
der EU-Kommission den eigenen
Kauf der GBW aushandeln kön-
nen.

Streit um Rechtssituation

Söder widersprach. Die EU ha-
be der Bayerischen Landesbank
(BLB) den Verkauf vorgeschrie-
ben, um die 10 Milliarden Euro
Staatskredit zurückzuzahlen, den
sie 2008 nach Zusammenbruch ih-
rer Tiroler Tochterbank HGAA
bekommen hatte. Ein staatli-
cher Kauf sei rechtlich nicht mög-

lich. So habe man versucht, über
eine Beteiligung der Landesstif-
tung neue Mietverträge aushan-
deln zu können.

Den Vorwurf, das Bieterkonsor-
tium sieben großer und kleinerer
Städte hätte ihr GBW-Kaufange-
bot erhöhen müssen, wies Ude
hinsichtlich finanzieller und recht-
licher Probleme zurück. Die mei-
sten der GBW-Wohnungen liegen
in München (32%), Nürnberg und
Erlangen (ca.17%), ferner in Re-
gensburg, Aschaffenburg, Milten-
berg, Dingolfing und Puchheim.
Insgesamt haben 103 Städte und
Gemeinden einige GBW-Woh-
nungen. Das Innenministerium
verwies darauf, die Konsortiums-
städte müssten sich beim Kauf
mittelfristig auf ihren lokalen
Wohnungsanteil beschränken und
den Überschuss verkaufen, aber
nicht an „beliebige Dritte“. Wie es
weitergeht, bleibt nach den Er-
klärungen und Polemiken beider
Seiten umstritten. rm

Die Landessieger freuen sich – zusammen mit E.ON Bayern-VorstandsvorsitzendemThomas Barth (l.),
Wettbewerbsleiterin Dr. Monika Christl (2. v. l.) und Staatssekretär Bernd Sibler (r.). Ï

Landeswettbewerb „Jugend forscht Bayern“ 2013:

Gewinner stehen fest
Zehn Jungforscher aus Bayern treten beim

Jugend forscht-Bundesentscheid an

Die Gewinner des bayerischen Jugend forscht-Landeswettbewerbs
stehen fest. In der Straubinger Joseph-von-Fraunhofer-Halle wur-
den die Landessieger in den Fachgebieten Arbeitswelt, Biologie,
Chemie, Geo- und Raumwissenschaften, Mathematik/Informatik,
Physik und Technik im Beisein von Staatssekretär Bernd Sibler,
Bayerisches Staatsministerium fürUnterricht und Kultus, undTho-
mas Barth, Vorstandsvorsitzender des Patenunternehmens E.ON
Bayern, ausgezeichnet. Der diesjährige Jugend forscht Wettbewerb
steht unter dem Motto „Deine Idee lässt dich nicht mehr los?“.

Unter 1.400 Jugendlichen ha-
ben sich in zehn bayerischen Re-
gionalwettbewerben 83 Jugendli-
che mit insgesamt 57 Forschungs-
projekten für die Teilnahme am
Landeswettbewerb 2013 qualifi-
ziert. Die Gewinner vertreten nun
Bayern beim anstehenden Bun-
deswettbewerb in Leverkusen.

Für Kultusstaatssekretär Bernd
Sibler sind die vielen Anmeldun-
gen ein Beweis dafür, dass an Bay-
erns Schulen Forschergeist und
Kreativität besonders gefördert
werden. Das bayerische Kultusmi-
nisterium unterstütze die Idee,
Schülerinnen und Schüler verstärkt
zum Forschen zu animieren, und
stelle für die Wettbewerbsrunden
von „Jugend forscht“ in Bayern so-

wohl personelle als auch finanziel-
le Mittel zur Verfügung. „Viele
Schülerinnen und Schüler haben
sich gemeinsam mit ihren Lehr-
kräften Gedanken zu Fragen des
21. Jahrhunderts gemacht. Sie ha-
ben hier in Straubing innovative
Projekte und beeindruckende Lö-
sungsansätze vorgestellt“, gratu-
lierte der Staatssekretär.

Der Vorstandsvorsitzende des
Patenunternehmens E.ON Bayern,
Thomas Barth, betonte die gesell-
schaftliche Tragweite der Jugend
forscht-Idee: „Erfolge und Fort-
schritte bei Forschung und Ent-
wicklung sind in allen Lebensbe-
reichen unverzichtbar. Um das zu
gewährleisten, brauchen wir For-
schergeist.“ So stehe E.ON Bay-

ern aktuell vor der Aufgabe, die
Energiezukunft in Bayern mit zu
gestalten. Das Zusammenspiel
von Stromnetzen und dezentraler
Energieerzeugung sei der Schlüs-
sel für die Energieversorgung von
morgen.Von daher arbeite das Un-
ternehmen intensiv an Fortschrit-
ten in der Netztechnologie. Die
Aufgabe, Zukunft zu gestalten, sei
allgegenwärtig. E.ON Bayern stel-
le sich dieserAufgabe auch mit ei-
nem umfangreichen gesellschaftli-
chen Engagement..

Erstplatzierte des bayerischen
Landesentscheids 2013:
øJakob Braun (16) aus Kleinost-

heim: Laurastro – Die ferngesteu-
erte Bremse fürs Laufrad
øLaura Geyer (18) aus Innernzell:
Farbensehen beim Goldfisch unter
besonderer Beachtung der Te-
trachromasie
øGabriel Salg (18) aus Weibers-
brunn: Supramolekulare Wirt-
Gast-Komplexe als Fluoreszenz-
marker in der Tumordiagnostik
und –therapie
øAdrian Bali (15) aus Vilshofen:
Numerische Berechnung von Pla-
netenbahnen in Doppelsternsyste-
men
øLennart Kleinwort (14) aus Zell:
FreeGeo – Dynamische Geome-

trie optimiert für Tablet-PCs und
Smartphones
øKevin Höllring (18) aus Nürn-
berg: Sicherung von Daten mittels
Delokalisierung in Rechnernetzen
øKorbinian Urban (18) aus Leng-
gries: Kurzzeitfotografie mithilfe
einer Flächenlichtschranke
øMaximilian Reif (17) aus Stadt-
bergen und Michael Stark (19) aus
Mering: safecopter – Der Quadro-
copter mit der virtuellen Knaut-
schzone
øJonas Engelhard (17) aus Rei-
chenschwand: Effizienzsteigerung
von Kläranlagen durch Sedimen-
tationsmessung. Ï
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Liebe Leserinnen
und Leser,

auch wenn die Haushalte für
2014 in den meisten Kommunen
erst zum Jahresende beschlos-
sen werden, beginnt in den Ver-
waltungen jetzt schon das Rech-
nen und Planen. Dabei geht es
um zweierlei: Wieviel Geld muss
für die vernünftige, aber sparsa-
me Erledigung der Aufgaben
aufgewandt werden? Wie hoch
werden deshalb die voraussicht-
lichen Ausgaben sein? Genauso wichtig ist aber:
Mit welchen Einnahmen können wir rechnen? Die
Bezirkshaushalte werden gespeist aus der Bezirks-
umlage. Deren Berechnung für das Jahr 2014 er-
gibt sich aus dem Steueraufkommen 2012. Der
Freistaat trägt außerdem über den Artikel 15 FAG
Ausgleichzahlungen für die Sozialhilfebelastun-

gen. In Oberbayern lagen diese in den letzten Jah-
ren bei etwa 11 Prozent Deckungsbeitrag.

Im Mittelpunkt steht natürlich, dass wir unsere
Aufgaben, vor allem im Sozialbereich, verant-
wortungsbewusst gestalten und an dem Bedarf
des Einzelnen ausrichten. Die Kosten - insbeson-
dere in der Eingliederungshilfe - nehmen weiter-
hin zu, prozentual am stärksten bei den Hilfen zur
Schulbildung (z.B. Schulbegleitung, integrative
Kindertageseinrichtungen und Schulgeld). Dies
ist für mich ein positives Zeichen dafür, dass wir
von Inklusion nicht nur reden, sondern sie auch
umsetzen. Dennoch muss die finanzielle Entwick-
lung kalkulierbar bleiben.

Mein Ziel als Bezirkstagspräsident ist es, dass
die Ausgaben des Bezirks transparent für seine
Umlagezahler sind. Ich weiß, wir sind momentan
in einer recht komfortablen Situation: Unserem
Haushalt 2013 liegt eine Umlagekraftsteigerung
um 13,16 Prozent zugrunde. Dies entspricht über
610 Millionen Euro. Nach drei rückläufigen

Jahren ist das Steuervolumen
damit erstmals wieder gestie-
gen. Die Umlagekraftzahl 2013
ist auf einem his-torischen
Höchststand und hat den bishe-
rigen Spitzenwert von 2009
erstmalig überschritten. Aller-
dings erhält der Bezirk
Oberbayern für 2013 aus dem
Topf des kommunalen Finanz-
ausgleichs nur 104,75 Millio-
nen Euro. Das sind gut 24 Mil-
lionen weniger als im Vorjahr.
Hintergrund ist ein Verteilungs-
schlüssel, der die in den ande-

ren sechs Bezirken weniger stark angestiegene
Steuerkraft berücksichtigt. Aufgrund der Steuer-
kraftsteigerung waren wir für 2013 in der glückli-
chen Lage, eine Umlagesenkung um 2,8 Punkte
auf jetzt 22 Punkte beschließen zu können.

Wichtig ist mir persönlich dabei immer, dass
wir eine gewisse Kontinuität wahren. Das scheint
nach jetzigem Ermessen möglich, auch wenn die
ersten Trendberechnungen der Steuerkraft 2012
ein deutliches Abflachen des Volumenanstiegs
vermuten lassen. Die anderen Bezirke werden
mutmaßlich höhere Steigerungsraten im Steuer-
aufkommen als Oberbayern zu verzeichnen ha-
ben und ziehen damit in der positiven Entwick-
lung, die bei uns bereits im letzten Jahr eingetre-
ten war, nach.

Die Ausgabenentwicklung im Sozialbereich
scheint sich im kalkulierten Rahmen zu bewegen:
Im Juli, wenn ich die Oberbürgermeister und
Landräte aus unserem Bezirk wieder nach Mün-
chen einlade, um über die aktuellen Prognosen
zur Bezirksumlage 2014 zu berichten, werden
sich diese Berechnungen hoffentlich verdichtet
haben. Dies ist ohnehin ein Kernpunkt meines
sehr kommunal geprägten Selbstverständnisses:
Der Austausch mit Landräten und Bürgermeis-
tern hat großes Gewicht; Transparenz der Ausga-
ben gegenüber den Umlagezahlern und aktive In-
formation haben Priorität. Als ehemaligem lang-
jährigen Bürgermeister und Kreisrat ist mir der
Schulterschluss der drei kommunalen Ebenen ein
persönliches Anliegen.

KolumneGZ Josef Mederer

Sparsames Wirtschaften
und Ausgabentransparenz

Seit 20 Jahren setzt sich Sternstunden für notleidende Kinder und Jugendliche
ein. Und ebenso lang wird die Benefizaktion des Bayerischen Rundfunks von
der BayernLB, den bayerischen Sparkassen, der Versicherungskammer Bayern
und der LBS Bayerische Landesbausparkasse unterstützt. Mehr als 2.200 Kinder-
hilfsprojekte wurden seit der Gründung von Sternstunden gefördert. Viele
weitere werden folgen.Wir, die Partner von Sternstunden, sagen Danke für die
großartige Arbeit. Wir sind stolz, dabei zu sein. pwww.sternstunden.de

VIER STARKE PARTNER
FÜR EINE GUTE SACHE.

Bayerischer Städtetag / Bezirksversammlung Mittelfranken:

„Bayern ist es wert, sich
Gedanken zu machen“

„Das Landesentwicklungsprogramm ist zu wichtig für Bayerns
Zukunft, als dass man es im parlamentarischen Galopp um die
Ecke treibt. Ein unfertiger Entwurf zur Landesentwicklung darf
nicht mit Blick auf den Wahltermin im Herbst durch das Parla-
ment gepeitscht werden“, betonte der Vorsitzende des Bayeri-
schen Städtetags, Nürnbergs Oberbürgermeister Dr. Ulrich Ma-
ly, bei der Bezirksversammlung Mittelfranken des Bayerischen
Städtetags in Herzogenaurach.

InAnwesenheit des Bezirksvor-
sitzenden der kreisfreien Ver-
bandsmitglieder in Mittelfranken,
Oberbürgermeister Dr. Thomas
Jung (Fürth), dem Bezirksvorsit-
zenden der kreisangehörigen Ver-
bandsmitglieder in Mittelfranken,
Erstem Bürgermeister Alfons
Brandl (Herrieden), Erstem Bür-
germeister Dr. German Hacker
(Herzogenaurach) sowie Bernd
Buckenhofer, Geschäftsführendes
Vorstandsmitglied des Bayeri-
schen Städtetags, wies Vorsitzen-
der Maly darauf hin, dass bei der
Anhörung des Bayerischen Land-
tags zum LEP im März der
Bayerische Städtetag zusammen
mit vielen weiteren Verbänden,
nicht zuletzt dem Bayerischen
Handwerkstag und dem Handels-
verband Bayern, vor einer überha-
steten Verabschiedung des LEP
gewarnt habe. Maly zufolge darf
man „bei der Landesentwicklung
nichts übers Knie brechen“.

StrengesAnbindungsziel

Die damalige Staatsregierung
habe sich 2006 unter Feder-
führung von Wirtschaftsminister
Erwin Huber bei der Fortschrei-
bung des Landesentwicklungs-
programms (LEP) für ein stren-
ges Anbindungsziel entschieden,
damit Gewerbegebiete nicht
mehr unbedacht in der Fläche an-
gesiedelt werden können. Maly:
„Wer nun wieder Lockerungen
fordert, bringt das einmalige
Weichbild der bayerischen Land-
schaft endgültig in Gefahr. Lan-
desplanung ist kein Teufelszeug
des Dirigismus, sondern will eine
geregelte Entwicklung des Lan-
des sichern.“

Landesentwicklung benötige
Regeln wie ein konsequentes
Anbindungsgebot, damit Bayern
nicht unter architektonischer Be-
liebigkeit, betonierter Lieblosig-
keit und asphaltierter Hässlich-
keit untergeht. Maly: „Unser
Bayern ist es wert, sich Gedan-
ken zu machen. Wir wollen kei-
ne Verhältnisse wie in den USA

oder in Norditalien mit wuchern-
den Siedlungsgeschwüren mit
Einkaufszentren am Ortsrand
und Wildwuchs von Industrie
mitten im Grünen. Das Anbin-
dungsgebot dämmt eine weitere
Zersiedelung ein.“

Mit Blick auf die EU-Richtli-
nie zur Vergabe von Dienstlei-
stungskonzessionen meinte der
Städtetagschef: „Die Europäi-
sche Kommission darf die Was-
serversorgung in kommunaler
Hand nicht der Liberalisierung
opfern. Wasserversorgung ist ein
elementarer Teil der kommuna-
len Daseinsvorsorge. Trinkwas-
ser ist keine Ware, sondern ein
Lebensmittel für alle.“ Es gehe
zwar nicht um eine Zwangspri-
vatisierung, aber um die Öffnung
einer Hintertür: Die EU-Kom-
mission öffne mit der Konzessi-
onsrichtlinie Konzernen einen
Zugang zur Daseinsvorsorge.

Auch wenn der französische
EU-Binnenmarktkommissar Mi-
chel Barnier immer wieder ab-
wiegle, bleibt laut Maly die
Furcht begründet: „Hier wird die
Türe einen Spalt geöffnet, um
mit der Wasserversorgung einen
elementaren Teil der kommuna-
len Daseinsvorsorge der Privati-
sierung zu öffnen. Die Tür
braucht überhaupt nicht geöffnet
zu werden – nicht einmal auch
nur einen kleinen Spalt. Denn
wenn jetzt die Tür einen Spalt
offen bleibt, kann sie in der Zu-
kunft sperrangelweit aufge-
stoßen werden.“

Dem breiten Bürgerwillen
Rechnung tragen

Selbst wenn Kommissar Bar-
nier sich inzwischen zu bewegen
scheint, bleibt Maly zufolge fest-
zuhalten: „Die Trinkwasserver-
sorgung darf nicht unter die
Konzessionsrichtlinie fallen. Die
Kommunen erwarten, dass die
bayerischen EU-Abgeordneten
keiner Richtlinie zustimmen,
welche die Wasserversorgung
einbezieht.“

Dies gelte auch für Bundes-
wirtschaftsminister Rösler, der
Deutschland im EU-Rat reprä-
sentiert. Die Kanzlerin müsse bei
Abstimmungen auf EU-Ebene
dem breiten Bürgerwillen gegen
eine Wasser-Privatisierung Rech-
nung tragen.

Stichwort Energiewende: „Wer
mit vielen Beteiligten ein Groß-
projekt umsetzen will, braucht
Klarheit: Der Bund muss zusam-
men mit Ländern, Kommunen,
Stadtwerken und Energieversor-
gern ein Gesamtkonzept für die
Energiewende erarbeiten“, erklär-
te Ulrich Maly. Die Energiewende
könne nur funktionieren, wenn
ein integriertes Energiemarktde-
sign einen Ausgleich zwischen
wirtschaftlichen und ökologi-
schen Belangen schafft, das die
Versorgung sichert und den Strom
bezahlbar hält.

Paradigmenwechsel

Wie der Verbandsvorsitzende
darlegte, „bedeutet die Energie-
wende einen Paradigmenwech-
sel“: „Erstens beschreiten wir ei-
nen Weg aus der Atomtechnolo-
gie und treiben den Ausbau von
regenerativen Energien voran.
Zweitens müssen wir strukturell
umdenken, von einer zentralen
Versorgung mit Atomkraftwer-
ken zur dezentralen Versor-
gungsstruktur mit Kleinkraft-
werken aus Sonne, Wind, Was-
ser, Biomasse oder Geothermie.“

Bislang lieferten einige zentra-
le Kraftwerke die Grundlast über
ein Einbahnnetz für das ganze
Land, nun müsse das Stromnetz
in ein fein differenziertes Ner-
vensystem erweitert werden, das
viele dezentrale Versorger flexi-
bel einbindet. Dies sei eine Her-
ausforderung für das Stromnetz
und die Netzsteuerung. Maly:
„Drittens bringt die Dezentralität
eine Herausforderung für die
Raumordnung: neue Strukturen
für Kraftwerke und Netze müs-
sen geplant sein, wir brauchen
neue Speicherkapazitäten, Netz-
ausbau und Netzumbau.“

Um Netze vor dem Zusam-
menbruch zu schützen, sprach
sich Maly dafür aus, die Anreiz-
regulierung so zu gestalten, dass
kommunale Energieversorger
über Investitionsanreize für ihre
Verteilnetze verfügen. DK

Kommunale Spitzenverbände zur Verkehrsministerkonferenz:

Finanzierungsstau
im Verkehrsbereich auflösen

Die kommunalen Spitzenverbände begrüßen, dass die Verkehrs-
minister der Länder darüber beraten, wie mehr Mittel für Straßen,
Schienen und Wasserstraßen bereitgestellt werden können. Die Er-
haltung und Verbesserung derVerkehrsinfrastruktur ist nachAuf-
fassung des Deutschen Städtetages, des Deutschen Landkreistages
und des Deutschen Städte- und Gemeindebundes eine Zukunfts-
aufgabe für Bund, Länder und Kommunen in Deutschland.

Die Länder setzen sich bei der
Verkehrsministerkonferenz mit
dem so genannten „Daehre-
Bericht“ zur Zukunft der Ver-
kehrsinfrastrukturfinanzierung
in Deutschland auseinander. Der
Bericht wurde im Dezember
2012 veröffentlicht und zeigt
eindrucksvoll die strukturelle
Unterfinanzierung der Verkehrs-
wege in Deutschland auf.

Im Bereich des kommunalen
Straßenbaus beziffert der Bericht
das Defizit auf jährlich ca. 2,2 Mil-
liarden Euro. Auch der ÖPNV ist
mit jährlich 600 Millionen Euro
unterfinanziert. „Vor allem muss
dieVerkehrsinfrastruktur von Städ-
ten, Kreisen und Gemeinden finan-
ziell nachhaltig gesichert werden.
Die zur Verfügung stehenden Mit-

tel gilt es noch effizienter zu ver-
wenden. Hierzu dient auch eine
Konzentration auf die Erhaltung
des bestehenden Straßensystems“,
so die Präsidenten des Deutschen
Städtetages, des Deutschen Land-
kreistages und des Deutschen
Städte- und Gemeindebundes,
Oberbürgermeister Christian Ude
(München), Landrat Hans-Jörg
Duppré (Südwestpfalz) und Ober-
bürgermeister Christian Schramm
(Bautzen).

Lkw-Maut auf
alle Straßen ausweiten

Die kommunalen Spitzenver-
bände begrüßen, dass sich die Län-
der mit den Vorschlägen der Kom-
mission auseinandersetzen. Diese

sehen vor, neben Haushaltsmitteln
auch Investitionshilfen des Bundes
beizubehalten und die Nutzerfi-
nanzierung auszudehnen. Die Prä-
sidenten der kommunalen Spitzen-
verbände plädieren ausdrücklich
dafür, die Lkw-Maut auf alle Stra-
ßen auszuweiten. Dies würde die
Verbindung zwischen Straßennut-
zung und -belastung angemessen
wiedergeben. „Die zusätzlichen
Mittel aus der Lkw-Maut müssen
dann aber auch der Verkehrsinfra-
struktur zufließen und in angemes-
senem Umfang für den Sanie-
rungsbedarf der Kommunen zur
Verfügung stehen.“

Die kommunalen Spitzenver-
bände unterstützen deshalb eine
Lösung, die dauerhaft und wirk-
sam der Unterhaltung der Ver-
kehrswege dient. Die Arbeit der
von den Ländern eingesetzten
Kommission sollte nach Auffas-
sung der kommunalen Spitzenver-
bände fortgeführt werden, um Vor-
schläge für die Umsetzung der
zukünftigen Verkehrsfinanzierung
auf den Tisch zu legen. Ï

Ihr Josef Mederer
Bezirkstagspräsident von Oberbayern
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(Fortsetzung von Seite 1)
nach Bedarf abgerufen werden.
Die Stromerzeugung aus regene-
rativen Energien wie Sonne und
Wind unterliegt jedoch einer zeit-
lich stark schwankenden Einspei-
sung, die besondere Anforderun-
gen an die Netzstabilität stellt. Vor
der Energiewende, so das Papier,
genügten in Deutschland überwie-
gend Pumpspeicherkraftwerke,
um die Spannung und Frequenz
des Stromnetzes stabil zu halten.
Diese Situation werde sich ver-
schärfen, sei aber durch den Zubau
weiterer Pumpspeicherkraftwerke
allein nicht zu lösen.

HoheAnfangsinvestitionen

Einerseits seien die Planungs-
und Genehmigungszeiten für
Pumpspeicherkraftwerke außeror-
dentlich lang und andererseits die
Anfangsinvestitionen sehr hoch.
Hinzu komme, dass Pumpspei-
cherkraftwerke nicht geeignet
sind, die saisonalen Schwankun-
gen der Stromüberschüsse auszu-
gleichen. Folglich müssten weite-
re Speichertechnologien ent-
wickelt und zum Einsatz gebracht
werden. Ergänzend zum Ausbau
der Speichermöglichkeiten müs-
sten Energie sowie Leistung ge-
spart werden. Zudem sei eine An-
passung des Verbrauchs an die vo-
latile Stromerzeugung aus Erneu-
erbaren Energien in die Wege zu
leiten.

Fakt sei, dass bereits heute An-
lagen der Erneuerbaren Energien
(Wasser, Wind und Sonne) mitun-
ter wegen temporärer Überpro-
duktion vom Netz genommen
werden müssen, wobei die Betrei-
ber dieserAnlagen für eine solche
Abschaltung vergütet werden
müssen. Unter diesen Vorausset-
zungen ist es nachAuffassung des
AKE auf jeden Fall sinnvoller,
diesen Überschussstrom als Wär-
me zu speichern oder in Hybrid-
kraftwerken zu nutzen, um elek-
trolytisch Wasserstoff zu gewin-
nen. Dieser könne über Brenn-
stoffzellen wieder verstromt oder
in Übereinstimmung mit gelten-
den Normen bis zu 5 % in das
Gasnetz eingespeist werden. Al-
ternativ könne aus Wasserstoff
synthetisches Methan (Erdgas) er-
zeugt und ohne Mengenbeschrän-
kung in das vorhandene Gasnetz
eingespeist werden.

Der Vorteil von synthetischem
Methan liege darin, dass die zum
Transport notwendige Infrastruk-
tur vorhanden ist, Methan in nahe-
zu beliebigen Mengen gespeichert
und zudem vielseitig, u. a. auch in
der chemischen Industrie und im

Fortsetzung von Seite 1
bleiben“, so der Verbandspräsi-
dent.

Laut Staatsminister Thomas
Kreuzer steht dasAllgäu heute so
gut da wie kaum eine andere Re-
gion in Bayern und Deutschland:
„Wir sind Bauernland Nummer
eins. Wir sind erfolgreicher Wirt-
schaftsstandort und attraktives
Urlaubsland. DasAllgäu steht für
Lebensqualität, für Nachhaltig-
keit, für Produkte aus der Heimat
für die Heimat und für Zukunfts-
kraft. Unsere Landwirte produ-
zieren Spitzenqualität in bester
Tradition.Allgäuer Bergkäse und
Allgäuer Emmentaler sind Ex-
portschlager von internationalem
Ruf. Und wir sind führend in der
Lebensmittel- und Verpackungs-
technologie.“

Tourismus mit
starkem Wachstum

Zudem boome der Tourismus
und wachse stärker als im übri-
gen Bayern. „Urlaub auf dem
Bauernhof“ werde immer belieb-
ter und sei für viele kleinere Höfe
ein wichtiges zweites Standbein.

Verkehrsbereich, eingesetzt wer-
den kann. Im gesamten deutschen
Gasnetz könnten 514 TWh che-
mischer Energie gespeichert wer-
den und in den Gasspeichern über
200 TWh, was dem Erdgasver-
brauch von mehreren Monaten
entspricht.

In seinem Positionspapier rät
derAKE außerdem dazu, verstärkt
auf Tiefengeothermie und Wasser-
kraft in Bayern als Strom- und
Wärmequelle zu setzen. Deren
„Riesen-Potential“ werde oft un-
terschätzt, machte Balleis deutlich.
Die Wasserkraft habe für Bayern
als „Energiespeicher“ und als En-
ergieangebot zur Grundlastsiche-
rung eine zentrale Bedeutung. Der
Anteil von 16 % zur Stromerzeu-
gung könne bis 2022 spürbar er-
höht werden. Neue Entwicklun-
gen von ökologisch vertretbaren
Kleinwasserkraftwerken lägen vor
und sollten für weitere Einrichtun-
gen berücksichtigt werden.

Reservekraftwerke nötig

Tatsache sei, dass es Zeiträu-
me mit großer Stromnachfrage,
aber geringer Erzeugung von re-
generativem Strom gibt, fuhr
Balleis fort. Für diese Fälle wür-
den Reservekraftwerke benötigt,
die in kürzester Zeit hoch- bzw.
heruntergefahren werden kön-
nen. Dafür eigneten sich beson-
ders Gasturbinenkraftwerke und
Kraft-Wärme-Kopplungsanla-
gen, die einen relativ hohen Wir-
kungsgrad aufwiesen.

Wenn jedoch nur 1.000 bis
2.000 Betriebsstunden pro Jahr
erforderlich sind, rechneten sich
Gasturbinenkraftwerke, die po-
tentiell über 8.000 Stunden im
Jahr laufen können, nicht mehr,
so der AKE-Vorsitzende. Hier
biete es sich an, ein dezentrales
System vieler kleinerer kommu-
naler Gas-BHKW mit einer Lei-
stung von 1 bis 2 MW zu instal-
lieren und die anfallende Wärme
in Nahwärmenetzen zu nutzen.

Denkbar sei auch, dem jüng-
sten Vorschlag der CSU-Landes-
gruppe im Deutschen Bundestag
zu folgen, in dem die Erzeugung
von volatilem Erneuerbarem
Strom an die Bereitstellung von
Ersatzkapazitäten geknüpft wird.
Dies könne beispielsweise durch
handelbare Zertifikate erreicht
werden, über die wiederum
hochmoderne Gaskraftwerke fi-
nanziert oder Biogasproduzen-
ten zu flexiblerer, ausgleichender
Einspeisung motiviert werden.

Ziel sollte es sein, zwischen
nicht regelbaren und regelbaren
regenerativen Energien zu unter-

scheiden und diese entsprechend
unterschiedlich zu vergüten. Bei-
spielsweise Strom aus Geothermie
oder Wasserkraft, der nahezu rund
um die Uhr verfügbar und in ge-
wissem Maße regelbar ist, müsste
somit eine höhere Einspeisevergü-
tung zustehen. Die höchste Ein-
speisevergütung könnte auf Bio-
gas entfallen, da es potentiell 365
Tage rund um die Uhr lieferbar
und darüber hinaus regelbar ist.

Positive CO2-Bilanz

Die CSU bekenne sich im
Übrigen dann eindeutig zur Bio-
energie, wenn Biomasse auch
aus organischen Reststoffen ver-
wendet und eine positive CO2-
Bilanz gesichert wird, die Nah-
rungsmittelerzeugung Priorität
hat sowie Monokulturen vermie-
den werden und ein nachhaltiger
Anbau geleistet wird, stellte der
AKE-Vorsitzende fest.

„Den Kommunen in Bayern
kommt bei der Umsetzung der
Energiewende eine Hauptrolle
zu“, konstatierte Siegfried Balleis.
Sie seien Planungs- und Geneh-
migungsinstanz und hätten damit
einen wesentlichen Einfluss auf
die Entwicklung und Umsetzung
ganzheitlicher Energieleitpläne.
Als Eigentümer kommunaler Lie-
genschaften (Schulen, Rathäuser
etc.) seien Städte und Gemeinden
im Bereich der Energieeinsparung
wichtige Vorbilder für die Bürger
und hätten einen steuernden Ein-
fluss auf die kommunale Energie-
versorgung. Um für die Kommu-
nen die administrative Umsetzung
der Energiewende zu beschleuni-
gen und entsprechende Gestal-
tungsmöglichkeiten zu schaffen,
müsse das Baugesetzbuch den
Zielen der Energiewende ange-
passt werden.

„Energiewende bedeutet Sy-
stemwende, d. h. Ausstieg aus der
zentralen Versorgung und Aufbau
einer dezentralen Energieversor-
gung, die eine funktionierende in-
terkommunale Zusammenarbeit
auf Landkreisebene und darüber
hinaus voraussetzt“, heißt es weiter
in dem Positionspapier. Eine regio-
nale/kommunale Energieversor-
gung schaffe mehr Versorgungssi-
cherheit, erhöhe die Wertschöp-
fung in der Region, bringe Stand-
ortvorteile für Gewerbe, leiste ei-
nen beispielhaften Beitrag zum
Klimaschutz, fördere zukunftsfähi-
ge Technologieentwicklungen und
sichere schließlich die Zukunfts-
fähigkeit der Region. „Die Kom-
munen müssen hierbei eineVorrei-
terrolle wahrnehmen“, machte
Balleis abschließend deutlich. DK

CSU-Arbeitskreis...

Darüber hinaus habe König
Ludwig II. mit seinem Märchen-
schloss Neuschwanstein dem
Allgäu noch eine zusätzliche At-
traktion verschafft.

Niedrige Arbeitslosigkeit

Dass das Allgäu - wie ganz
Schwaben - zu den Aufsteigerre-
gionen im Freistaat zählt, belege
die niedrige Arbeitslosigkeit:
Oberallgäu 3,4 Prozent, Lindau
3,3 Prozent, Ostallgäu 3,1 Prozent
und Unterallgäu 2,4 Prozent
(Stand: März 2013). „Dies ist
deutlich unter dem bayerischen
Durchschnitt von 4,2 Prozent –
von Deutschland ganz zu schwei-
gen“, machte Kreuzer deutlich.

Ausbau der Infrastruktur

Kontinuierliche Verbesserun-
gen mahnte der Minister beim
Ausbau der Infrastruktur, u. a.
beim vierspurigen Ausbau der
Bundesstraße 12 von Kempten
nach Buchloe, an. Das Allgäu
müsse noch besser an den Fern-
verkehr angeschlossen werden.

Bei der Schieneninfrastruk-

tur sei bereits viel erreicht worden.
Zum Beispiel seien die Allgäuer
Strecken durchgehend neigezug-
tauglich. Die Fahrzeit vom Allgäu
nach München müsse aber noch
deutlich kürzer werden. Kreuzer:
„Deshalb machen wir uns für die
Elektrifizierung der Allgäuer
Bahnstrecken stark. Wir haben die
entsprechenden Projekte für den
Bundesverkehrswegeplan ange-
meldet. Jetzt ist der Bund an Zug.“

Neues Energiezeitalter

Das Allgäu sei aber auch ein
Vorbild „für unseren Aufbruch in
das neue Energiezeitalter“, beton-
te Kreuzer. Der Windpark in Wild-
poldsried erzeuge schon jetzt drei-
mal so viel Strom wie die Gemein-
de verbraucht. „Das Besondere:
Die Bürger haben sich mit Eigen-
kapital am Windpark beteiligt. Die
Wildpoldsrieder haben Betroffene
zu Beteiligten gemacht. Das
schafftAkzeptanz!“

Die Ausstellung im Haus der
bayerischen Landkreise ist noch
bis 13. September 2013 (Montag
bis Donnerstag 8-16 Uhr, Freitag
8-12 Uhr) zu besichtigen. DK

Paradebeispiel für...

Wirtschaftsminister Zeil zu Frühjahrsgutachten:

„Aufschwung
ist intakt“

Bayerns Wirtschaftsminister Martin Zeil zeigt sich angesichts
der mittelfristig deutlich angehobenen Wachstumsprognosen
der führenden Forschungsinstitute weiterhin zuversichtlich.
„Das Frühjahrsgutachten bestätigt, dass die Wachstumskräfte
in Deutschland intakt sind. Bayern wird hierzu mit seiner star-
ken und international wettbewerbsfähigen Industrie einen Bei-
trag leisten. Ich rechne im Freistaat 2013 mit einem Wachstum
von gut einem Prozent und halte eine deutliche Steigerung 2014
für realistisch. Mit der kraftvollen Frühlingssonne werden wir
die konjunkturelle Durststrecke des trüben Winters nun hinter
uns lassen“, ist Zeil überzeugt.

Laut den Prognosen der Institu-
te ist für dieses Jahr in Deutsch-
land mit einem Wachstum von
0,8 Prozent und 2014 mit einem
deutlichen Wachstumsimpuls von
1,9 Prozent zu rechnen.

Zeil warnt allerdings davor,

mit Steuererhöhungsorgien, wie
von der Opposition anvisiert,
den Aufschwung aufs Spiel zu
setzen. „Wir müssen mit Vor-
fahrt für Investitionen und Inno-
vationen die Weichen für Wachs-
tum und Beschäftigung stellen.

Die Bayerische Staatsregierung
wird deswegen am bewährten
Dreiklang aus Sparen, Tilgen
und gezielten Investitionen fest-
halten. Das ist das richtige Sig-
nal für den Standort“, betont
Zeil.

Finanzstabilisierung

Darüber hinaus müsse die
Mahnung der Ökonomen ernst
genommen werden, die Stabili-
sierung der Staatsfinanzen überall
in Europa auf einen tragfähigen
Boden zu stellen. „Bayern geht
mit der Tilgung von 2,5 Milliar-
den Euro Altschulden mit gutem
Beispiel voran. Solide Haushalte
quer durch Europa wird es aber
nur geben, wenn die Staaten für
ihre Ausgaben auch selbst haften
müssen“, erklärt der Wirtschafts-
minister. Das gleiche gelte bei
Bankenrettungen für die Eigen-
tümer und Gläubiger maroder
Geldhäuser. Ï

Bayerische Allianz
für starken Klimaschutz

Start der 6. Bayerischen Klimawoche

Der Freistaat Bayern plant als Beitrag zum Klimaschutz unter
anderem, bis 2021 den Wärmebedarf in öffentlichen, privaten
und gewerblichen Gebäuden um 20 Prozent zu reduzieren. Das
betonte der Bayerische Umweltminister Dr. Marcel Huber an-
lässlich des Starts der 6. Bayerischen Klimawoche in Pfaffen-
hofen: „Wir können unsere Klimaziele erreichen und gleichzeitig
die Energiewende erfolgreich umsetzen. Dazu müssen wir ge-
meinsam anpacken. Jeder kann seinen Beitrag zum Klimaschutz
leisten: Jeder Beitrag zählt.“

Bayern hat ambitionierte Kli-
maziele: Bis 2020 soll der CO2-
Ausstoß pro Kopf und Jahr auf
deutlich unter 6 Tonnen gesenkt
werden. Als Vorreiter beim Kli-
maschutz hat Bayern bereits
2009 als erstes Bundesland eine
Klima-Anpassungsstrategie ent-
wickelt. Huber: „Der Klimawan-
del ist ein globales Problem mit
regionalen Konsequenzen. Er er-
fordert daher Lösungen vor Ort,
aber auch den Einsatz des Bun-
des. Der Bund ist insbesondere
gefordert, den Energie- und Kli-
mafonds langfristig mit ausrei-
chenden Mitteln auszustatten.“

Gebäudesektor

Besonderes Augenmerk im
Freistaat wird auf den Gebäude-
sektor gelegt, denn rund 40 Pro-
zent des Gesamtenergieeinsatzes
sowie 35 Prozent der CO2-Emis-
sionen entfallen auf Gebäude.
Bayern geht hier mit gutem Bei-
spiel voran: Zukünftig entstehen
neue Verwaltungsgebäude regel-
mäßig auf Basis des Passivhaus-
standards. Mit einem Sonderpro-

gramm von 150 Millionen Euro
wurden außerdem in den Jahren
2008 bis 2011 rund 450 staatliche
Gebäude energetisch saniert. Da-
durch konnten jährliche CO2-
Emissionen von über 32.000
Tonnen eingespart werden. Im
Freistaat werden damit jedes Jahr
über 105 Millionen Kilowatt-
stunden weniger Energie ver-
braucht.

Großes Engagement

Für den Klimaschutz sei aber
flächendeckend großes Engage-
ment nötig, für das breit geworben
werden müsse. Huber: „Klima-
schutz braucht starke Partner, die
als Multiplikatoren wirken und
Klimaschutzprojekte vor Ort um-
setzen. In der Klima-Allianz Bay-
ern haben sich 22 Partner aus der
Mitte der Gesellschaft zusammen
geschlossen. Die Bayerische Kli-
mawoche ist ein gemeinsames Er-
folgsmodell für gelebten Klima-
schutz.“ Ziel ist es, die Menschen
mit vielfältigen Aktivitäten für
den Klimaschutz und den verant-
wortlichen ökologischen Umgang

mit Energie zu sensibilisieren. Ex-
kursionen, Ausstellungen, Ener-
gieberatungen oder Workshops
sollen zum Weiterdenken und
Mitmachen anregen. Insgesamt
finden in der Klimawoche bay-
ernweit über 100 Veranstaltungen
statt, beispielsweise werden die
Ergebnisse des Projekts „Spar-
flamme“ der Evangelisch-Luthe-
rischen Kirche vorgestellt. Seit
2008 hat der Freistaat insgesamt
knapp eine Milliarde Euro für den
Klimaschutz ausgegeben. Damit
wurde ein Beitrag dazu geleistet,
den energiebedingten CO2-Aus-
stoß seit 1990 um über 1 Tonne
pro Kopf und Jahr auf jetzt 6 Ton-
nen zu senken. Das ist ein Drittel
niedriger als der Bundesdurch-
schnitt. Bis 2016 will Bayern rund
eine weitere Milliarde Euro in En-
ergie, Klimaschutz und Innovati-
on investieren.

Klimaschutz Bayern 2020

Der Veranstaltungskalender
und weitere Informationen
zur Klimawoche sind unter
www.klimawoche.bayern.de
abrufbar. Umfassende Informa-
tionen rund um das Thema Kli-
maschutz bietet die neue Bro-
schüre „Klimaschutz Bayern
2020“. Sie steht unter www.be-
stellen.bayern.de zum kostenlo-
sen Download zur Verfügung.
Weitere Informationen unter:
http://www.klima.bayern.de Ï

Aktivsenioren Bayern e.V.:

Stärkung der Regionen
In Zukunft werden nur noch drei statt bisher fünf Vorstände die
Geschäfte der Aktivsenioren führen. Die Verschlankung der
Führungsstruktur geht Hand in Hand mit einer Stärkung der 10
Regionen, die zukünftig selbständiger arbeiten und mehr Verant-
wortung übernehmen werden. Der Zentralvorstand wird sich auf
wichtige Strategie- und Koordinierungsaufgaben sowie die
Führung der Finanzen beschränken. Als ersten Vorsitzenden hat
die Mitgliederversammlung Herrn Dr. Peter Ramm, bisher Regio-
nalleiter von München/Umland gewählt. Zum neuen Finanzvor-
stand ist Herr Franz Griesser und zur Schriftführerin Frau Helga
Retsch-Preuss bestellt worden. Frau Retsch-Preuss, die sich auch
um Organisationsfragen kümmern wird, ist in der fast 30-jährigen
Geschichte derAktivsenioren die erste Frau im Vorstand.

Der Jurist Ramm (72), der als
Student in München, Brüssel
und New York internationale Er-
fahrung gesammelt hat, hat sein
gesamtes Berufsleben bei Sie-
mens verbracht, zuletzt als Bera-
ter aller europäischen Personal-
abteilungen des Unternehmens.
2007 wurde er Mitglied der Ak-
tivsenioren und übernahm 2008
die Leitung der Region Mün-
chen/Umland. Neben der Stär-
kung der Regionen will er sich
vor allem darum bemühen, dass
die Aktivsenioren sich neuen
Herausforderungen stellen, da-
mit die Beratungstätigkeit für die
Mitglieder interessant bleibt und
Spaß macht. „Die Zufriedenheit

unserer Kunden muss darüber-
hinaus oberste Priorität behal-
ten“, sagt Ramm. Schließlich
will er in seiner Vorstandszeit die
schon jetzt eindrucksvollen Akti-
vitäten im Bildungssektor aus-
bauen.

Umfangreiche Berufs-
und Lebenserfahrung

Die Aktivsenioren haben im
letzten Jahr zusammen mit ihrem
Leitbild auch ihren Leitsatz mo-
dernisiert. „Unsere Erfahrung für
Ihre Zukunft“ anstelle „Helfer in
Wirtschaft und Technik“ betont
stärker als bisher den umfassen-
den Leistungskatalog, den die

Aktivsenioren heute anbieten.
So kommt die umfangreiche Be-
rufs- und Lebenserfahrung der
Aktivsenioren nicht nur kleinen
und mittleren Unternehmen oder
Existenzgründern zu Gute, son-
dern inzwischen auch vielen
Haupt-, Real- und Mittel-, Gym-
nasial- oder auch Hochschülern.
Den einen helfen die Aktivsenio-
ren Leseschwächen zu überwin-
den, andere machen sie fit für
den Beruf und wieder anderen
stehen sie in der Formulierung
eines konkreten Business-Plans
zur Seite. Unter dem neuen Vor-
stand sollen sowohl die Bera-
tungsaktivitäten auf neue Ge-
schäftsfelder ausgedehnt als
auch die Bildungsinitiativen ge-
stärkt und ausgebaut werden.

Die Aktivsenioren Bayern e.V.
sind ein gemeinnütziger Verein
mit Hauptsitz in München, der
1984 gegründet wurde. Mehr als
300 ehemalige Führungskräfte
aus Wirtschaft, Verwaltung und
Banken aus allen Regionen Bay-
erns geben ihr umfangreiches
Wissen ehrenamtlich im Dienst
der Wirtschaft und Gesellschaft
weiter. Ï
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Ohne uns fehlt Ihnen was.

www.lfa.de

Wir fördern die Energiewende – für die Zukunft Bayerns.

Sie investieren in Energieeinsparung oder umweltfreundliche
Energieträger? Die LfA Förderbank Bayern unterstützt kommunale
Infrastrukturprojekte mit zinsgünstigen Finanzierungen.

Lassen Sie sich persönlich und kostenlos beraten.
Telefon: 0800 / 21 24 24 0

290 Mio. Euro für
Handelsunternehmen

Förderkredite helfen rund 900 bayerischen Firmen
bei Investitionen

Die LfA Förderbank Bayern hat Handelsunternehmen im ver-
gangenen Jahr 290 Millionen Euro an zinsgünstigen Krediten
zugesagt. Die Förderkredite gehen an rund 900 kleine und mitt-
lere Firmen in Bayern, die damit Investitionen in Höhe von rund
410 Millionen Euro verwirklichen wollen um ihreWettbewerbs-
fähigkeit auszubauen. Die Branche befindet sich insbesondere
durch e-commerce im Strukturwandel.

„Der Handel gehört in Bayern mit rund 114.000 Unternehmen,
254 Milliarden Euro Umsatz und rund 692.000 Beschäftigten zu
den größten und dynamischsten Branchen. Es sind vor allem mit-
telständische Betriebe, die hier ihre vielfältigen Möglichkeiten nut-
zen. In Zeiten von e-commerce und dem dadurch bedingten Struk-
turwandel investieren die Unternehmen kräftig in ihre Wettbe-
werbsfähigkeit und nutzen dabei die günstigen Förderkredite der
LfA“, erklärt Bayerns Wirtschaftsminister Martin Zeil, der auch
dem LfA-Verwaltungsrat vorsteht.

Sicherung von 25.000 Arbeitsplätzen

LfA-Chef Dr. Otto Beierl sagt: „Im Schnitt hat jedes geförderte
Handelsunternehmen einen Kredit über 330.000 Euro erhalten und
sich damit Investitionen in Höhe von 470.000 Euro vorgenommen.
Durch die Investitionen werden in Bayern 1.300 neue Arbeitsplät-
ze geschaffen und 25.000 Arbeitsplätze gesichert. Die Unterneh-
men nutzen das Geld zumeist für Modernisierungen, Betriebser-
weiterungen und Energieeffizienzmaßnahmen. Der bayerische
Handel denkt an morgen und handelt kundenorientiert.“

Die LfAist die staatliche Spezialbank zur Wirtschaftsförderung in
Bayern. Die Förderkredite werden grundsätzlich bei den Hausban-
ken der Unternehmen beantragt und über diese ausgereicht. Ï

Geplante Änderung des Kommunalabgabengesetzes (KAG):

Rückstellungen für
Investitionen und Sanierungen

Der Ministerrat hat vor kurzem den Gesetzentwurf zur Ände-
rung von Art. 8 des Kommuanlabgabengesetzes (KAG) beschlos-
sen, der den Kommunen eine weitere freiwillige Option zur finan-
ziellen Vorsorge für künftige Investitions- und Sanierungsauf-
wendungen bieten soll. Der administrative Mehraufwand ist nicht
zu unterschätzen.

Der Bayerische Städtetag hat
bereits im Rahmen der Kämme-
rertagungen 2012 über die geplan-
te Gesetzesänderung informiert.
Schon seit 2000 steht den Kom-
munen die Möglichkeit offen, mit
einer Verbreiterung der Abschrei-
bungsbasis auf zuwendungsfinan-
ziertes Anlagevermögen Rückla-
gen für künftige Investitionsmaß-
nahmen zu bilden. Diese Variante
wurde von den Städten und Ge-
meinden trotz ihrer einfachen Um-
setzbarkeit nur selten in Anspruch
genommen.

LfU-Gutachten

Laut eines vom Bayerischen
Landesamt für Umwelt inAuftrag
gegebenen Gutachtens (Stand:
2006/2007) sind knapp 16 Prozent
der Schmutz- und Mischwasser-
kanäle im Freistaat kurz- bis mit-
telfristig sanierungsbedürftig. Zur
Vermeidung von Gebührensprün-
gen soll es den Kommunen mit ei-
ner Änderung des Art. 8 KAG
möglich sein, in Höhe der Diffe-
renz aus den jährlichen Abschrei-
bungenaufAnschaffungs-undHer-
stellungskosten (AHK) und Wie-
derbeschaffungszeitwerte (WBZ)
eineSonderrücklage(Rückstellung)
anzusparen.

Neuermittlung der WBZ

Während die historischen AHK
bislang die führende Abschrei-
bungsbasis waren, müssen die
WBZ regelmäßig neu ermittelt
werden. Unter dem WBZ ist der
Preis zu verstehen, der zum Be-
wertungszeitpunkt für die Erneue-
rung eines vorhandenen Vermö-
gensgegenstandes durch einen sol-
chen gleicherArt und Güte gezahlt
werden müsste. Dabei steht es den

Einrichtungsträgern offen, erhöhte
Abschreibungen auf WBZ auf die
gesamte Einrichtung oder ledig-
lich auf einzelne Anlagegüter an-
zuwenden.

Die praktischeAnwendung wird
maßgeblich davon abhängen, wel-
cher Aufwand die Ermittlung des
WBZ mit sich bringt. Dafür soll u.
a. eine Indexmethode zugelassen
werden, um kostenintensive Gut-
achten zu vermeiden. Die Ermitt-
lungderRückstellungsbeträgewird
eine weitere Nebenrechnung erfor-
dern, selbst beiVorhaltung einer in-
tegriertenAnlagenbuchhaltung.

Abstimmung mit
Spitzenverbänden

Die haushaltsrechtlichen Anfor-
derungen werden derzeit noch
abgestimmt. Aktuell arbeitet das
Staatsministerium des Innern an ei-
ner Vollzugsbekanntmachung, die
mit den kommunalen Spitzenver-
bänden abgestimmt wird. Darin
sollen Hinweise und Ermittlungs-
methoden Eingang finden, die den
Vollzug erleichtern. Die Wahl der
Abschreibungsmethode soll für je-
den Kalkulationszeitraum neu ge-
troffen werden können.

Grundsätzlich begrüßt wird die
Änderung des KAG, um die beste-
henden gesetzlichen Möglichkei-
ten der Städte und Gemeinden zur
Bildung von Rückstellungen für

Unternehmensgründer
schätzen Genossenschaftsbanken
In Bayern sind die Volksbanken und Raiffeisenbanken bevor-
zugteAnsprechpartner, wenn es um Unternehmensgründungen
geht. Darauf weist der Anteil der Kreditgenossenschaften am
Förderkreditgeschäft der LfA Förderbank Bayern für mittel-
ständische Unternehmensgründer im Freistaat hin.

So reichten sie im vergangenen Jahr Startkredite in Höhe von rund
165 Millionen Euro aus. Das entspricht fast 61 Prozent des Gesamt-
volumens aller bayernweit vermittelten LfA-Startkredite. Dieses be-
lief sich im Jahr 2012 auf insgesamt knapp 271 Millionen Euro. Da-
mit sind die Genossenschaftsbanken Marktführer in diesem Förder-
kreditsegment.

Mit dem LfA-Programm soll die Gründung von Unternehmen
insbesondere in Handwerk, Handel und im Dienstleistungssektor
ebenso unterstützt werden wie der Start in eine freiberufliche Tätig-
keit. „Mit ihrem Engagement leisten die Volksbanken und Raiffei-
senbanken einen ganz wesentlichen Beitrag dazu, dass sich der Mit-
telstand in der bayerischen Wirtschaft kontinuierlich erneuert und
wächst“, so Stephan Götzl, Präsident des Genossenschaftsverbands
Bayern (GVB). Ï

Ergebnisse der Kassenstatistik der bayerischen Kommunen:

Überschuss steigt - aber
Dämpfer im letzten Quartal
Die Gesamteinnahmen der bayerischen Kommunen 2012 verzeich-
neten mit 31,662 Mrd. Euro einen Zuwachs von knapp einem Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr. Die kassenmäßigen Gesamtausgaben
der Kommunen waren mit 30,404 Mrd. Euro im Vergleich zu 2011
leicht rückläufig (- 1,1 Prozent). Für 2012 ergibt sich ein positiver
Finanzierungssaldo von 1,258 Mrd. Euro.

Dies ist gegenüber dem Vorjahr
(+ 625 Mio. Euro) eine Verbesse-
rung, wenngleich die Überschüsse
aus 2007 (+ 2,353 Mrd. Euro) und
2008 (+ 1,811 Mrd. Euro) deutlich
unterschritten werden. Die Steuer-
einnahmen verzeichneten im Be-
richtszeitraum mit 14,017 Mrd.
Euro einen Anstieg um 3,8 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr.

Gewerbesteueraufkommen

Trotz der positiven Tendenz
bleibtdasErgebnishinterdenProg-
nosen der letzten Steuerschätzung
(+ 6,2 Prozent) zurück. Grund
dafür ist das Gewerbesteuerauf-
kommen, das mit einem Volumen
von 6,093 Mrd. Euro (Netto) nur
geringfügig über dem Vorjahresni-
veau liegt (+ 0,5 Prozent). Damit
wurde der Prognosewert aus der
letzten Steuerschätzung (+ 6,2
Prozent) deutlich verfehlt.

Insgesamt mussten die Kom-
munen bei der Netto-Gewerbe-
steuer im letzten Quartal mit ei-
nem Minus von 25 Prozent einen
„Dämpfer“ hinnehmen, der sich
sowohl bei den kreisfreien Städten
(- 33,5 Prozent) als auch im
kreisangehörigen Bereich (- 14,2
Prozent) niedergeschlagen hat.

Höhen und Tiefen

Der Verlauf der Gewerbesteuer
war für viele Städte und Gemein-
den im letzten Jahr mit Höhen und
Tiefen verbunden. Die Gewerbe-
steuerentwicklung stellt sich regio-
nal sehr unterschiedlich dar. Dage-
gen gab es beim Gemeindeanteil
an der Einkommensteuer mit ei-
nem Gesamtaufkommen von
5,574 Mrd. Euro einen kräftigen
Zuwachs (+ 8 Prozent), der den
Prognosen der Steuerschätzer (+
7,9 Prozent) entspricht. Auch die
Beteiligung an der Umsatzsteuer
(611 Mio. Euro) hat deutlich zuge-
legt (+ 5,9 Prozent).

Das Plus von rd. 3,7 Prozent bei
den Personalausgaben (7,902
Mrd. Euro) resultiert im Wesentli-
chen aus den tarifbedingten Er-

höhungen und den Folgen des Per-
sonalmehrbedarfs bei Kinderbe-
treuung. Die Verwaltungs- und
Betriebsaufwendungen blieben
mit 5,622 Mrd. Euro auf dem Ni-
veau des Vorjahres. Die Leistun-
gen der Sozialhilfe und die sonsti-
gen sozialen Leistungen sind trotz
der gutenArbeitsmarktlage wieder
deutlich gestiegen. Bei den Trä-
gern der Sozialhilfe beträgt der
Anstieg 6,4 Prozent (kreisfreie
Städte), 7,6 Prozent (Landkreise)
und 3,3 Prozent (Bezirke).

Bauinvestitionen

Die Bauinvestitionen bewegten
sich mit 4,193 Mrd. Euro deutlich
unter dem Niveau des Vorjahres (-
8,3 Prozent), was vor allem dem
Auslaufen des Konjunkturpakets II
geschuldet ist. Die Kreditaufnah-
men blieben wie im Vorjahr mit
1,383Mrd.Euromerklichunterder
Schuldentilgung (1,750 Mrd. Eu-
ro). Der Schuldenstand der kom-
munalen Körperschaften (ohne Ei-
genbetriebe) dürfte nach unseren
Berechnungen Ende 2012 auf

14,618 Mrd. Euro gesunken sein.
Wie sich nach dem dritten Quar-

tal 2012 abgezeichnet hat, wurde
der positive Finanzierungssaldo
aus dem Vorjahr (+ 625 Mio. Eu-
ro) mit 1,258 Mrd. Euro deutlich
übertroffen. Erfreulich ist für
Kämmerer die Entwicklung bei
den Steuerbeteiligungsbeträgen
(Einkommensteuer, Umsatzsteu-
er). Bei der Gewerbesteuer bleibt
der Ausblick wegen der Rück-
schläge im letzten Quartal nicht
sorgenfrei. Der kassenmäßige
Überschuss in 2012 ist zwar er-
freulich, aber es ist „nur“ ein Ge-
samtsaldo, der regionale Unter-
schiede nicht abbildet. Zudem
lassen sich damit die vielerorts
aufgeschobenen Unterhalts- und
Investitionsmaßnahmen nicht
aufholen. Ï

KfW-Programme:

HypoVereinsbank baut
Ausreichung 2012 deutlich aus

Die HypoVereinsbank hat 2012 die Vergabe von Förderkrediten
derKfWan mittelständische Kunden und Unternehmen aus dem
öffentlichen Sektor gegenüber dem Vorjahr erneut deutlich aus-
gebaut. Mit insgesamt 1,1 Milliarden Euro stieg das überdie KfW
vermittelte Kreditvolumen an diese Kundengruppen um 39 Pro-
zent gegenüber 2011. Damit hat die HypoVereinsbank 2012 5,6
Prozent aller KfW-Kredite an Unternehmen sowie den öffentli-
chenSektorvermittelt. ImJahrzuvorwarenesnochrund4,3Pro-
zent gewesen.

Die HypoVereinsbank gehört damit zu den zehn größten Part-
nern der KfW. Beim wichtigsten Breiten-Förderprogramm für
gewerbliche Antragsteller, dem „KfW-Unternehmerkredit“, hat
die HypoVereinsbank 2012 sogar das größte Volumen aller mit
der KfW zusammenarbeitenden Hausbanken durchgeleitet und
ist damit die Nummer 1: Mit mehr als 420 Millionen Euro aus
diesem Förderprogramm wurden über 75 Prozent mehr Kredit-
volumen vermittelt als 2011.

Wichtiger Partner des Mittelstands

„Die HypoVereinsbank ist als echte Unternehmer Bank einer der
wichtigsten Partner des deutschen Mittelstands. Mit über 60 Milli-
arden Euro an ausgereichten Krediten sind wir die Nummer 2 der
Unternehmensfinanzierer in Deutschland. Diese Position wollen
wir weiter ausbauen, auch über die weitere Forcierung der Vermitt-
lung von öffentlichen Förderkrediten etwa der KfW. Bis 2015 wol-
len wir unser Kreditvolumen insgesamt um fünf Milliarden Euro
erhöhen. Zusätzlich zu diesen Eigenmitteln soll die Ausreichung
von Förderkrediten im gleichen Zeitraum um mindestens 20 Pro-
zent im Vergleich zu 2012 steigen“, so Lutz Diederichs, Mitglied
des Vorstandes der HypoVereinsbank und dort verantwortlich für
die Unternehmer Bank.

Die HypoVereinsbank steht ihren rund 410.000 Unternehmens-
kunden bundesweit mit 35 speziell ausgebildeten Förderexperten
an den Standorten München, Hamburg und Düsseldorf zur Verfü-
gung. Als eine der ersten Banken in Deutschland informiert sie ih-
re Kunden auch via Web-Seminare über die Möglichkeiten von
Förderkrediten. Ï

künftig entstehenden Kostenauf-
wand zu erweitern. Allerdings
muss die angekündigte Vollzugs-
bekanntmachung eine einfache,
praxistaugliche und mit vertretba-

rem Mehraufwand vollziehbare
Umsetzung sicherstellen. Andern-
falls geht die Gesetzesänderungs-
initiative an den Interessen der
Kommunen vorbei. IBSt
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S-Finanzgruppe:

Weiterhin Marktführer
im Fördergeschäft

Sparkassen und BayernLB insbesondere bei Umweltprogrammen stark

Die bayerischen Sparkassen und die BayernLB haben ihren Spit-
zenplatz im Förderkreditgeschäft im Jahr 2012 verteidigt: Die S-
Finanzgruppe reichte 38,7 Prozent aller in Bayern vergebener För-
dermittel der staatlichen Förderinstitute KfW, LfA Förderbank
Bayern und Landwirtschaftlicher Rentenbank aus. Damit hielt sie
ihren Marktanteil bei einem insgesamt leicht wachsenden Markt
nahezu stabil und lag wie schon im Vorjahr vor den Genossen-
schafts- und Privatbanken. Mit Darlehen staatlicher Förderbanken
können Firmen, Privatleute, Kommunen oder Landwirte förder-
fähige Investitionen zinsgünstig fremdfinanzieren. Die Kredite kön-
nen sie aber nur über ihre Hausbanken abrufen und nicht bei den
Förderbanken direkt.

„Durch das Einbinden von För-
dermitteln können Privatleute und
Firmen ihre Finanzierungskosten
optimieren“, sagt Prof. Dr. h. c.
Rudolf Faltermeier, Vizepräsident
des Sparkassenverbandes Bayern.
„Die S-Finanzgruppe unterstützt
die Wirtschaft in Bayern seit vie-

len Jahren umfassend bei derAus-
wahl und Einbindung von passen-
den Fördermöglichkeiten. Dabei
bringen die Sparkassen mit ihrer
regionalen Nähe zum Kunden und
die BayernLB mit ihrem Fach-
Know-how ihre Stärken zum
Wohl der Kunden ein.“

Sparkassen und BayernLB ge-
meinsam steigerten das Volumen
der an ihre Kunden in Bayern
durchgeleiteten Förderkreditzusa-
gen im vergangenen Jahr um 7,1
Prozent auf 3,6 Mrd. Euro. Davon
entfallen 2,8 Mrd. Euro auf Darle-
hen, die die Sparkassen vergeben
haben und 0,8 Mrd. Euro auf
Darlehen der BayernLB an ihre
Kunden.

3,7 Prozent mehr
Förderanträge

Die Zahl der von der S-Finanz-
gruppe insgesamt bearbeiteten
Förderanträge wuchs um 3,7 Pro-
zent auf mehr als 25.500 Stück.
Das von der BayernLB verwaltete
Fördermittel-Bestandsgeschäft
umfasste zum Jahresende 2012
nahezu 200.000 Darlehen mit ei-
nem Volumen von 13,4 Mrd. Eu-
ro. Davon stammen 11,9 Mrd. Eu-
ro aus Krediten der bayerischen
Sparkassen.

„Wir werden auch im Jahr 2013
alles dafür tun, um Bayern ge-
meinsam mit den Sparkassen mit
Förderkrediten zu versorgen und
Marktführer zu bleiben“, betont
Michael Bücker, Firmenkunden-
vorstand der BayernLB, der das
Fördergeschäft verantwortet. „Wir

erwarten ein weiterhin hohes För-
deraufkommen für alle Maßnah-
men, die zu einem effizienteren
und sparsameren Umgang mit En-
ergie beitragen. Daraus ergeben
sich für die Sparkassen und für uns
interessante Geschäftsmöglichkei-
ten von denen auch die Kunden
profitieren.“

KfW-Programm

Im Jahr 2012 schnitten Sparkas-
sen und BayernLB besonders stark
bei Förderprogrammen ab, die auf
densparsamenundeffizientenUm-
gang mit Energie abzielen und das
Erreichen der Energiewende unter-
stützen. Einen hohen Marktanteil
erreichte die S-Finanzgruppe bei-
spielsweise mit 42,5 Prozent im –
bezogen auf das Volumen – po-
pulärsten KfW-Programm „Ener-
gieeffizient Bauen“, das Privatleute
beim Bau und Erwerb von Woh-
nimmobilien mit geringem Ener-
giebedarf unterstützt.

LfA-Programme

Beim „KfW-Energieeffizienz-
programm“, das Investitionen von
Unternehmen in Energie sparende
Maßnahmen unterstützt, vergaben
Sparkassen und BayernLB rund
47,4 Prozent der Mittel. Bei den
LfA-Programmen war die S-Fi-
nanzgruppe unter anderem beim
„Investivkredit Energie“ und
dem „Ökokredit“ führend und
reichten jeweils ungefähr die
Hälfte der Darlehen aus. Diese
Programme unterstützen Investi-
tionen kleiner und mittlerer Un-
ternehmen in Maßnahmen zum
Umweltschutz. Ï

100.000 Euro für Stiftung
Lichtblick Hasenbergl

Benefizkonzert in der Stadtsparkasse München bringt
Rekordsumme für bedürftige Kinder und Jugendliche

Bei einer musikalischen Frühlings-Gala in der Stadtsparkasse
München im Tal kam die stolze Summe von genau 100.000 Eu-
ro für die Stiftung Lichtblick Hasenbergl zusammen. Die
Stadtsparkasse hatte zu dem Benefizkonzert zahlreiche Unter-
nehmen, Geschäftspartner sowie Privatpersonen eingeladen,
die den guten Zweck großzügig unterstützten.

„Was gibt es Schöneres, als Gut-
es zu tun und dabei Freude zu ha-
ben“, zitierte Harald Strötgen, Vor-
standsvorsitzender der Stadtspar-
kasse München, in seiner Rede
Franz Beckenbauer. Auf dem
symbolischen Spendenscheck
stand noch die ursprüngliche Sum-
me der gesammelten Beträge von
82.140 Euro, spontan entschieden
die anwesenden Vorstände der
Stadtsparkasse, diese Summe auf
90.000 Euro aufzurunden.

Dies veranlasste wiederum ein
Kuratoriumsmitglied der Stiftung
Lichtblick Hasenbergl, das na-
mentlich nicht genannt werden
möchte, weitere 10.000 Euro
draufzulegen, um zur runden Ge-
samtsumme von stolzen 100.000
Euro zu kommen, die an dem
Abend für den guten Zweck ein-
gesammelt wurden.

Grußworte per Videobotschaft
sandte der Schirmherr der Früh-

lingsgala, Oberbürgermeister Chri-
stian Ude. Der Erzbischof von
München und Freising, Reinhard
Kardinal Marx, richtete seineWor-
te über die Moderatorin Anousch-
ka Horn an die Gäste. Ehrengast
Joachim Herrmann, Staatsminister
des Innern, begrüßte die Teilneh-
mer der Gala persönlich.

Die Stiftungsvorstände Georg
Randlkofer und Hans-Robert
Röthel stellten die Stiftung Licht-
blick Hasenbergl vor. Deren Ziel
ist, Kinder und Jugendliche aus
schwierigen Verhältnissen intensiv
zu fördern, damit sie zu selbststän-
digen Menschen heranwachsen
und ihr Leben eigenverantwortlich
führen können.

Die Münchner Symphoniker
unter der Leitung ihres Chefdiri-
genten Georg Schmöhe präsen-
tierten unter dem Motto „Galantes
Wien - Pariser Charme“ ein beson-
ders heiteres Programm. Ï

BayernFM:

Mobiler Gebäudeservice
für Münchenstift

Seit dem 1. November 2012 ist die BayernFM mit dem Betrei-
ben der technischen Anlagen von zwölf Seniorenheimen in
München beauftragt. Auftraggeber ist die Gemeinnützige Ge-
sellschaft der Landeshauptstadt mbH MÜNCHENSTIFT.

MÜNCHENSTIFT gehört zu
den führenden Anbietern von Se-
niorendienstleistungen in Mün-
chen und bietet in den Häusern die
Dienstleistungen Wohnen mit Ser-
vice,Wohnen mit Pflege, Beschüt-
zende Pflege bis hin zu Wohnen in
Hausgemeinschaften und Seni-
orenwohnheimen an. Die Anzahl
der Bewohnerplätze in allen Hei-
men umfasst ca. 2.500.

Die beauftragten Leistungen der
BayernFM umfassen dieAbsiche-
rung von technischen Rundgän-
gen, Inspektionen und Störungsbe-
seitigungen im Tagesbetrieb, ge-
meinsam mit den Haustechnikern
von MÜNCHENSTIFT, die Be-
reitstellung eines Bereitschafts-
dienstes sowie Störungsbeseiti-
gungen außerhalb der Arbeitszeit
und an Wochenenden. Dazu stellt

die BayernFM eine 24-Stunden-
Hotline zur Verfügung. Schwer-
punktgewerke bei MÜNCHEN-
STIFT sind Elektrotechnik, Hei-
zung,Sanitär,Fördertechnik,Türen
und Tore.

Die Leistungen werden von Mit-
arbeitern aus dem Bereich Service
erbracht. Zur Leistungserbringung
sinddieMitarbeitermobil imStadt-
gebiet zwischendeneinzelnenHei-
men unterwegs.

„Wir freuen uns, dass wir neue
Mitarbeiter im Service für diesen
Auftrag gewinnen konnten. Dieser
Auftrag passt sehr gut in die ge-
schäftliche Ausrichtung des Be-
reiches Service, künftig verstärkt
mobile Dienstleistungen zu er-
bringen“, erklärt Helge Schrader,
Bereichsleiter Service bei der
BayernFM. Ï

Stabübergabe an der Spitze des Verwaltungsrats der Kreisspar-
kasse: Der Starnberger Landrat Karl Roth übernimmt für drei
Jahre den Vorsitz. Von links: Kreissparkassenvorstände Peter
Waßmann und Josef Bittscheidt, Landrätin Johanna Rumschöttel,
Landrat Karl Roth sowie die Kreissparkassenvorstände Andreas
Frühschütz und Walter Fichtel. Ï

Kreissparkasse München Starnberg Ebersberg:

Wechsel an der Spitze
des Verwaltungsrats

Der Landrat des Landkreises Starnberg Karl Roth, bisher stell-
vertretender Verwaltungsratsvorsitzender, übernahm turnus-
gemäß ab 1.April für drei Jahre den Vorsitz des Verwaltungsrats
der Kreissparkasse München Starnberg Ebersberg. Er löst da-
mit die Landrätin des Landkreises München, Johanna Rum-
schöttel, als Vorsitzende ab, die fünf Jahre dem Verwaltungsrat
vorstand und zukünftig seine Stellvertreterin sein wird.

Ein wesentlicher Meilenstein
ihrer Tätigkeit als Verwaltungs-
ratsvorsitzende war die Fusion der
Kreissparkasse München Starn-
berg mit der Kreissparkasse
Ebersberg vor zwei Jahren. Im
Fusionsvertrag der Kreissparkasse
ist festgehalten, dass auf einen
fünfjährigen Vorsitz des Landrats
des Landkreises München für drei
Jahre der Landrat des Landkreises
Starnberg sowie für ein Jahr der
Landrat des Landkreises Ebers-
berg folgen.

Zweitgrößte Sparkasse

Die Kreissparkasse ist mit 1.800
Mitarbeitern und einem Kunden-
geschäftsvolumen in Höhe von
16,6 Milliarden Euro die zweit-
größte Sparkasse in Bayern und
unter den zehn größten Sparkassen

inDeutschland.Sieunterhält inden
Landkreisen München, Starnberg
und Ebersberg 102 Geschäftsstel-
len, 29 Vermögenskundencenter,
sieben Firmenkundencenter und
sieben Immobiliencenter.

Drei Fusionen

Die heutige Kreissparkasse
München Starnberg Ebersberg
resultiert aus insgesamt drei Fu-
sionen: Im Januar 1993 schloss
sich die Gemeindesparkasse Gau-
ting mit der Sparkasse Starnberg
zur Sparkasse Starnberg zusam-
men. Im April 2000 fusionierten
die Sparkasse Starnberg und die
Kreissparkasse München zur
Kreissparkasse München Starn-
berg. Der Zusammenschluss mit
der Kreissparkasse Ebersberg
folgte im Mai 2011. Ï

Der Mensch
im Mittelpunkt

40 Jahre Sparkassen-Altenheim und Stiftung
„Augsburger Sparkassen-Altenhilfe“

Bei einem Festakt im Sparkassen-Altenheim in der Baumgartner-
straße inAugsburg wurden gleich zwei besondereAnlässe gefeiert:
Das 40-jährige Jubiläum und die im letzten Jahr beendeten um-
fangreichen Sanierungs- und Modernisierungsarbeiten.

In seiner Rede bedankte sich
Rolf Settelmeier, der Vorstands-
vorsitzender der Stadtsparkasse
Augsburg und Stiftungsratsvorsit-
zender der Stiftung „Augsburger
Sparkassen Altenhilfe“ ist, bei al-
len Bewohnern, Angehörigen und
ehrenamtlichen Helfern für ihre
tatkräftige Unterstützung und das
große Verständnis, das zum Gelin-
gen der Modernisierung der 40
Bäder und der Sicherungstechnik
beitrug. Ebenso würdigte er das
Engagement der Mitarbeiter sowie
der 37 ehrenamtlichen Stiftungs-
rats- und 14 Vorstandsmitgliedern,
die in den letzten vier Jahrzehnten
durch ihr Wirken zum Erfolg des
Hauses beigetragen haben.

Leben in Geborgenheit

„DasSparkassen-Altenheimbie-
tet 140 Seniorinnen und Senioren
ein Leben in Geborgenheit und
Fürsorge. DieAngehörigen wissen
ihre Lieben in bester Obhut“, be-
tonte Settelmeier. In seiner Dan-
kesrede wies Oberbürgermeister
Dr. Kurt Gribl auf die Wichtigkeit
des Stiftungswesens und die damit
verbundenen karitativen, kulturel-
len und gesellschaftlichen Werte

hin. Dann richtete er seine Worte
an die ehrenamtlich tätigen Stif-
tungsräte und Stiftungsvorstände:
„Unsere Gesellschaft braucht
Menschen, die sich über das nor-
male Maß, selbstlos und ohne mo-
netäre Interessen einbringen.“

Susanne Greger, Werkleitung
derAltenhilfe der StadtAugsburg,
hob in ihrer Rede das großzügige
Engagement derAugsburger Spar-
kassen Stiftung und der Stadtspar-
kasse Augsburg hervor. Das Ju-
biläumsmotto des Sparkassen-Al-
tenheims „Miteinander - Füreinan-
der „…ist nicht nur ein Lippenbe-
kenntnis, sondern wird täglich im
Seniorenheim gelebt. Der Mensch
steht bei uns im Mittelpunkt!“

Auch Stefan Link, seit 18 Jahren
Heimleiter des Sparkassen-Alten-
heims, freute sich über das 40-jäh-
rige Jubiläum: „Die Zufriedenheit
der Menschen, die hier leben und
arbeiten, steht für mein Team und
mich täglich im Mittelpunkt“. Für
die musikalische Umrahmung
sorgten die Fagottisten Lou Paqu-
in, Matthias Löffelmann und Ra-
phael Sirch und für das leibliche
Wohl das Team der Augsburger
Fachakademie für Ernährungs-
und Versorgungsmanagement. Ï

Stadtsparkasse München ist
beste Regionalbank vor Ort

Bayerns größte Sparkasse belegt im
„Euro-Bankentest“ den Spitzenplatz

Die Stadtsparkasse München hat beim großen Bankentest des
Wirtschaftsmagazins „Euro“ im Raum München am besten
abgeschnitten und dafür den Titel „Beste Regionalbank in
München 2013“ erhalten.

Im Auftrag von „Euro“ testete
das Analyseinstitut S.W.I. Finan-
ce insgesamt 34 bundesweit täti-
ge und 24 regional aktive Banken
in den Bereichen Girokonto, Ta-
ges- und Festgeld, Brokerage,
Baufinanzierung, Ratenkredit so-
wie Bankdienstleistungen.

Qualität der Beratung

Die besten Regionalbanken in

den zehn größten Metropolen
Deutschlands wurden beim Euro-
Bankentest 2013 erstmals ermit-
telt. Dazu schwärmten die Ban-
kentester in die sechs größten Fi-
lialbanken der jeweiligen Metro-
pole aus. Dort prüften sie direkt
vor Ort in persönlichen Ge-
sprächen die Qualität der Bank-
beratung und analysierten zudem
den Service der Institute via Tele-
fon, E-Mail und Website. Ï

BayernLB:

„Förderprofi 2012“ an Kreissparkasse
München Starnberg Ebersberg

Zinsgünstige Kredite für Unternehmer und Häuslebauer

Die Kreissparkasse München Starnberg Ebersberg versorgt Un-
ternehmen und Privatleute in ihrem Geschäftsgebiet in erhebli-
chem Umfang mit zinsgünstigen Förderdarlehen. Hierfür hat ihr
die BayernLB nun erstmals die Auszeichnung „Förderprofi“ für
das höchste Zusagevolumen 2012 verliehen. Die BayernLB zeichnet
jedes Jahr bayerische Sparkassen aus, die in besonderem Umfang
verbilligte Kredite derLfAFörderbank Bayern oderderKfWBan-
kengruppe vergeben haben.

„Mit Förderkrediten können
Unternehmer und Privatleute zahl-
reiche Investitionen zinsgünstig fi-
nanzieren“, sagt Stefan Lange, der
als Bereichsleiter Firmenkunden
bei der Kreissparkasse die Aus-
zeichnung entgegennahm. „Es
lohnt sich, Vorhaben von unseren
Spezialisten auf ihre Förderfähig-
keit prüfen zu lassen. Förderpro-
gramme gibt es insbesondere für
Investitionen,dieaufeineneffizien-
ten oder sparsamen Umgang mit
Energie abzielen – ob bei privaten
undgewerblichen Immobilienoder
im produzierenden Gewerbe.“

Knapp 800 Darlehen

Die Kreissparkasse München
Starnberg Ebersberg vergab im
Jahr 2012 insgesamt 799 Darlehen
mit einem Neugeschäftsvolumen
in Höhe von 99,8 Millionen Euro
an Privat- und Gewerbekunden.
Der größteAnteil mit einem Volu-
men von 44 Millionen Euro entfiel
auf das KfW-Programm „Erneuer-
bare Energien Premium“ für Pri-

vatleute, Unternehmen, gemein-
nützige Organisationen und Kom-
munen. Gefragt bei der Wohnbau-
finanzierung war das KfW-Pro-
gramm „Energieeffizient Bauen“.

Vergabe seit 2010

Die BayernLB vergibt den
„Förderprofi“ seit dem Jahr 2010.
Mit den bayerischen Sparkassen
arbeitet sie im Fördergeschäft eng
zusammen.DieSparkassen reichen
die zinsgünstigen Förderdarlehen
anPrivat-undGewerbekundenaus.
Die BayernLB agiert als Dienstlei-
ster für die Sparkassen und berät
zu Fördermöglichkeiten, unterstützt
bei der Antragsstellung und leitet
dieMittelvondenFörderbankenan
die Sparkassen durch.

Allein im Jahr 2012 reichte die
S-Finanzgruppe in Bayern 25.541
Förderkredite in einem Volumen in
Höhe von 2,8 Milliarden Euro aus.
Das Bestandsgeschäft umfasst der-
zeit an die 200.000 Förderdarlehen
mit einem Volumen von rund 12
Milliarden Euro. Ï
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Intelligente Lösungen für
bayerische Kommunalkunden

Wir machen uns stark für die Kommunen
Gemeinsam mit den bayerischen Sparkassen bieten wir den bayerischen Kommunen und

kommunalen Unternehmen ein lückenloses Leistungsspektrum an. Dazu gehört insbesondere

die Finanzierung von kommunalen Bau- und Infrastrukturprojekten. Außerdem begleiten wir

Sie bei Maßnahmen zur Energieeinsparung im Rahmen der Energiewende oder der Analyse

und Optimierung von Kreditportfolien. Unsere Förderbank, die BayernLabo, ergänzt diese

Leistungen durch ihr Angebot zinsgünstiger Kommunalkredite und spezieller kommunaler

Förderprogramme. Sie möchten uns und unser Angebot persönlich kennenlernen?

Dann wenden Sie sich für weitere Informationen an uTelefon +49 89 2171-22013

Unser
Service für
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Große Nachfrage nach Wohnraum in Bayern:

„Kommunen müssen viel mehr
Baugrund ausweisen“

Sparkassen-Finanzgruppe: Baufinanzierung so günstig
wie seit Generationen nicht mehr

Die Nachfrage nach Wohnimmobilien, also nach Häusern, Eigen-
tumswohnungen und auch Baugrundstücken, ist in Bayern – mit
regionalen Unterschieden - ungebrochen und nimmt weiter zu. In
den meisten Regionen übersteige die Nachfrage das Angebot, er-
klärte Paul Fraunholz, Geschäftsführer der Sparkassen-Immobili-
en-Vermittlungs-GmbH („Sparkassen-Immo“) bei einer Pressekon-
ferenz der Sparkassen-Finanzgruppe. Aber trotz der dadurch be-
dingten Preissteigerungen seien auf dem bayerischen Wohnimmobi-
lienmarkt keine Anzeichen für eine Preisblase zu erkennen, stellten
übereinstimmend Paul Fraunholz und Franz Wirnhier, Vorstands-
vorsitzenderderLandesbausparkasseBayern(LBS) fest,wenngleich
man den Markt durchaus als „angeheizt“ bezeichnen könne. Von ei-
nemgenerellenÜberangebotanWohnimmobilienseiman inBayern
aber weit entfernt. Die Nachfrage, die in Bayern eine enorme Wucht
habe, komme nicht etwa von Spekulanten, sondern vorwiegend von
Eigen-Nutzern und auch von Kapitalanlegern.

Zu der enormen Nachfrage trü-
gen neben dem Mangel an bezahl-
barem Wohnraum die Verunsiche-
rung infolge der Staatsschulden-
krise in Europa und das historisch
niedrige Zinsniveau bei, das die
Anlagealternativen begrenze und
zugleich eine außergewöhnlich
günstige Finanzierung ermögli-
che, sagte Wirnhier.

Die Nachfrage übersteige das
Angebot insbesondere bei ge-
brauchten Häusern in guten Wohn-
lagen sowie bei Baugrundstücken
und Eigentumswohnungen in in-
nerstädtischer bzw. zentrumsna-
her Lage der Ober- und Mittel-
zentren. Vor allem in den Bal-
lungsräumen könne die Nachfrage
nicht gedeckt werden.

Immobilienumsatz

Während bundesweit 2012 der
Immobilienumsatz erstmals nach
drei Jahren wieder leicht zurück-
gegangen ist, nahm er in Bayern
erneut, wenn auch etwas leichter
zu. Das Transaktionsvolumen ist
um 6 Prozent auf 36 Milliarden
Euro gestiegen und hat damit eine
Höchstmarke erreicht. Bayern hat
sich an die Spitze aller Bundeslän-
der gesetzt.

Am Wachstum des Transakti-
onsvolumens im Freistaat hatten
die Regierungsbezirke sehr unter-
schiedlichen Anteil. Überdurch-
schnittliche Zuwächse gab es in
Schwaben mit SchwerpunktAugs-
burg, in der Oberpfalz mit
Schwerpunkt Regensburg, aber
auch noch in Oberfranken und
Niederbayern, dagegen legten die
Umsätze unterdurchschnittlich in
Oberbayern und Mittelfranken
zu. In Unterfranken gab es gar ein
geringes Umsatzminus. Dennoch
war Oberbayern mit Abstand die
umsatzstärkste Region, auf die
mehr als die Hälfte des bayeri-
schen Umsatzvolumens entfiel.
Allein auf München und den
Landkreis München entfiel ein
Drittel des Volumens.

Die Sparkassen-Immo hat im
Berichtsjahr Immobilien im Wert
von 2,05 Milliarden Euro (+ 11
Prozent) vermittelt und damit bei
der Maklercourtage mit 88,3 Mil-
lionen Euro (+7 Prozent) ein Re-
kordergebnis erzielt. Insgesamt
wurden 12.505 Häuser, Wohnun-
gen und Grundstücke vermittelt.
Der Schwerpunkt lag bei ge-
brauchten Wohnimmobilen, wo-
gegen der Anteil der Neubauob-
jekte leicht zurückging.

Die Preise für Neubau- und Ge-
brauchtimmobilien unterscheiden
sich deutlich. Die Preise für ge-
brauchte Häuser (Ein- und Zwei-
familienhäuser) sind 2012 im Lan-
desdurchschnitt um 6 Prozent auf
222.500 Euro gestiegen. Ein neu
gebautes Haus kostete im Durch-
schnitt 379.100 Euro (+ 3 Pro-
zent). Für eine gebrauchte Eigen-
tumswohnung waren im Durch-
schnitt 121.300 Euro zu zahlen,
für eine neue 190.200 Euro. Re-
gional können die Preise davon
stark abweichen. So kostet ein ge-
brauchtes Haus in München oder
den Landreisen München, Starn-

berg und Ebersberg im Schnitt
mehr als 700.000 Euro. Dass Neu-
bauten so viel teurer sind als Ge-
brauchtimmobilien, liegt auch
stark an den gestiegenen Wün-
schen der Käufer bei Ausstat-
tungsqualität, Lage und Wohn-
fläche sowie an den Anforderun-
gen an die Energieeffizienz.

Grundsätzlich aber gab es in
ganz Bayern Preissteigerungen,
am stärksten mit 12 Prozent in
Mittelfranken. Berechne man, so
Fraunholz, für eine Immobilienfi-
nanzierung die monatliche Bela-
stung durch ein Wohnbaudarle-
hen, liege diese heute trotz gestie-
gener Kaufpreise nicht höher als
noch vor wenigen Jahren. Das hi-
storisch niedrige Zinsniveau glei-
che die gestiegenen Preise bei der
Berechnung der Darlehensrate in
den allermeisten Fällen aus. Die
Finanzierung der eigenen vier
Wände bleibe somit in den mei-
sten Regionen Bayerns auch für
Durchschnittsverdiener im Rah-
men ihrer finanziellen Möglich-
keiten.

Wirnhier ergänzte, ein Großteil
der Miet- und Preisanstiege beru-
he nach Jahren der Flaute auf
Nachholeffekten. Anders sieht es
im Großraum München aus, wo
„der Wohnraum für Menschen
schon mit mittleren Einkommen
immer schwerer finanzierbar wird,
vor allem wegen der hohen
Grundstückskosten“, so Fraun-
holz. Deshalb ziele hier das Neu-
bauangebot meist auf eine kauf-
kräftige, überregionale oder sogar
internationale Klientel.

Marktsituation

LBS-Chef Wirnhier beleuchtete
eingehend die Marktsituation. Der
wuchtigen Nachfrage stehe seit
Ende der 90er Jahre ein dramati-
scher Rückgang der Neubautätig-
keit gegenüber. Die Aufwärtsten-
denz seit 2010 habe sich schon
wieder etwas abgeschwächt. Wa-
ren 2011 die Baugenehmigungen
noch um 20 Prozent gestiegen,
gab es 2012 nur noch ein Plus von
2 Prozent auf 47.000 Wohneinhei-
ten. Dabei ging der Zuwachs voll-
ständig auf das Konto des Ge-
schosswohnungsbaus, der imzwei-
ten Jahr nacheinander deutlich zu-
gelegt hat.

Rückläufig war dagegen die
Zahl der Genehmigungen von
Ein- und Zweifamilienhausbau-
ten. In Bayern müssen nach An-
sicht von Innenminister Joachim
Herrmann, der auch für den Woh-
nungsbau zuständig ist, jährlich
aber mindestens 70.000 neue
Wohnungen entstehen, um den
Bedarf annähernd zu decken. „Da-
von aber“, so Wirnhier, „sind wir
noch meilenweit entfernt“.

Um mehr Wohnraum zu schaf-
fen, müssten, so der LBS-Chef,
bürokratische Hindernisse besei-
tigt werden. Gesetzliche Auflagen
wie energetische Mindeststan-
dards von Neubauten und die
Deckelung von Mieterhöhungs-
spielräumen dämpften die Investi-
tionsbereitschaft. Auch die Vor-
schläge, die Maklergebühren zu

begrenzen oder ausschließlich auf
die Vermieter umzulegen, führten
nicht weiter. Dadurch komme kei-
ne einzige zusätzliche Wohnung
auf dem Markt, und auch die Ver-
schärfungen im Mietrecht verrin-
gerten die Knappheiten auf dem
Wohnungsmarkt nicht. Nur die
Neubautätigkeit könne die Eng-
pässe beseitigen. Dazu seien aber
besonders die Kommunen mit ih-
rer Bauland-Kompetenz gefordert.
Wirnhier: „Wir brauchen lokale
Bündnisse für den Wohnungsbau.
Förderanreize ohne Flankierung
durch mehr Baulandangebot ge-
hen nur in die Preise. Der Schlüs-
sel liegt daher in einer Förderstra-
tegie, die Grundstücke mit Bau-
recht mobilisiert und so auf die lo-
kalen Bedürfnisse abstimmt.“

Miete und Wohneigentum

Die Ausweitung des Angebots
könne - besonders in Ballungsräu-
men – nur gelingen, wenn man auf
Miete und Wohneigentum setze.
Es müssten auch wieder mehr So-
zialwohnungen gebaut werden,
und bei den noch bestehenden ge-
gen die hohe Fehlbelegungsquote
vorgegangen werden. Diskussio-
nen über steuerliche Anreize dürf-
ten nicht zu einseitigen Begünsti-
gungen des Mietwohnungsbaus
führen. So würden über eine de-
gressive AfA (Absetzung für Ab-
nutzung) Selbstnutzer gegenüber
hoch besteuerten Kapitalanlegern
benachteiligt. Das heiße also:
Wenn mehr Bauland, dann für bei-
de Bereiche, wenn steuerliche För-
derung, dannAfAund eine gezielt
eingesetzte Eigenheimzulage, die
vor allem Familien mit Kindern
helfen würde.

Grundsätzlich, erklärte Wirn-
hier, könne die Förderung von
Wohneigentum einen spürbaren
Beitrag zur Entschärfung der Si-
tuation leisten. Deutschland habe
mit 46 Prozent eine der geringsten
Wohneigentumsquoten. In Spa-
nien betrage sie 83 Prozent, in Ita-
lien 72 und im europäischen
Durchschnitt 71 Prozent. Vor die-
sem Hintergrund werde deutlich,
dass Wohneigentum eine wichtige
Säule der Altersvorsorge sei. Ei-
gentümerhaushalte profitierten er-
heblich von der ersparten Miete.

In den vergangenen zehn Jahren
sei die durchschnittliche monatli-
che Mietbelastung für Rentner in
Deutschland um 10 Prozent auf
rund400Eurogestiegen.Siemüss-
ten inzwischen 26 Prozent ihres
Haushaltsnettoeinkommens für
Miete einplanen. In Bayern sei die
Mietbelastung der Rentner sogar
noch um ein Viertel höher.

Für die Politik bedeute dies,
dass jeder zusätzliche Rentner in
schuldenfreiem Wohneigentum
dieAltersversorgung der Bevölke-
rung stabilisiere. Wirnhier wies
noch einmal auf die Bedeutung
von „Wohnriester“ hin. Zwei Drit-
tel aller Riester-Neuabschlüsse
entfielen auf Wohnriester, dessen
Vorteile sich bis auf mehrere zehn-
tausend Euro summieren könnten.

Wirnhier zog das Fazit, dass
derzeit die Immobilienfinanzie-
rung „so günstig wie nie zuvor in
der Geschichte der Bundesrepu-
blik“ sei. In vielen Fällen könne
mit demselben Aufwand, der für
die Miete eines Hauses oder eine
Wohnung erbracht wird, auch eine
solide Finanzierung auf die Beine
gestellt werden. Entscheidlende
Hilfe hierbei könnten und müssten
die Kommunen leisten, indem sie
mehr Bauland auswiesen, auch
über Verdichtung der Bebauung,
besonders in Bayern, dem Zuzugs-
land Nr. 1.

Die finanzielle Chance für Bau-
herrenunterstrichRolandSchmautz,

Vizepräsident des Sparkassenver-
bandes Bayern. Die Zinsen für Hy-
potheken mit zehnjähriger Zinsbin-
dung seien im Durchschnitt 2012
von 3,4 auf 2,4 Prozent gefallen.
Aktuell könne man sogar schon
von 2,2 bis 2,25 Prozent reden. Bei
fünfjähriger Zinsbindung seien so-
gar 1,6 Prozent drin. Die niedrig-
sten Zinsen gebe es bei Darlehen

ohne Sonderkonditionen, z. B. oh-
ne Sondertilgungsmöglichkeit. Mit
regionalen Schwankungen müsse
man rechnen.

Schmautz geht davon aus, dass
zumindest für die nächsten ein bis
zwei Jahre die Zinsen niedrig blei-
ben.BayernsSparkassenhabenvor
dem günstigen Zinshintergrund im
Berichtsjahr fast 10 Milliarden Eu-

ro an Wohnungsbaudarlehen aus-
gereicht, 18 Prozent mehr als im
Jahr zuvor.Für 2013 erwartet man
bei der bayerischen Sparkassen-
Finanzgruppe ein anhaltend gut-
es Umfeld für Wohnimmobilien.
Mit erneut leichten Preissteige-
rungen und einer weiteren regio-
nalen Differenzierung sei zu
rechnen. dhg.

Stadt Memmingen geht unter die Bausparer
LBS-Geschäftsführung bedankt sich mit einem Besuch im Rathaus

Die Stadt Memmingen geht unter die Bausparer: Bei der Landesbausparkasse Bayern (LBS) hat die
Kommune jetzt einen Bausparvertrag über eine Million Euro abgeschlossen. Zum Dank für das Ver-
trauenstattetedieLBS-Geschäftsführung OBHolzingereinenBesuch imAmtszimmerab.DerLBS-Vor-
standsvorsitzende in Bayern, Dr. Franz Wirnhier, war persönlich von München nach Memmingen ge-
reist, um die gute Zusammenarbeit mit der Stadt Memmingen zu betonen und dem Oberbürgermeister
Dr. Ivo Holzinger im Rathaus die Bausparurkunde zu übergeben. Das Stadtoberhaupt zeigte sich sehr
erfreut über den hohen Besuch und betonte seinerseits die gute Zusammenarbeit mit der LBS und der
Sparkasse. Der Memminger Sparkassenchef Thomas Munding lobte in diesem Zusammenhang den
Bausparvertrag als „solide und stabileAnlage“, die von immer mehr Kunden geschätzt würde.
Unser Bild zeigt von links: Dr. Franz Wirnhier (Vorstandsvorsitzender der LBS Bayern), Bernd Fischer
(Vorstandsmitglied der Sparkasse Memmingen-Lindau-Mindelheim), Memmingens OB Dr. Ivo
Holzinger, Stadtkämmerer Jürgen Hindemit und Thomas Munding (Vorstandsvorsitzender der
Sparkasse Memmingen-Lindau-Mindelheim). Ï
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Bilanzpressegespräch zum Geschäftsjahr 2012:

MünchenerHyp erfolgreich
auf Wachstumskurs

„Wir sind auf unserem Wachstumskurs gut vorangekommen“,
machte Dr. Louis Hagen, Vorstandssprecher der Münchener Hy-
pothekenbank, bei einem Bilanzpressegespräch deutlich. Die Mün-
chenerHyp konnte ihr Neugeschäft in der Immobilienfinanzierung
und den Bestand an Hypothekendarlehen erneut steigern. Der
Zinsüberschuss verbesserte sich deutlich. Die Bank konnte sich
überdies zu durchweg sehr guten Konditionen an den Kapital-
märkten refinanzieren.

Das Neugeschäft in der Finan-
zierung von Wohn- und Gewerbe-
immobilien stieg um rund 7 Pro-
zent auf 3,6 Mrd. Euro. Davon
entfielen allein fast 3 Mrd. Euro
auf die Finanzierung von Wohn-
immobilien. Den größten Zu-
wachs erzielte die Bank im Ge-
schäft mit ihren Partnerbanken in-
nerhalb der genossenschaftlichen
FinanzGruppe, insbesondere den
Volksbanken und Raiffeisenban-
ken. Das vermittelte Zusagevolu-
men wuchs um 25 Prozent. Neu
zugesagte Finanzierungen ge-
werblicher Immobilien erhöhten
sich um 14 Prozent auf 0,7 Mrd.
Euro. Rund zwei Drittel davon
entfielen auf Finanzierungen in
Deutschland.

Aufsehen an den Märkten

Trotz hoher Volatilitäten an den
Kapitalmärkten wurden die Pfand-
briefe der MünchenerHyp sehr
stark nachgefragt. „Unsere Emis-
sionen sorgten für Aufsehen an
den Märkten“, so Dr. Louis Ha-
gen. Zum Teil konnte die Bank ih-
re Hypotheken- und Öffentlichen
Pfandbriefe mit historisch niedri-
gen Risikoaufschlägen platzieren.
Für eine ihrer großvolumigen
Pfandbriefemissionen, einen Hy-
potheken-Jumbopfandbrief mit ei-
ner Laufzeit von zehn Jahren, wur-
de die MünchenerHyp mit dem in-

ternational renommierten Preis
„Euro Deal of the Year“ ausge-
zeichnet. Die wichtigsten Partner
in der ungedeckten Refinanzie-
rung waren wieder die Institute
der genossenschaftlichen Finanz-
Gruppe.

Höherer Zinsüberschuss

Das erfolgreiche Neugeschäft
trug auch dazu bei, dass der Zins-
überschuss um fast 10 Prozent auf
129 Mio. Euro anstieg. Die Ver-
waltungsaufwendungen erhöhten
sich um rund 4 Prozent auf 65,5
Mio. Euro, was im Wesentlichen
auf die Bewältigung des hohen
Neugeschäftsvolumens zurück-
zuführen ist.

Die Risikosituation ist sehr zu-
friedenstellend und hat sich im
vergangenen Jahr weiter verbes-
sert. Das Betriebsergebnis nach
Risikovorsorge beträgt 9,8 Mio.
Euro. Nach Zuführungen in den
Fonds für allgemeine Bankrisi-
ken und Steuern beläuft sich der
Jahresüberschuss auf 5,4 Mio.
Euro. Die Bank wird eine Divi-
dende von 3,25 Prozent aus-
schütten, das sind 2,28 Euro pro
Geschäftsanteil.

Rückläufige Bilanzsumme

Die Bilanzsumme war mit 36,6
Mrd. Euro leicht rückläufig. Der

Bestand an Hypothekendarlehen
wuchs deutlich um 8 Prozent auf
rund 21 Mrd. Euro. Der weit über-
wiegende Teil davon entfällt auf
Finanzierungen im Inland. Der
Bestand im Kreditgeschäft mit
Staaten und Banken reduzierte
sich weiter von 13,3 Mrd. Euro auf
12,1 Mrd. Euro.

Gestiegene Kernkapitalquote

Die Kernkapitalquote erhöhte
sich zum Jahresende 2012 auf 9,1

Prozent (Vorjahr 8,9 Prozent) und
die Gesamtkapitalquote auf 13,5
Prozent (Vorjahr 13,3 Prozent).

Optimistische Prognose

„Wir wollen auch in diesem
Jahr wieder nachhaltig und mit
Augenmaß in unseren Kernge-
schäftsfeldern der Finanzierung
von Wohn- und Gewerbeimmobi-
lien wachsen. Wir sind zuversicht-
lich, dass uns dies angesichts des
guten Marktumfelds wieder gelin-
gen wird“, betonte Dr. Louis Ha-
gen. Die MünchenerHyp strebt da-
mit zugleich einen weiteren Aus-
bau des Hypothekenbestands an.
Erwartet wird ebenfalls ein höhe-
rer Jahresüberschuss, soweit sich
aus der europäischen Staatsschul-
denkrise keine unvorhergesehenen
Belastungen ergeben. Ï

Niederbayerischer Gründerpreis:

Mut braucht
Unterstützung

Sparkassen zeichneten acht Unternehmen aus

Die niederbayerischen Sparkassen haben in Neuschönau im
Landkreis Freyung-Grafenau acht Unternehmen mit dem Nie-
derbayerischen Gründerpreis ausgezeichnet. Verliehen wurde der
Preis in den Kategorien „StartUp“, „Aufsteiger“, „Konzept“,
„Unternehmensnachfolge“, „Lebenswerk“ und „Sonderpreis“.
Die niederbayerischen Sparkassen vergaben dabei über 6.000
Euro als Preisgelder.

Dass die Preisverleihung unter
dem Motto „Ideen brauchen Mut
– und Mut braucht Unterstüt-
zung“ rund um den Baumwipfel-
pfad in der Nationalparkgemein-
de Neuschönau stattfand, kam
dabei nicht von ungefähr: „Ich
habe diesen Veranstaltungsort
deswegen gewählt“, so Freyung-
Grafenaus Sparkassen-Vorstands-
vorsitzender Erwin Bumberger,
„weil die Grundidee des Natio-
nalparks, nämlich ’Natur Natur
sein lassen’, ideal zur Idee des
Gründerpreises passt. Die Wendi-
gen, Erfolgreichen, Intelligenten
und Widerstandsfähigen werden
überleben - in der Natur so wie in
der Wirtschaft.“ Im vergangenen
Jahr wurden insgesamt 108 nie-
derbayerische Gründungsteams
auf dem Weg in die Selbständig-
keit begleitet.

Kategorie „StartUp“

In der Kategorie „StartUp“
konnte sich Tobias Hirl, Ge-
schäftsführer der Hirl Misch- und
Anlagentechnik GmbH & Co. KG
in Falkenberg, über eine Aus-
zeichnung freuen. Hirl hatte im
Jahr 2010 als damals 28-Jähriger
die Hirl Misch- und Anlagentech-
nik GmbH & Co. KG gegründet.
Der Grundstein zur erfolgreichen,
eigenständigen Produktion von
Futtermischwägen inklusive Ver-
trieb war damit gelegt.

Kategorie „Aufsteiger“

Preisträger in der Kategorie
„Aufsteiger“ ist die HBH Holz-
bau Zimmerei GmbH in Landau.
Die Gründungsväter Jakob Buch-
leitner und Ralf Hofmann sowie
Gesellschafter Helmut Holzer
übernahmen aufgrund der fehlen-
den Nachfolge im Jahr 2005 die
Firma Harlander Holzbau. In den
folgenden Jahren entwickelten sie
mit großer Zielstrebigkeit das Un-
ternehmen HBH, das mittlerwei-
le auf eine Belegschaft von insge-
samt 35 Mitarbeitern verweisen
kann.

Die Bandbreite der Holzbau-
Firma reicht von der kompletten
Dachsanierung über den Holz-
hausbau und Holzrahmenbau bis
hin zu hoch spezialisierten Stahl-
Holzbau-Konstruktionen und Son-
derschaltungsteilen für zum Bei-
spiel Wasserturbinen.

Kategorie „Konzept“

Drei Unternehmen wurden in
der Kategorie „Konzept“ ausge-
zeichnet: Platz eins belegte der
Werkzeug- und Formenbauer
FWF-Technik in Waldkirchen
(Kreis Freyung-Grafenau) mit
den Geschäftsführern Thomas
Schamp und Armin Binder. Seit
der Gründung im Herbst 2012 ar-
beiten mittlerweile fünf Vollzeit-
und zwei Aushilfsmitarbeiter bei
FWF Technik. Bis 2015 soll der
Personalstamm auf zehn bis
zwölf Vollzeit-Mitarbeiter aufge-
stockt werden.

Die Silbermedaille errang die
Verbal Intelligence GmbH in Pas-

sau. Das Unternehmen, das sich
derzeit noch in der Umsetzungs-
phase befindet, bietet eine soft-
waregestützte Analysetechnik für
Geschäftsberichte an. Auf Platz
drei rangiert schließlich die Firma
Metallverarbeitung Christian
Pongratz in Untergriesbach, Kreis
Passau.

Softwaregestützte
Analysetechnik

„Mit seinem Konzept, Kunden
im Bereich der Metallverarbei-
tung hochwertige Qualität zu bie-
ten und die Konstruktionen vor-
her bereits im 3D-Bereich zu ver-
anschaulichen, ist Christian Pon-
gratz im Raum Untergriesbach
bei Passau sehr erfolgreich”, be-
scheinigte Ludwig Fuller von
der Sparkasse Passau dem Grün-
der. Den Erfolg sieht man daran,
dass Pongratz es bereits im er-
sten Geschäftsjahr schaffte, von
der geplanten nebenberuflichen
Tätigkeit in die hauptberufliche
Variante zu wechseln.

In der Kategorie „Unterneh-
mensnachfolge“ siegte Andreas
Raab. Er stieg in das einstige Fa-
milienunternehmen Pauli & Raab,
Maschinenbauer aus Grainet
(Landkreis Freyung-Grafenau)
ein. „Das Unternehmen kann in
seiner langen traditionsreichen Fir-
mengeschichte auf ein hohes Maß
an Innovationen und Unterneh-
mergeist zurückblicken“, betonte
Erwin Bumberger, Vorstandsvor-
sitzender der Sparkasse Freyung-
Grafenau, in seiner Laudatio.
Konstruktive und individuelle
Lösungen seien eine Stärke des
Preisträgers. Dieser Umstand habe
sich auch bei der Nachfolgerege-
lung abgezeichnet.

Sonderpreis für
Bayern-Park

Mit dem Sonderpreis wurde die
Bayern-Park Freizeitparadies
GmbH in Reisbach, Landkreis
Dingolfing-Landau, bedacht. Der
1978 gegründete Park wartet der-
zeit mit über 80 Attraktionen auf.
„Freizeitvergnügen von einer Fa-
milie für Familien anzubieten,
sind ein Erfolgsgeheimnis des
Bayern-Parks“, so Gerhard Sche-
cher von der Sparkasse Nieder-
bayern-Mitte. Besucherzuwächse
um 30 Prozent konnten mitunter
verbucht werden - und auch die
Grundfläche des Parks wurde in
den letzten Jahren stetig erweitert.

Kategorie „Lebenswerk“

Den diesjährigen Preis in der
Kategorie „Lebenswerk“ erhielt
Paul Urzinger von der Firma Jo-
sef Urzinger in Landshut. Bereits
seit 1953 führt er erfolgreich die
von seiner Großmutter 1897 ge-
gründete Wäscherei. „Dank des
großen Fleißes und der unterneh-
merischen Weitsicht entwickelte
sich der Betrieb zur modernsten
und leistungsfähigsten Wäscherei
Niederbayerns“, zeigte sich Lau-
dator Josef Wirkert von der Spar-
kasse Landshut voll des Lobes.
Der Betrieb wurde mehrfach er-
weitert, immer wieder wurde in
neue Techniken investiert. So
steht seit 2007 Europas größte
Waschstrasse bei der Firma Ur-
zinger. Mittlerweile beschäftigt
das Unternehmen etwa 400 Mit-
arbeiter am Standort Landshut
und bearbeitet täglich rund 100
Tonnen Textilien. DK

Konsumausgaben:

Wohnkostenanteil steigt stetig
Wohnen, Haushaltsenergie und Wasser machen einen immer
größeren Teil der privaten Konsumausgaben in Deutschland aus.
Nach Angaben des Statistischen Bundesamts legte ihr Anteil in
den vergangenen 20 Jahren um 23,8 Prozent auf 352 Milliarden
Euro zu. Mit einer abbezahlten Immobilie fallen die Wohnkosten
geringer aus. Die Haushalte müssen immer mehr Geld fürs Woh-
nen veranschlagen.

Der Anteil der Wohn- und
Wohnnebenkosten am gesamten
Konsum steigt seit Jahrzehnten:
Entfielen im Jahr 1992 mit fast
180 Milliarden Euro noch 19,7
Prozent der Konsumausgaben
auf Wohnen, Energie und Wasser,
waren es 2012 mit 352 Milliarden
Euro bereits 24,4 Prozent – eine
Zunahme von fast einem Viertel.
Insgesamt gaben die Haushalte
im vergangenen Jahr 1,44 Billio-
nen Euro für Konsumzwecke wie
Nahrung, Kleidung oder Wohnen
aus.

Wohneigentümer im Vorteil

Nicht nur Kostensteigerungen
bei Öl, Gas und Strom tragen
zum höheren Wohnkostenanteil
bei – auch die Nettokaltmieten in-
klusive Betriebskosten haben in
den vergangenen 20 Jahren im
bundesweiten Durchschnitt um
fast 57 Prozent zugelegt. Diese
Entwicklung hat zwar seit der
Jahrtausendwende an Dynamik
verloren, eine Trendwende lässt
sich daraus aber nicht ableiten.

„Wohneigentümer sind gegen-
über Mietern im Vorteil: Den stei-
genden Energiepreisen können
sie mit einer Modernisierung be-
gegnen, und von Mieterhöhungen
sind sie nicht betroffen“, sagt
Gregor Schneider von der LBS.

Spezieller Effekt

Ist die Immobilie abbezahlt,
sinken die Wohnkosten deutlich,
da nur noch Nebenkosten anfal-
len. So wenden Wohneigentümer
ab 60 Jahren für die Wohnkosten
ohne Energie und Wasser noch
maximal 12 Prozent des Haus-
haltsnettoeinkommens auf – bei
Mietern sind es fast 30 Prozent.
„Dieser Effekt macht sich beson-
ders im Ruhestand bemerkbar, da
die Renten im Vergleich zum letz-
ten Gehalt in der Regel erheblich
geringer ausfallen“, so Gregor
Schneider. Derzeit erhalten Rent-
ner durchschnittlich 740 Euro aus
der gesetzlichen Rentenkasse –
ohne Mietzahlung bleibt davon
deutlich mehr Geld im eigenen
Portemonnaie. Ï

165 Millionen Euro für
Bayerns Krankenhäuser

Strukturverbesserung in
der Krankenhausfinanzierung gefordert

Bayerns Krankenhäuser werden 2013/14 rund 165 Millionen Eu-
ro zusätzlich erhalten. Dafür hat das Bundeskabinett jetzt den
Grundstein gelegt. Der Bayerische Gesundheitsminister Dr. Mar-
cel Huber zeigte sich erfreut über die zusätzlichen Mittel aus Ber-
lin: „Diese Mittel sind der Rettungsring für die vielen in Bedräng-
nis geratenen Krankenhäuser. Wir leisten schnelle Erste Hilfe und
können noch in diesem Jahr die prekäre finanzielle Situation der
Kliniken spürbar verbessern.“

Bundesweit beträgt das zusätz-
liche Finanzvolumen rund 1,1
Milliarden Euro in den Jahren
2013 und 2014. Die Länder hat-
ten auf Initiative Bayerns den
Bund bereits seit Monaten aufge-
fordert, die finanzielle Schieflage
der Krankenhäuser zu beseitigen
und die unvermeidbaren Kosten-
steigerungen besser auszuglei-
chen. „Mit dieser einmaligen
Rettungsaktion ist aber den Kran-
kenhäusern nicht auf Dauer ge-
holfen. Wir müssen gemeinsam
das Thema Krankenhausfinan-
zierung grundsätzlich angehen
und die strukturellen Defizite im
System beheben“, so Huber.

Gegen Fließbandmedizin

Im Mittelpunkt stehen dabei
die unbefristete Geltung des
Orientierungswertes und die
dauerhafte Abschaffung der
doppelten Degression: Wenn
Krankenhäuser zusätzliche Pa-
tienten versorgen, müssen sie
bisher - wie bei einem Mengen-

rabatt - Abschläge hinnehmen.
Gleichzeitig sinken mittelfristig
auch die Preise für sämtliche
Krankenhausleistungen. Huber
unterstrich: „Wir wollen das ge-
genwärtige Vergütungssystem
so verändern, dass die Kliniken
auch ohne Fallzahlsteigerungen
schwarze Zahlen schreiben kön-
nen. Der Spardruck in den Klini-
ken darf nicht zu Lasten der Mit-
arbeiter und Patienten gehen. Wir
wollen keine Fließbandmedizin.
Wir wollen eine menschliche Me-
dizin - der Patient steht im Mittel-
punkt und nicht Controlling-Zah-
len.“

Starkes Signal

Bayern hat laut Huber seinen
Beitrag für eine nachhaltige Fi-
nanzierung der Krankenhäuser
bereits geleistet. „Freistaat und
Kommunen haben für den Dop-
pelhaushalt 2013/14 gemeinsam
die Investitionskosten um 70
Millionen auf 500 Millionen
Euro jährlich erhöht. Dies ist ein

starkes sozialpolitisches Signal an
Bayerns Krankenhäuser und seine
Mitarbeiter.“ Seit 1972 hat der
Freistaat rund 20 Milliarden Euro
für Investitionen bereitgestellt.
Derzeit werden 102 Krankenhaus-
Bauvorhaben mit einem Gesamt-
volumen von 1,5 Milliarden Eu-
ro finanziert. Ï

Sanierung des ehemaligen
Pfarrhauses in Aislingen

Als herausragende Gemeinschaftsleistung hat Landrat Leo
Schrell die gelungene und beispielgebende Sanierung des ehema-
ligen Pfarrhauses in Aislingen bei einer Besichtigung der nun-
mehr als Pfarrheim genutzten Räume bezeichnet. Schrell nutzte
den Besuch, um der Bevölkerung für den beachtlichen ehrenamt-
lichen Einsatz von 4.200 Stunden zu danken, ohne den sich die
Maßnahme finanziell wohl nicht hätte darstellen lassen.

„Unsere Kulturlandschaft zeich-
net sich u. a. durch eine Vielzahl
von denkmalgeschützten und orts-
bildprägenden Gebäuden aus, die
indenDörfern Identifikationschaf-
fen“, betonte der Landrat. Deshalb
begrüßeer jeglichesöffentlicheund
privateEngagement imBereichder
Denkmalpflege. Schrell übergaban
Pfarrer Josef Kühn und Kirchen-
pfleger Ludwig Keis die Restrate
des vom Kultur- und Sportaus-
schuss beschlossenen Zuschusses
in Höhe von 15.000 Euro.

Vielfältiger Nutzen

Bürgermeister Jürgen Kopriva

sagte, dass die Pfarrgemeinde
stolz auf das Geleistete sein kön-
ne. Vor allem freue er sich, dass
das instandgesetzte Gebäude viel-
fältig, z. B. durch die Pfarrgemein-
de, den Frauenbund, die Krabbel-
gruppe und den Chor genutzt wer-
de. Deshalb habe die Gemeinde
das Projekt ebenfalls finanziell un-
terstützt.

Pfarrer Josef Kühn und Kir-
chenpfleger Ludwig Keis dankten
dem Landrat für die großzügige fi-
nanzielle Zuwendung sowie die
kompetente fachliche Beratung
und Begleitung der umfänglichen
Sanierungsmaßnahmen durch die
Denkmalschutzbehörde. Ï

Landkreis Oberallgäu:

Mehrgenerationenhaus
auf dem Prüfstand

Der Ausschuss für Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit des
Kreistages Oberallgäu hat die Verwaltung beauftragt, zusammen
mit der Seniorenbeauftragten die Realisierung eines Mehrgenera-
tionenhauses für den Landkreis Oberallgäu zu prüfen. Damit ist
derAntrag der FDPeinstimmig angenommen worden.

Gisela Bock: „Ich freue mich
sehr, dass unser Vorschlag auf
große Zustimmung gestoßen ist.
In einem Mehrgeneartionenhaus
werden durch das Miteinander
der Generationen Alltagskompe-
tenz und Erfahrungswissen be-
wahrt, Integration gefördert und
der Zusammenhalt zwischen al-
len Generationen gestärkt. Man
kann Vieles in einem Mehrgene-
rationenhaus verwirklichen: Lern-
und Kreativangebote für Kinder

und Jugendliche, Weiterbildungs-
kurse für Wiedereinsteiger in den
Beruf, Vermittlung von ehrenamt-
licher Arbeit, Computerkurse für
die ältere Generation, Sprach-
kurse für Migrantinnen und Mi-
granten, Angebote für gemeinsa-
mes Handarbeiten und Singen
und vieles mehr. Ich bin über-
zeugt, dass ein solches Haus der
Begegnung ein großer Gewinn
für unsere Bewohner im Oberall-
gäu ist.“ Ï
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Extra starker Scheuerschutz
an den Verbindungen

Extra engmaschige
Gliedermatte

Extra stark
gepolstert

Höchste Sicherheit und jede Menge
Spielspaß für die Kids – das gibt es nur
beim Original HUCK Vogelnest®. Viele
Größen, Farben und Ausstattungen sowie
lange Lebensdauer und TÜV-Prüfung sind
selbstverständlich.

Vertrauen Sie nur
dem Original

www.huck.net
www.seilwelten.de

HUCK Seiltechnik auf facebook:
facebook.com/huck.seiltechnik

www.huck.net
www.seilwelten.de

Fordern
Sie jetz

t

unsere
neuen

SEILW
ELTEN

an!

Das Original HUCK Vogelnest® bringt Schwung auf jeden
Spielplatz: Kombiniert mit verschiedenen Schaukelgestellen
ergeben sich Spielgeräte für kleine wie größere Kinder. Ï

HUCK Vogelnest®
beugt Unfällen vor

Nur das Original bringt die geforderte Sicherheit
für spielende Kinder

Asslar-Berghausen – Kinder schaukeln für ihr Leben gerne:
möglichst hoch dann und abspringen, soweit man kommt – das
macht Spaß. Vogelnest-Schaukeln sind daher ein beliebtes
Spielgerät auf jedem Spielplatz, weil hier mehrere Kinder ge-
meinsam dieses Vergnügen genießen können. Neben dem Ori-
ginal HUCK-Vogelnest® gibt es am Markt mittlerweile preis-
werte Nachbauten, die jedoch entsprechende Sicherheitsmän-
gel aufweisen, wie Unfallforscher in ihren Sicherheitstipps für
Schulen und Lehrer beschreiben.

Dabei sind mehrere Aspekte
gelistet:
Aufhängung: Bei Schaukeln
mit nur einerAufhängung können
Kinder zwar in alle Richtun-
gen schaukeln. Die wechselnde
Schwungrichtung ist für die Kin-
der aber nur schwer einzuschät-
zen. Es müssen außerdem zusätz-
liche Vorrichtungen zum Halten
des Lagers vorhanden sein, sollte
die Hauptbefestigung versagen.
Ring: Der äußere Ring einer Vo-
gelnest-Schaukel muss stoßdämp-
fend ausgelegt sein, um Körper-
teile der Kinder selbst bei härte-
rem Anprall nicht zu verletzen.
Nestboden: Nur ein möglichst
engmaschiger Boden verhindert,
dass Kinderfüße beim Schaukeln
durchschlüpfen und stecken blei-
ben.

Maximale Sicherheit

Diese Forderungen erfüllt das
Original HUCK Vogelnest® von
Beginn an serienmäßig: Eine
engmaschige Gliedermatte, auf
der die Kinder sitzen, sorgt dafür,
dass weder Arme noch Beine
beim Schaukeln durchgesteckt
werden können. Der Boden ist
stufenlos und sanft gerundet, da-
mit die Kleinen ergonomisch und
geborgen im Vogelnest® liegen.

Die HUCK Gliedermatte be-
findet sich mittlerweile seit ca. 20
Jahren weltweit mit hoher Zu-
verlässigkeit im Einsatz. Im Ge-
gensatz zu Netzböden bleiben
Schmutz und Nässe nicht im Ma-
terial stehen, die Kleidung bleibt
sauber und trocken. Der stabile
Ring in den Durchmessern 90 und
120 cm hat eine Seilumwicklung
mit extra starker Polsterung, damit
die Kids sicher spielen können.

Langlebiges Schaukeln

Damit kleine wie größere Kin-
der viel Spaß erleben, kombiniert
HUCK sein Vogelnest® mit ver-
schiedenen Schaukelgestellen aus
hochwertigem Holz oder farbig

lackiertem Stahl. Die Sitz- und
Liegefläche wird dabei wahlwei-
se aufgehängt an Ketten, die
mit einem roten Gummigewebe-
Schlauchüberzug geschützt sind
(im öffentlichen Bereich oder
Schulen), oder an dem HUCK
Herkules-Seil (in Kindergärten
oder Kindertagesstätten). Speziel-
le Aufhängungen sorgen für si-
cheres und langlebiges Schau-
keln.

Die HUCK-Qualität zeigt sich
auch am zusätzlichen Scheuer-
schutz aus Polyamid in den Kreu-
zungspunkten der Aufhängeket-
ten sowie am Übergang zum
Nestkorb. Diese Ketten werden
mit einem sehr hochwertigen,
witterungsbeständigen und kälte-
flexiblen Gummischlauch über-
zogen.

Fünf Jahre Garantie

Auch in größeren Spielland-
schaften findet sich das Vogel-
nest®: Beim Vogelnestbaum mit
seinem über 6 m hohen Stahlmast
hängen zwischen Kletterseilen
und Aufstiegsnetzen 4 Vogelne-
ster. Über Verbindungsleitern, Gir-
landen- und Hängeseile können
die Kids die Nester erreichen. Der
neue Vogelnestturm besteht aus 4
stabilen Douglasie-Standpfosten
mit einer Gerätehöhe von fast 7 m.
Leiternübergänge, Aufstiegsnetze,
Strickleitern und ein Netzkamin
laden zum Klettern ein. Auf den
vier Vogelnestern können sich die
Kinder ausruhen. Alle Geräte sind
entsprechend den neuesten Anfor-
derungen der EN 1176 zertifiziert.
Außerdem gibt HUCK fünf Jahre
Garantie auf alle Materialien.

Noch mehr interessante Infos,
sowie alle HUCK-Neuheiten,
Projektberichte aus aller Welt und
Kundenreportagen enthält das
neue HUCK-Seilwelten-Magazin
im großzügigen A3-Format – per
eMail bestellbar über seiltech-
nik@huck.net.
Weitere Info im Internet unter:
www.huck.net Ï

14. Allgäuer Altbautage:

Qualifizierte
Baubegleitung im Visier

Rund 10.000 Interessenten lockten die 14. Allgäuer Altbautage
auf das Gelände der Kemptener Fachhochschule. 90 Aussteller
präsentierten ihre Produkte und Dienstleistungen rund um die
Sanierung. Außerdem klärten Experten in 120 Vorträgen
Hausbesitzer über die bestmögliche Wärmedämmung für
Dach und Fassade, moderne Fenster sowie Heizungs- und So-
lartechnik und die entsprechenden Fördermittel auf.

Kommunalpolitiker sowie
Hausbau- und Energieexperten
hatten bei der Eröffnung der
Altbautage über die Frage „Wie
wohnen wir im Allgäu im Jahr
2050?“ diskutiert. eza!-Ge-
schäftsführer Martin Sambale
geht davon aus, dass bis 2050
60 Prozent aller Gebäude den
Passivhausstandard erreichen
werden und 80 Prozent aller
Häuser den eigenen Strom mit
Photovoltaikanlagen erzeugen.

Für höhere Anreize

Professor Wolfgang Mayer von
der Hochschule Kempten plädier-
te für noch höhere Anreize für
ganzheitliche Sanierungsmaßnah-
men, eine Klimasteuer auf fossi-
le Brennstoffe sowie eine stärke-
re Ausrichtung der Energiefor-

schung auf erneuerbare Energien
und ökologische Dämmstoffe.

Klassiker hoch im Kurs

Besonders gefragt waren in
diesem Jahr Informationen zum
Thema Solarstrom und Batte-
riespeicher, wie Sambale fest-
stellte. Daneben standen die
Klassiker Wärmedämmung so-
wie Heizungs- und Lüftungs-
technik wieder hoch im Kurs.
Auch die bei den Altbautagen
vertretenen Planer und Archi-
tekten berichteten von guten
Gesprächen und regem Interes-
se an ihren Ständen. Sambale
zufolge „setzt sich immer mehr
die Einsicht durch, wie wichtig
für das Gelingen einer Sanie-
rungsmaßnahme eine qualifi-
zierte Baubegleitung ist“. DK

bauma 2013:

Gigantisch,
begeisternd, geliebt

Die bauma ruft… und alle kommen: Gut 530.000 Besucher
aus über 200 Ländern kamen vom 15. bis 21. April auf das
Münchner Messegelände. Nach den Bestmarken bei der Aus-
stellerzahl und der Fläche hat die bauma auch bei den Besu-
chern einen neuen Rekord aufgestellt. „Dies tut unserer Bran-
che in diesen doch turbulenten Zeiten gut und wird ihr si-
cherlich Aufwind geben“, sagt Johann Sailer, Vorsitzender
des Fachverbandes Bau- und Baustoffmaschinen im Verband
Deutscher Maschinen- und Anlagenbau (VDMA) und Präsi-
dent des Europäischen Baumaschinenverbandes CECE.

Klaus Dittrich, Vorsitzender
der Geschäftsführung der Mes-
se München, ist mehr als zufrie-
den: „Unsere Aussteller waren
von der Qualität und Internatio-
nalität der Besucher begeistert.
Es wurden gute Geschäfte ge-
macht. Mit mehr als 200.000
Besuchern aus dem Ausland lag
die Zahl internationaler Gäste
so hoch wie nie zuvor. Der Zu-
spruch dieses Jahr war einfach
überwältigend.“

Hohes Niveau

„Für Herrenknecht hat sich
die bauma 2013 von ihrer be-
sten Seite gezeigt. Das Publi-
kum war erstklassig und sehr
global. Wir konnten unser breit
aufgestelltes Portfolio und un-
sere Spitzeninnovationen im
Tunnelling und Mining sehr ge-
zielt vermitteln“, sagt Dr.-Ing.
E. h. Martin Herrenknecht, Vor-
sitzender des Vorstandes von
Herrenknecht.

Dem schließt sich Ron De-
Feo, Chairman und CEO der
Terex Corporation, nahtlos an:
„Als größte Branchenveranstal-
tung bietet die bauma die ein-
zigartige Gelegenheit, eine
Vielzahl von Kunden aus aller
Welt zu treffen.“ Und Johannes
Weiermair, Geschäftsführer von
SBM Mineral Processing, er-
gänzt: „Für uns war die bauma
2013 eine großartige Veranstal-
tung und ein großer Erfolg.
Zum einen wegen der weltum-
spannenden Internationalität
der Besucher und zum anderen
aufgrund des sehr hohen Ni-
veaus der Kontakte.“

Insgesamt 3.420 Aussteller –
1.346 nationale und 2.074 inter-
nationale Unternehmen – aus
57 Ländern präsentierten auf ei-
ner Rekordfläche von 570.000
Quadratmetern die neuesten
Produkte und Innovationen der
Bau- und Bergbaumaschinen-
branche - und das mit unglaubli-
chem Erfolg, wie Stefan Heiss-

ler, Mitglied des Direktoriums
der Liebherr-International AG,
bestätigt: „Wir können ein ab-
solut positives Fazit nach der
Messe ziehen. Kunden aus aller
Welt waren zu Gast auf unseren
Ständen und wir haben zahlrei-
che Aufträge abgeschlossen. In
einigen Produktbereichen wur-
den die Erwartungen sogar weit
übertroffen.“ Auch Michael
Heidemann, Vorsitzender der
Geschäftsführung der Zeppelin
Baumaschinen GmbH, ist mehr
als zufrieden: „Vom ersten
Messetag an wurde der Stand
von Zeppelin und Caterpillar
fast überrannt. Wir haben auf
der bauma 2013 so viele Ma-
schinen verkauft wie noch nie
zuvor und damit einen neuen
Rekord aufgestellt.“

Die nächste bauma findet
vom 11. bis 17. April 2016 in
München statt. Ï

Energie- und Ressourceneinsparung
jetzt auch im Tiefbau

RuhstorferArchitekt stellte MONO-Erschließungs-
System im Bayerischen Landtag vor

Mit dem innovativen MONO-Erschließungs-System können
künftig im kommunalen Tiefbau Energie, Ressourcen und da-
mit auch Kosten eingespart werden. Der Architekt Hans
Würmseher aus Ruhstorf a. d. Rott (Landkreis Passau) hat
das spezielle System bereits im Jahr 1979 entwickelt, um lang-
fristig die Bau- und Erschließungskosten zu senken. Es basiert
auf der Idee, alle Leitungen in einem Graben zu verlegen.

„Mit der Verlegung aller Ver-
und Entsorger-Leitungen in ei-
nem Graben werden gegenüber
der Regelbauweise mindestens
60 Prozent Erdarbeiten und somit
Energie und Ressourcen einge-
spart“, unterstreicht Würmseher.
Damit entspreche das MONO-
Erschließungs-System der bereits
lang existierenden Forderung des
neuen „Kreislaufwirtschafts-Ge-
setzes“.

Erschließungsansatz

„Die beste Energieeinsparung
ist die nicht verbrauchte Ener-
gie“: Mit dieser „klaren Ansa-
ge“ hat der Ruhstorfer Architekt
seine Erfindung und den dazu-
gehörigen Erschließungsansatz
kürzlich auf Einladung von
MdL Walter Taubeneder (CSU)
Landtagsabgeordneten aus ganz
Bayern vorgestellt und in die-
sem Zusammenhang generell
an die Parlamentarier appelliert,
innovative Entwicklungen nicht
nur zu fordern, sondern deren
Durchsetzung im Sinne der Ge-
setze auch sinnvoll zu fördern.
Dies wäre beispielsweise mit ei-
ner Art „Umwelt-Energie-Pass“
möglich. Denn: „Die Kommu-
nen benötigen hierzu keine För-
derung aus Steuermitteln, son-
dern vielmehr Entscheidungs-
hilfen durch eine fachliche Vor-
prüfung bzw. amtliche Zertifi-
zierung der neuen Systeme und
die Zulassung einer alternati-
ven Ausschreibung“, wie der

Architekt ausdrücklich betont.
Laut Würmseher würden im

Tiefbau mittels der „altbewähr-
ten Bauweise Energieressour-
cen regelrecht verschleudert“.
Unter Verwendung einer neuen
Infrastruktur für Versorgungs-
leitungen könne sich eine nach-
haltige Senkung der Folgeko-
sten mit ca. 90 Prozent für
Kommune und Bürger ergeben,
erklärt der Architekt: „Und das
allein durch das Fehlen von
Gräben, Schächten und Schie-
berkappen in der Straße. Hinzu
kommen eine längere Haltbar-
keit der Straßen und Leitungen,
sowie die Möglichkeit der gra-
benlosen Erneuerung aller Lei-
tungen von den MONO-Boxen
aus“, so Würmseher.

Verbreitung des Systems

Die Abgeordneten aus den
verschiedenen Arbeitskreisen
zeigten sich nach der Vorstel-
lung des Ansatzes jeweils über-
zeugt und angetan. Sie wollen
mit dem bereits bayernweit in-
tensiv erprobten MONO-Er-
schließungs-System künftig
auch in ihren Stimmkreisen
werben. Um die Verbreitung
des Systems zu intensivieren,
empfiehlt Umweltminister Dr.
Marcel Huber, die kommunalen
Spitzenverbände künftig als ge-
eignete Multiplikatoren einzu-
beziehen.
Weitere Informationen unter
www.monosystem.de Ï

Die Landtagsabgeordneten zeigten sich beeindruckt von der Vor-
stellung des MONO-Erschließungs-Systems durch dessen Ent-
wickler Architekt Hans Würmseher (3. v. r.). Eingeladen hatte
MdL Walter Taubeneder (3. v. l.). Mit dabei auch Ruhstorfs Bür-
germeister Erich Hallhuber (2. v. l.), in dessen Marktgemeinde das
System bereits seit langem bestens funktioniert. Ï
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Runder Tisch für die Donau in Regensburg:

GemeinsameAnstrengungen
für mehr Lebensqualität

Die Donau als wichtiges Regensburger Naherholungsgebiet soll an
Bedeutung gewinnen. Das ist der Tenor eines Runden Tisches, zu
dem das Wasser- und Schifffahrtsamt (WSA) Regensburg am Wo-
chenende in den FreienTuS eingeladen hat. Direkt neben den Schil-
lerwiesen tauschten sich die Vertreter von Gruppierungen wie Fest
im Fluss, DoNaReA oder LBV mit der Regensburger Stadtverwal-
tung und Politikern aus und legten nächste Schritte fest.

Das WSA ist für die Donau als
Wasserstraße zuständig; sie sorgt
dafür, dass Schiffe sicher fahren
können. Ende des Jahres waren et-
wa 150 Bäume an der Schillerwie-
se gefällt worden, da ihre Wurzeln
die Stabilität der Dämme gefähr-
den. „Wenn wir jetzt einen Aus-
gleich schaffen, ist das eine große
Chance für die Stadt und ihre Bür-
ger“, sagteAmtsleiter Rolf Diesler.
„Denn wir können die Donau als
wichtigen Lebensraum und als
Naherholungsgebiet nachhaltig
aufwerten.“

Die Fällungen hatten zu teils hit-
zigen Diskussionen geführt. Ingrid
Warm erläuterte für das WSA,
warum die Arbeiten nötig gewor-
den waren. „Wir mussten drin-
gend die Funktion der Dämme
dauerhaft sichern“, sagte Ingrid
Warm. „Denn Baumwurzeln ge-
fährden die Standsicherheit bei
Hochwasser gleich mehrfach: Sie
sind bevorzugte Sickerwege für
das Wasser. Sie lockern den
Damm bei Wind. Und Bäume, die
in dem aufgeweichten Damm
samt Wurzelballen umstürzen,
schwächen den Querschnitt.“

Vorschriften lassen
keine Gehölze mehr zu

In den 1980er Jahren habe das
Bundesverkehrsministerium auf
die stützende Wirkung der Baum-
wurzeln gesetzt. Die zurückliegen-
den Hochwasser hätten jedoch an-
dere Erkenntnisse gebracht: „Zahl-
reiche Deiche sind im Bereich von
Bauwerken oder Bäumen gebro-
chen. Daher lassen heute die aktu-
ellen Vorschriften hier keine
Gehölze mehr zu“, sagt Ingrid
Warm. Auch wenn es in der Öf-
fentlichkeit umstritten sei, müsse
das WSAdiese Vorschriften zwin-
gend anwenden.

Ingrid Warm erläuterte, dass im
Vorfeld auchAlternativen wieAn-
schüttungen oder eine Innendich-
tung innerhalb des Damms geprüft
wurden - mit schlechtem Ergeb-
nis: „Die Bäume hätten nicht er-
halten werden können.“

Amtsleiter Diesler machte deut-
lich, dass die Standsicherheit der
Dämme durch die Fällarbeiten
auch bei einem Jahrhunderthoch-
wasser gegeben ist. Jetzt solle un-
ter breit gefächerter Beteiligung
ein Konzept zur Neubepflanzung
abgestimmt werden, das den Be-
dürfnissen des Naturschutzes und
auch der Naherholung Rechnung
trägt.

Neben dem WSA hatte DoNa-
ReA, die Donau-Naab-Regen-Al-
lianz, zum Runden Tisch eingela-
den. DerenVertreter Dr. Josef Pau-
kner betonte, dass die Allianz die
Bestrebungen des Wasser- und
Schifffahrtsamts unterstütze, die
Donau im Westen von Regens-
burg zu revitalisieren. „Die Ver-
bauung der Donau geschah hier in
einer Weise, die auf die Natur
kaum Rücksicht nahm“, sagt Pau-
kner. „Nun besteht die Chance, das
Donau-Ufer lebendiger zu gestal-

ten und es zugleich als einen Ort
aufzuwerten, an dem sich Men-
schen gerne aufhalten.“

Dafür ist es nach Ansicht der
DoNaReAunter anderem notwen-
dig, „die monotonen, mit Steinen
befestigten Ufer natürlicher zu ge-
stalten. Wir appellieren an die
Stadt Regensburg, die Chancen zu
nutzen, die sich nun ergeben, und
dieAufwertung der Schillerwiesen
mitzutragen.“

Die Mitwirkung der Stadt kann
es laut Paukner ermöglichen,
Dämme so zu verbreitern, dass an
geeigneten Stellen wieder schat-
tenspendende Bäume wachsen
können. „Ein Nebeneinander von
Natur- und Erholungszonen kann
hier entstehen mit einem Strand,
an dem Menschen baden können,
und Plätzen, an denen sich Natur
erleben lässt.“

Für die Arbeitsgemeinschaft
Fest im Fluss (FIF) sprach
Günther Riepl, der große Hoffnun-
gen in den Runden Tisch setzt:
„FIF hat in der Aktion „Siche-
rung“ der Deiche das Bäumefällen
als nicht angemessen abgewogene
Entscheidung des WSAangepran-
gert und sich dabei gewundert,
dass weder das WSA noch die
Stadt als Untere Naturschutz-
behörde den Eingriff in eine plan-
festgestellte Uferzone als alterna-
tivlos bewerteten“, sagte er. „Die-
ser Bereich ist auch als Land-
schaftsschutzzone im Flächennut-
zungsplan der Stadt ausgewiesen.
FIF und viele Bürger haben diesen
Bereich zu einer Erholungszone
mit drei Flusszugängen und
Kunstskulpturen aufgewertet und
auch so in ihr stadtnahes Leben
eingebunden, und sehen jetzt ihre
Mühen mit der Fällaktion zerstört.
Sie erwarten dazu eine Korrektur
mit den jetzt aufgestellten Runden
Tisch der Fachstellen.“

Eigentlich sollte der Land-
schaftsarchitekt Richard Weid-
müller bereits während diesen er-
sten Runden Tischs - wie auch
schon im städtischen Naturschutz-
beirat - sein Konzept zur Revitali-
sierung der Schillerwiese vorstel-
len. Da die Bürger die Gelegenheit
jedoch nutzten, die Baumfällung
kritisch zu hinterfragen, einigten
sich alle Beteiligten nach insge-
samt drei Stunden Sitzung einver-
nehmlich, diesen Punkt auf das
nächste Treffen zu verschieben.
Amtsleiter Diesler sah darin ein
Zeichen, trotz aller Schwierigkei-
ten gemeinsam eine gute Lösung
zu erarbeiten: „Ich freue mich,
dass der Dialog heute tatsächlich
begonnen hat.“

Beim nächsten Runden Tisch
Mitte April sind der Landesbund
für Vogelschutz (LBV), der Bund
Naturschutz (BN) und auch der
Anglerbund eingeladen, ihre Visi-
on vorzustellen. In einem nächsten
Schritt soll gemeinsam mit allen
Beteiligten ein Konzept erarbeitet
werden, um die Schillerweisen
und die Donau als Lebensraum
und Naherholungsgebiet auf Dau-
er aufzuwerten. Ï

Wasserversorgung und Abwasserentsorgung:

Benchmarking hilft bei Suche
nach Verbesserungspotentialen

Wasserversorgung und Abwasserentsorgung sind ein wichtiger
Bestandteil der Daseinsvorsorge für die Bürgerinnen und Bürger.
Städte und Gemeinden bewältigen diese Aufgabe vorbildlich. Sie
gewährleisten hohen Standard und hohe Qualität zu moderaten
Preisen.

Die Diskussionen in der Öffent-
lichkeit zeigen, dassWasser für die
Menschen ein wichtiges Gut ist.
Es muss ein Gemeingut bleiben
und darf nicht zu einer Handels-
ware verkommen. Um die Aufga-
ben weiterhin gut erfüllen zu kön-
nen, sind funktionierende Struk-
tureinheiten nötig. Der Bayerische
Städtetag unterstützt seit Jahren
gemeinsam mit dem Bayerischen
Umweltministerium und dem Ge-
meindetag Benchmarking-Projek-
te, die für die Wasserversorgung
(EffWB) und Abwasserentsor-
gung (BAB) durchgeführt werden.

Transparenz schaffen

Es ist wichtig, sich nicht mit
dem Erreichten zufrieden zu ge-
ben, sondern immer weiter nach
Verbesserungsmöglichkeiten zu
suchen. Die Teilnahme am Bench-
marking hilft, um Transparenz mit
Gebührendiskussion und Leis-
tungsnachweis zu schaffen und ei-
ne Basis für die Leistungsopti-
mierung zu legen. Benchmar-
king schafft Transparenz für Ver-
braucher und Politik. Benchmar-
king dient zur Positionsbestim-
mung und Verbesserung des Un-
ternehmens.

Im Jahr 2013 geht das Bench-
marking-Projekt „Wasser“ in die
5. Runde und das Benchmarking-
Projekt „Abwasserentsorgung“ in
die 4. Runde. Aus diesem Anlass
fand im Februar 2013 eine Auf-
taktveranstaltung in der Kläranla-
ge Amerang mit Umweltminister
Dr. Marcel Huber statt.Als Vertre-
ter der kommunalen Spitzenver-
bände nahm der Erste Bürgermei-
ster Georg Riedl, Vorstandsmit-
glied des Bayerischen Städtetags,
teil. Er setzt sich vehement für das
Benchmarking ein. Riedl betonte
die Wichtigkeit des Benchmar-
kings, durch die ein guter Über-
blick über die Anlagen geschaffen
werden kann, um Verbesserungs-
potentiale deutlich zu machen.

Bei der Auftaktveranstaltung
waren das Bayerische Landesamt
für Umwelt, die Deutsche Vereini-
gung für Wasserwirtschaft, Ab-
wasser undAbfall (DWA-Landes-
verband Bayern), der Deutsche
Verein des Gas- und Wasserfachs
(DVGW) und der Verband der
bayerischen Energie- und Was-
serwirtschaft (VBEW) vertreten.
Rödl & Partner und aquabench
führen die Benchmarking-Projek-
te durch.

In derVergangenheit haben viele

bayerische Gemeinden am Bench-
marking teilgenommen. Die Mo-
dule werden ständig weiter ent-
wickelt. Im Jahr 2013 stehen En-
ergieeinsparung und Energieeffi-
zienz im Vordergrund.

Projektstart

Der Projektstart für das Bench-
marking „Abwasser“ ist für Mai
2013 vorgesehen. Die Datenerfas-
sung soll bis Ende Juli abgeschlos-
sen sein. Bewerbungen sind noch
möglich.Weitere Informationen:

www.abwasserbenchmarking-
bayern. de

Das Benchmarking „Wasser-
versorgung“ startet Mitte Juli. Hier
werden Anmeldungen entgegen
genommen. Eine Registrierung ist
unter www.effwb.de oder un-
ter www.roedlbenchmarking. de
möglich. Dort sind weitere Infor-
mationen zum Projekt abrufbar.
Die Teilnahme an den Benchmar-
king-Projekten wird durch das
Bayerische Staatsministerium für
Umwelt und Gesundheit geför-
dert. IBSt

Baustoffrecycling:

Im Blickwinkel des
Kreislaufwirtschaftsgesetzes

Seit 1. Juni 2012 ist das neue Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG)
in Kraft. Es regelt die Bewirtschaftung von Abfällen. Abfälle sind
alle Materialien, denen man sich entledigen will oder muss. Das
KrWG nimmt dabei insbesondere Abfallerzeuger und –besitzer
in die Verantwortung, alle ihre Abfälle ordnungsgemäß und
schadlos sowie möglichst hochwertig zu verwerten.

Schadlos heißt dabei zum
Schutz von Mensch, Umwelt und
insbesondere von Boden und
Grundwasser. Als ordnungsge-
mäß gilt die Verwertung, wenn sie
im Sinne der Vorschriften des
KrWG sowie aller anderen öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften wie
z. B. dem Wasserhaushaltsgesetz,
der Gewerbeabfallverordnung,
den landesspezifischen Abfallge-
setzen usw. erfolgt. Und nicht zu-
letzt besteht die Verpflichtung,
möglichst hochwertig zu verwer-
ten, das heißt Recycling vor stoffli-
cherVerwertung(wiezumBeispiel
der Verfüllung) und vor allem
Recycling vor Beseitigung auf ei-
ner Deponie (Abfallhierarchie).

Gerade in der Bauwirtschaft je-
doch werden die Auswirkungen
dieses Gesetzes auf die betriebli-
che Praxis von den meisten Unter-
nehmen nach wie vor unter-
schätzt.Alle Bau- undAbbruchab-
fälle, Boden und Steine wie z. B.
jeder Baugrubenaushub (soweit er
nicht direkt am Ort der Entste-
hung wiederverwendet wird)
stehen unter demAnwendungsbe-
reich des KrWG. Jeder Bauherr,
Bauunternehmer, Transportunter-
nehmer, Erdbau- und Abbruchun-
ternehmer,Aufbereiter usw. findet

sich immer in irgendeiner Form in
der Position des Abfallerzeu-
gers und/oder Abfallbesitzers
i.S.d. KrWG und hat somit seine
Verpflichtung zur ordnungsgemä-
ßen und schadlosen Verwertung
zu erfüllen.

Register und Nachweise

So ist bereits der Transport von
Bauschutt und Baugrubenaushub
anzeigepflichtig. Bei der Aufbe-
reitung und Lagerung von minera-
lischen Abfällen, ob mobil oder
stationär, müssen die genehmi-
gungsrechtlichen Anforderun-
gen nach den Bundesimmissions-
schutzgesetzen eingehalten wer-
den. Genehmigungsfreiheit besteht
demnach i.d.R. nur für die Aufbe-
reitung bzw. Lagerung von Abfäl-
lenamOrtderEntstehungunddies
nur bis zu einer Dauer von läng-
stens zwölf Monaten. Register und
Nachweise sind zu führen, Aus-
kunftspflichten gegenüber den
Behörden zu beachten uvm. Die
Nichtbeachtung der Anforderun-
gen des KrWG wird mit Ord-
nungswidrigkeiten und empfindli-
chen Bußgeldern geahndet.

Die Verpflichtungen für Abfall-
erzeuger und –besitzer enden aber

nicht mit der Übergabe derAbfälle
oder der Entsorgungstätigkeit an
einen Subunternehmer, Aufberei-
ter oder Grubenbetreiber (Drittbe-
auftragung). Die Verantwortung
bleibt immer bis zum endgültigen
Abschluss der Verwertung bzw.
bis zum abschließenden, schadlo-
sen und ordnungsgemäßen Einbau
- z. B. von Recyclingbaustoffen
auf einer Baustelle - bei Abfaller-
zeuger und -besitzer. Die sorgfälti-
geAuswahl von Subunternehmern
und Entsorgungsbetrieben sowie
die Prüfung, ob auch von diesen
alle gesetzlichen Vorgaben erfüllt
werden, ist wichtiger denn je.

Schadlose Verwertung

Geprüfte, güteüberwachte und
zertifizierte Recyclingbaustoffe er-
füllen alle Anforderungen an die
ordnungsgemäße und schadlose
Verwertung i.S.d. KrWG. Recyc-
lingbaustoffe sind ökologisch und
ökonomisch sinnvoll, vielseitig
einsetzbar, ersetzen Primärbau-
stoffe wie Sand, Kies oder Gestein
und helfen so, unsere natürlichen
Rohstoffressourcen effektiv und
nachhaltig zu schonen.

Geprüfte, güteüberwachte und
zertifizierte Recyclingbaustoffe
sind umweltverträglich, den natür-

lichen Baustoffen gleichwertig
(VOB) und aufgrund eindeutig
definierterAnforderungen von ho-
her bautechnischer Qualität. Her-
vorragende Einbaueigenschaften,
gute Verdichtbarkeit, hohe Stand-
festigkeit und Materialergiebigkeit
gewährleisten demAnwender des-
halb viele, auch wirtschaftliche
Vorteile.

Kompetente Hilfestellung

Der Baustoff Recycling Bayern
e.V. hat mit seinen „Richtlinien für
die Anwendung und Güteüberwa-
chung von mineralischen Ersatz-
baustoffen“ eine Grundlage ge-
schaffen, die beginnend mit der
Entstehung mineralischer Abfälle
anderBaustelle, überdieAufberei-
tung selbst bis hin zur Verwertung
an den jeweiligen Einbaustellen
den Herstellern von Recyclingbau-
stoffen eine kompetente und pra-
xisorientierte Hilfestellung gibt.

Ein System aus Eignungsnach-
weis, werkseigener Produktions-
kontrolle (WPK) und Fremdüber-
wachung gewährleistet die Her-
stellung von Recyclingbaustoffen
von hoher und gleichbleibender
Qualität. Bei Erfüllung aller An-
forderungen erhält der Hersteller
zudem ein Produktzertifikat, das
dem Anwender die Konformität
dieser Recyclingbaustoffe mit den
geltenden umwelt- und bautechni-
schen Anforderungen attestiert
und somit einen sicheren und ein-
fachen Einsatz von Recyclingbau-
stoffen ermöglicht.
Weitere Informationen unter
www.baustof frecyc l ing-
bayern.de Ï

RecyclingvorstofflicherVerwertungundvorallemRecyclingvorBe-
seitigung auf einer Deponie lautet die Devise. Ï

BayWa verkauft erfolgreich
drittes Immobilienpaket

Die BayWa AG hat jetzt, vorbehaltlich der kartellrechtlichen Zu-
stimmung, wie angekündigt auch ein drittes Immobilienpaket er-
folgreich verkauft: Für rund 60 Mio. Euro haben ein Gemein-
schaftsunternehmen von vier Volks- und Raiffeisenbanken aus
Bayern sowie die RMI Immobilien Pfarrkirchen 14 Immobilien
mit einerGesamtgrundstücksfläche von rund 177.300 Quadratme-
tern erworben. Das Gemeinschaftsunternehmen wird gebildet von
der Volksbank Raiffeisenbank Oberbayern Südost eG, der Raiffei-
senbank Trostberg-Traunreut eG, der Rottaler Volksbank Raiffei-
senbank eG und der VR-Bank Rottal-Inn eG.

Das Konsortium hatte sich in ei-
nem strukturierten Bieterverfah-
ren gegenüber internationalen Mit-
wettbewerbern durchgesetzt. Bei
den Immobilien handelt es sich
um Standorte von Bau & Garten-
märkten, die von der BayWa Bau
& Gartenmärkte GmbH & Co.
KG angemietet sind, einem Joint
Venture der BayWa AG und der
Hellweg Gruppe sowie um von
sonstigen Fach- und Supermärk-
ten angemietete Flächen. Die
Standorte befinden sich bis auf ei-
nen alle in Bayern.

Mit dem Verkauf schließt die
BayWaAG den vor einem Jahr an-
gekündigten Verkauf von Immobi-
lien ab. „Insgesamt haben wir mit

der Veräußerung von drei Immo-
bilienpaketen und dem Verkauf
des Hauptsitzes der BayWaAG in
München rund 375 Mio. Euro ein-
genommen, um damit unter ande-
rem die großenAkquisitionen En-
de 2012 zu finanzieren. Wir woll-
ten für diese Investitionen in unser
Kerngeschäft keine Schulden ma-
chen. Das haben wir jetzt einge-
löst“, erläutert der Vorstandsvor-
sitzende der BayWa AG, Klaus
Josef Lutz.

Insgesamt machen die Zentrale
der BayWa und die drei Immobi-
lienpakete nur etwa 14 Prozent an
der gesamten Grundstücksfläche
aus, die sich im Besitz der BayWa
befinden. Ï

Deponie Holzheim:

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof
bestätigt Baurecht

Die Regierung von Schwaben hat die sofortige Vollziehung des er-
gänzenden Planfeststellungsbeschlusses vom 22. Januar zur alterna-
tiven Erschließung derDeponie angeordnet. Ein entsprechenderBe-
scheid wurde der Gemeinde Holzheim durch die RvS zugestellt.

Damit ist die Gemeinde Holz-
heim jetzt verpflichtet, die Er-
schließung der Deponie durch ei-
ne Sondernutzungsvereinbarung
mit LSW zu ermöglichen. Die
Entscheidung der Regierung über
die sofortige Vollziehbarkeit war
notwendig, weil die Gemeinden
Holzheim und Münster sowie
neun weitere Bürger auch gegen
den ergänzenden Planfeststel-
lungsbeschluss der Regierung
Klage erhoben haben.

Darüber hinaus sind die Ge-
meinden Holzheim und Münster

mit ihren Klagen gegen die Plan-
genehmigung der Regierung von
Schwaben vom 1. Oktober 2010
gescheitert: Mit Beschluss vom
20. März 2013 hat der Bayerische
Verwaltungsgerichtshof den Beru-
fungszulassungsantrag der Ge-
meinden sowie einer benachbar-
ten Grundstückseigentümerin ge-
gen die Plangenehmigung zurück-
gewiesen.

Damit ist der Bescheid der Re-
gierung zur Errichtung der Depo-
nie Holzheim aus dem Jahre 2010
bestandskräftig. Ï
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Regelwerk, Technik
und Qualifikation

8. Nürnberger Informations- und Erfahrungsaustausch zum Rohrvortrieb
Vor kurzem trafen sich Mitarbeiter von Kommunalen Auftragge-
bern, Vergabestellen, Wasserwirtschaftsämtern, Ingenieurbüros,
Rohrvortriebsunternehmen und Herstellern von Rohren und
Rohrvortriebsmaschinen zum 8. Nürnberger Informations- und
Erfahrungsaustausch. Informiert und diskutiert wurde auf der ge-
meinsamen Veranstaltung der TÜV Rheinland LGA Bautechnik
GmbH und des Güteschutz Kanalbau e.V. unter anderem über
Entwicklungen im Regelwerk, Innovationen der Branche, Vor-
triebsprojekte und Verfahren. Zu den inhaltlichen Schwerpunkten
zählten neben dem Arbeitsblatt DWA-A 161 (Weißdruck) und der
Vorstellung wichtiger Änderungen bei der Baugrundbeschreibung
(ATV DIN 18319) dieAnalyse von Gefahrenquellen beim Rohrvor-
trieb sowie die Diskussion überAspekte der Qualitätssicherung von
der Planung bis zurAusführung.

Themen, bei denen der Güte-
schutz Kanalbau und die LGA
Bautechnik an einem Strang zie-
hen. Beide Organisationen setzen
sich für Qualität und Qualifikation
in diesem Bereich ein: der Güte-
schutz Kanalbau u.a. durch die
Prüfung der Bieterqualifikation
nach RAL-GZ 961; die LGABau-
technik für Dienstleistungen bei
Bodengutachten, Statik, Material-
prüfung und Bauüberwachung.
„Im Fokus beider Institutionen
steht eine Verbesserung der Qua-
lität beim Rohrvortrieb“, erklärte

Dr.-Ing. Marco Künster, Ge-
schäftsführer des Güteschutz Ka-
nalbau, der die Veranstaltung ge-
meinsam mit Prof. Dr.-Ing. Albert
Hoch, TÜV Rheinland LGA Bau-
technik GmbH, moderierte.

Erfahrungen aus der Praxis

Ziel der Veranstaltung sei es,
den am Rohrvortrieb interessierten
Personenkreisen ein Forum für
den praxisbezogenen und regel-
mäßigen Austausch zu bieten.
Dementsprechend stellten aktuelle

Informationen zu Regelwerken,
technische Weiterentwicklungen
und Berichte über Vortriebsmaß-
nahmen den Praxisbezug her.
Ebenso wie die Erfahrungsberich-
te zum ThemaAusschreibung und
Qualitätssicherung bei Rohrvor-
triebsmaßnahmen. Eine begleiten-
de Ausstellung der beteiligten In-
dustrie gab Auftraggebern und
Fachfirmen die Gelegenheit, den
Erfahrungsaustausch zu intensi-
vieren und das berufliche Netz-
werk zu pflegen.

Erfolgreiche Vortriebsmaßnah-
men hängen von der Qualität der
Verfahren und Produkte ebenso
ab, wie von der Qualifizierung der
handelnden Personen – von der
Planung bis zur Ausführung. Das
war immer wiederThema derVor-
träge und Gespräche. So machte
Dipl.-Ing. Tim Barbendererde,
Barbendererde Engineers GmbH,
in seinem Vortrag über „Gedan-
ken, Wunsch und Realität – von
der Ausschreibung zur Ausfüh-
rung“, deutlich, dass bei manchen
Vortriebsprojekten zwischen An-

spruch und Wirklichkeit durchaus
eine Lücke klafft.

Sachverstand gefragt

Bei der Durchführung von tech-
nisch anspruchsvollenVortriebsar-
beiten ist Sachverstand gefragt.
Das gilt für die Planung ebenso
wie für die Erstellung des erforder-
lichen Baugrundgutachtens. Doch
hier fehlt es oft an der nötigen Er-
fahrung – so eine klare Botschaft
des Vortrages. Dabei sind die ent-
sprechendenAnforderungenfestge-
legt, etwa im Arbeitsblatt DWA-A
125 (Rohrvortrieb und verwandte
Verfahren) oder der DIN 4020
(Geotechnische Untersuchungen
für bautechnische Zwecke).

Klare Vorgaben gibt es auch für
die Leistungsbeschreibung, in der
die Leistung so eindeutig und er-
schöpfend zu beschreiben ist, dass
alle Bewerber die Beschreibung im
gleichen Maße verstehen müssen
und ihre Preise sicher und ohne
umfangreiche Vorarbeiten berech-
nen können (VOBA§ 7 (1)).

Die Realität sieht jedoch anders
aus: Unklare Leistungsbeschrei-
bungen führen zu unklaren Ange-
boten. Die Folgen sind schwer-
wiegend. Sowohl in Bezug auf die
Ausführungsqualität als auch hin-
sichtlich der Auskömmlichkeit.
Hoffentlich kommen wir durch
und können Geld über Nachträge
generieren, so die Hoffnung man-
cher Unternehmen. Laut Tim Bar-
bendererde sind wir alle für die-
se Entwicklung verantwortlich. Es
gilt, Vorschriften zu beachten,
Fachleute zu beauftragen, eine or-
dentliche Bauvorbereitung durch-
zuführen und klare Dokumentatio-
nen zu erstellen – so der Appell
des Referenten.

Gefahren analysiert

Dass bei Planung, Ausschrei-
bung und Ausführung von Vor-
triebsmaßnahmen durchaus nicht
immer alle Beteiligten auf dem
gleichen Kenntnisstand sind, weiß
auch Dipl.-Ing. Stephan Tolkmitt,
einer der vom Güteausschuss der
Gütegemeinschaft Kanalbau be-
auftragten Prüfingenieure. In sei-
nem Vortrag analysierte er Gefah-
renquellen beim Rohrvortrieb und
gab Beispiele aus der Praxis. Nur
dauerhaft intakte und dichte Ka-
näle ermöglichen letztlich tragba-
re Entsorgungskosten – hierin ist
sich Tolkmitt mit seinem Kolle-
gen Dipl.-Ing. Dieter Walter ei-
nig, der ebenfalls als Prüfinge-
nieur für die Gütegemeinschaft
Kanalbau tätig ist.

„Angesichts dieser Tatsache und
der von schadhaften Kanälen aus-
gehenden Umweltbeeinträchtigun-
gen ist eine zuverlässige Qualitäts-
sicherung im Kanalbau besonders
wichtig“, so Walter. Auftraggeber
berücksichtigen dies insbesondere
durch Sicherstellung der Qualifika-
tion der ausführenden Unterneh-
men. Dazu haben sie als gemeinsa-
mes Instrument die Gütegemein-

schaft Kanalbau geschaffen.
Bei der Gütesicherung Kanalbau

handelt es sich um ein System, das
von Auftraggebern und Auftrag-
nehmern gleichberechtigt getragen
wird. Gemeinsam wird das Thema
Ausführungsqualität angegangen –
mit abgestimmten Anforderungen
und den Elementen Selbstver-
pflichtung der Gütezeicheninhaber,
Neutralität bei der Bewertung so-
wie Beratung und Schulung. Da
Auftraggeber bei der RAL-Güte-
sicherung Kanalbau mitwirken,
vertrauen sie diesem System und
nutzen es in immer größerer Zahl.
Auftraggeber führen die Bewer-
tung der Qualifikation von Auf-
tragnehmern auf Grundlage der
Bewertung durch den neutralen
Güteausschuss durch.

Gemeinsam für Qualität

In den Güte- und Prüfbestim-
mungen RAL-GZ 961 finden sich
detaillierte Anforderungen an die
Fachkunde, technische Leistungs-
fähigkeit und technische Zuverläs-
sigkeit der Bieter sowie die Doku-
mentation der Eigenüberwachung.
Sie werden regelmäßig angepasst
und überarbeitet – so auch in Be-
zug auf Ausschreibung und Bau-
überwachung, zum Beispiel im
Bereich Vortrieb (ABV), aber
auch in den Bereichen Offener

Kanalbau (ABAK) und Sanierung
(ABS). Ziel dieser Erweiterung ist
es, die Umweltverträglichkeit von
Abwasserleitungen und -kanälen
durch eine qualitativ hochwertige
Ausschreibung und Bauüberwa-
chung zu verbessern.

Dieser Mechanismus funktio-
niert in der Praxis. Zusätzliche Hil-
festellung bietet das umfangreiche
Dienstleistungspaket der Gütege-
meinschaft Kanalbau, zu dem u. a.
die Broschüren „Rohrvortrieb –
Herstellung von Abwasserleitun-
gen und -kanälen in grabenloser
Bauweise“ sowie „Leitfäden zur
Eigenüberwachung bei Ausschrei-
bung“und„Bauüberwachung“von
Rohrvortriebsarbeiten (Beurtei-
lungsgruppe ABV) und bei der
Ausführung entsprechender Arbei-
ten (Beurteilungsgruppen VP,
VM/VMD, VO/VOD) gehören.
Vor allem bei der Dokumentation
der Eigenüberwachung bieten die
Leitfäden eine hervorragende Ar-
beitsgrundlage.

Instrumente wie diese können
dazu beitragen, die verschiedenen
Projektphasen–angefangenbeider
Planung über die Ausschreibung
bis zur Bauausführung – einfacher,
strukturierter und im Sinne eines
nachhaltigen Kanalbaus erfolgsori-
entiert zu gestalten: Auch das war
Tenor bei der Veranstaltung zum
Rohrvortrieb in Nürnberg. Ï

Broschüre zur kommunalen Wasserwirtschaft:

VKU beleuchtet Energiepotenzial
Die Rahmenbedingungen für die Energiebeschaffung haben sich
für die kommunale Wasserwirtschaft in den vergangenen Jahren
stark verändert. Die Broschüre „Energie im Fokus“, Ergebnis der
VKU-Arbeitsgruppe „Energieeffizienz in der Wasserwirtschaft“,
beschreibt die aktuellen Rahmenbedingungen, präsentiert die Er-
gebnisse einer bundesweiten VKU-Umfrage und unterlegt diese
mit beispielhaften Projekten aus der Praxis.

Zur Ermittlung des Energiepo-
tenzials in der kommunalen Was-
serwirtschafthatderVKUineinem
Zeitraum von knapp drei Monaten
unter seinen Mitgliedern mit den
SpartenWasserund/oderAbwasser
eine Umfrage mit den Schwer-
punkten „Effizienzsteigerung“ und
„Energieerzeugung/-rückgewin-
nung“ durchgeführt. Insgesamt ha-
ben sich 171 kommunale Ver- und
EntsorgerausnahezuallenBundes-
ländern beteiligt.

Die Ergebnisse der VKU-Um-
frage belegen überzeugend die be-
sondere Bedeutung, die das The-
ma Energieeffizienz bereits heute
in der kommunalen Wasserwirt-
schaft einnimmt. So halten 92 Pro-
zent der VKU-Mitglieder eine
energetische Optimierung ihrer
Anlagen für sehr wichtig bis wich-
tig. Eindrücklich belegt wird dies
durch die Tatsache, dass über zwei
Drittel der Befragten in den ver-
gangenen fünf Jahren erfolgreich
Investitionen in energetische Opti-
mierungen vorgenommen haben.

Die kommunalen Unternehmen
konnten zwischen 2006 und 2011
ihren Primärenergiebedarf durch-
schnittlich um 11 Prozent senken.
Bis 2016 planen die Unternehmen,
23 Prozent Senkung zu erreichen
und somit fast ein Viertel alleine
durch Effizienzmaßnahmen einzu-
sparen.

Prozessoptimierungen

Wie realisierte Optimierungs-
maßnahmen der kommunalen
Wasserver- und Abwasserentsor-
ger zur Einsparung des Primären-
ergiebedarfs beitragen, darüber ge-
ben einige Projekte einen kleinen
Überblick. Sie stehen exempla-
risch für viele kleine und große
Prozessoptimierungen in den Be-
trieben und Unternehmen. Die
aufgeführten Maßnahmen bewir-
ken alleine eine Einsparung von
über17.000TonnenKohlendioxid-
emissionen pro Jahr. Das ent-
spricht laut UN-Klimakonvention
dem jährlichen Ausstoß von rund
3.100Autos.

Neben der Einführung eines
netzsynchronen Energieerfassungs-
tools (EEFT) auf dem Klärwerk
Gut Großlappen (Münchner Stadt-

entwässerung) wird als bayeri-
sches Beispiel die Energiever-
brauchsoptimierung eines Unter-
druckentwässerungssystems (In-
golstädter Kommunalbetriebe
AöR/Gemeinde Ernsgaden) ange-
führt. Die Ingolstädter Kommu-
nalbetriebe AöR (INKB), ein Un-
ternehmen der Stadt Ingolstadt,
und die Anrainergemeinde Erns-
gaden haben 2007 auf Grundlage
des Gesetzes über die kommunale
Zusammenarbeit (KommZG) be-
schlossen, dauerhaft auf dem Ge-
biet der Abwassersammlung zu-
sammen zu arbeiten.

Generell wird im Gemeindege-
biet die Sammlung und Entsor-
gung des häuslich und gewerblich
anfallenden Abwassers über ein
Unterdruckentwässerungssystem
bewerkstelligt. Den dafür notwen-
digen Unterdruck baut ein am
Ortsende gelegenes Pumpwerk
mittels Vakuumpumpen auf. Das
über Unterdruck inAbwassertanks
gesammelte Abwasser wird an-
schließend über eine Druckleitung
an ein benachbartes Freispiegel-
netz übergeben.

Sanierungskonzept mit
der Gemeinde Ernsgaden

DieAusgangssituation zeigte ei-
nen Dauerbetrieb der eingesetzten
Vakuumpumpen an. Mit der Ge-
meinde wurde daraufhin ein Sa-
nierungskonzept aufgestellt. Im er-
sten Schritt wurden alle Sammler
aufgenommen und soweit sa-
niert, um ein homogenes, stabi-
les Unterdruckniveau aufzubau-
en. Diese Maßnahme wurde und
wird begleitet durch eine in-
tensive Aufklärung aller ange-
schlossenen Abwassereinleiter.
Im zweiten Schritt folgte die ma-
schinentechnische Sanierung des
Pumpwerkes zum einen auf der
Vakuumseite und zum anderen
auf der Druckseite.

Unter Subsummierung der
Hauptkriterien konnten in der Ge-
samtheit aller umgesetzten Maß-
nahmen der Energiebezug um ca.
41 % gesenkt, die technische Le-
benserwartung des Pumpwerkes
gesteigert und die dauerhafte Ab-
leitungssicherheit wiederherge-
stellt werden. Ebenso wurde die

Klimaschutzzielstellung durch
nicht verbrauchte Energieeinhei-
ten bedient.

Als Einzelmaßnahmen wurden
ausgeführt:
1. Mittelbare Sanierung der häusli-
chenAbwasserventilschächte
2. SanierungderUnterdrucksamm-
ler
3. Einbau von Vorfiltern für die
Vakuumpumpen
4. Erweiterung der Steuereinrich-
tungen durch „Sanftanlaufsteue-
rung“ der Vakuumpumpen
5. Einbau von Bypassschiebern
von Tank zu Tank
6. Einbau einer neuen Steuerung
für die ESA – Anlage (Notstrom-
generator).

Potenzial ausschöpfen

Fazit: Um das vorhandene
Energiepotenzial in der kommu-
nalen Wasserwirtschaft optimal zu
heben und gleichzeitig das Enga-
gement der kommunalen Ver- und
Entsorger wirksam zu unterstüt-
zen, ist es aus Sicht der kommuna-
len Wasserwirtschaft notwendig,
ø einen langfristig angelegten,
zentralen Förderrahmen mit ver-
einfachter, unbürokratischer Teil-
nahmemöglichkeit für kommuna-
le Unternehmen der Wasserwirt-
schaft einzurichten,
ø die Forschung und Entwick-
lung praxistauglicher Energieeffi-
zienzmaßnahmen in der Wasser-
wirtschaft systematisch auszubau-
en und zu unterstützen,
ø die Energiepotenziale in der
Wasserwirtschaft durch Förderung
bzw. Gleichstellung gleichwerti-
ger Fördertatbestände beispiels-
weise mit Biogasanlagen anzuer-
kennen,
ø Genehmigungsverfahren für
den Bau von Zusatzanlagen auf
wasserwirtschaftlichem Gelände,
wie zum BeispielAnlagen zur Co-
Vergärung von Bioabfall, zu ver-
einfachen,
ø Belastungen der Daseinsvor-
sorge in der einschlägigen Gesetz-
gebung beispielsweise im EEG
oder Energie- und Stromsteuerge-
setz zurück zu nehmen,
ø die Anforderungen an Aufbe-
reitung und Behandlung durch ei-
ne konsequente Umsetzung des
Vorsorge- undVerursacherprinzips
möglichst gering zu halten,
ø die Bestrebungen des Unter-
nehmens im Rahmen kommuna-
ler Kooperationen zu fördern und
im Vergaberecht entsprechende
Freiräume zu schaffen. DK

DEKRAweist auf erweiterte Pflichten der Eigentümer hin:

Auf Legionellen-Gefahr
schnell reagieren

Mit dererneuten Änderung derTrinkwasserverordnung im Dezem-
ber 2012 werden Immobilienbesitzer noch stärker in die Pflicht ge-
nommen. Werden Legionellen im Trinkwassersystem festgestellt,
muss sich der Eigentümer unverzüglich und ohne weitereAufforde-
rung durch das Gesundheitsamt auf die Suche nach den Ursachen
machen.Dieskommthäufigervor,alsvieledenken:Durchschnittlich
wird inetwazehnProzentderProbeneinLegionellenbefallüberdem
Maßnahmenwert festgestellt.

Seit der 1. Novellierung der
Trinkwasserverordnung im Jahr
2011 müssen gewerbliche Vermie-
ter ihre Warmwasseranlagen auf
Legionellen untersuchen lassen.
Betroffen ist der überwiegende Teil
der Mietwohnungsgebäude, sofern
sichmehralszweiWohnungendar-
in befinden. Liegt die Legionellen-
konzentrationüberdemsog. techni-
schen Maßnahmenwert, muss der
Eigentümer handeln. Er muss wei-
tere Trinkwasser-Proben veranlas-
sen und Gegenmaßnahmen ergrei-
fen, deren Ergebnisse er dem Ge-
sundheitsamt mitzuteilen hat.

An erster Stelle stehen Untersu-
chungen zur Aufklärung der Ursa-
chen. Dies schließt eine Besich-
tigung der Anlage durch einen
Fachmann ein, der vor allem prüft,
ob die anerkannten Regeln der
Technik eingehalten werden. Dar-
auf aufbauend ist eine Gefähr-
dungsanalyse zu erstellen. Zu-
dem sindMaßnahmenzuergreifen,
die für den Schutz der Gesundheit
derVerbraucher erforderlich sind.

Zentraler Punkt bei diesem Maß-
nahmenkatalog ist die Gefähr-
dungsanalyse. Dabei geht es um
die Identifizierung und Bewer-
tung von Mängeln in der Anlage,
um daraus die Maßnahmen und
einen Zeitplan abzuleiten. Auf
dieser Basis muss dann ein Kon-
zept erarbeitet werden, um die
Ursachen der Kontamination zu
beseitigen.

Personen, die Gefährdungsana-
lysen durchführen, müssen in den
Bereichen Versorgungstechnik und
Trinkwasserhygiene qualifiziert
sein. Das Umweltbundesamt UBA
weist in seinerEmpfehlungzurGe-
fährdungsanalyse darauf hin, dass
die Durchführung unabhängig von
anderen Interessen erfolgen muss,
das heißt, die Fachleute dürfen
nicht selbst an der Planung, dem
Bau oder Betrieb der Trinkwasser-
installation beteiligt gewesen sein.
Als unabhängige Sachverständige
sind die Experten von DEKRA
frei von Liefer- oder Leistungsin-
teressen. Ï
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MAN Trucknology Days 2013:

Sonderausstellung mit
Kommunalfahrzeugen

Seit 2008 veranstaltet MAN mindestens einmal im Jahr diese um-
fassende Produktschau, die dieses Jahr rund 3500 interessierte
Besucher und Kunden aus 15 europäischen Ländern sowie aus
Südkorea in das MAN Truck Forum und auf die nahe gelegene
Teststrecke in München lockte. Das stellt ein enorme Steigerung
des Interesses an den MAN-Produkten dar, da im letzten Jahr et-
wa 2400 Besucher gezählt wurden. Unter dem Motto „High effi-
ciency. Big details“ erlebten die Besucher konsequent effiziente
Transportlösungen von MAN – darunter auch Fahrzeuge der
neuen TG-Familie mit Euro 6-Motoren.

Mehrere MAN TGL, TGM,
TGS und TGX in der besonders
umweltfreundlichen Euro 6-Aus-
führung standen zur Besichti-
gung und für Testfahrten bereit.
So vielfältig wie die Branchen, in
denen MAN-Fahrzeuge zum
Einsatz kommen, so vielfältig
präsentierten sich die rund 150
Fahrzeuge in diesem Jahr in fünf
Themenbereichen: Fernverkehr,
Verteilerverkehr, Bau, Schwer-
last und Kommunal. Fahr-
eindrücke mit Baufahrzeugen,
Schwerlastzügen mit ca. 100
Tonnen Zuggesamtgewicht oder
Lang-Lkw auf der Teststrecke
begeisterten die Besucher. Inter-
essante Erfahrungen sammelten
die Teilnehmer auch bei längeren
Testfahrten, die unter Betreuung
der MAN ProfiDrive-Trainer auf
Autobahnen und Landstraßen
rund um das MAN-Werk ange-
boten wurden. Abgerundet wur-
den die Trucknology Days durch
Fachvorträge, Vorführungen und
einem ansprechenden Rahmen-
programm.

Produktvielfalt

Bei den Trucknology Days
steht eine Branche im Mittel-
punkt der Ausstellung. In diesem
Jahr war es die große Produkt-
vielfalt der Kommunalfahrzeuge.
Ob Kehrmaschinen, Abfallsam-
melfahrzeuge, Straßen- und Win-
terdienstfahrzeuge oder Fahrzeu-
ge für die Nassentsorgung - die
orange Wagenfarbe fiel in der
Ausstellung auf. Neben den
MAN TGL, TGM und TGS prä-
sentierten sich mehrere Produkte
von VW Nutzfahrzeuge als lei-
stungsfähige Fahrzeuge für den
kommunalen Einsatz wie Win-
terdienst und Abfallentsorgung.
Hybridfahrzeuge stellten einen
besonderen Anziehungspunkt in
der Sonderschau dar: zum einen
der MAN Metropolis, das auf der
IAA 2012 vorgestellte elektrisch
angetriebene Forschungsfahr-
zeug mit seriellem Hybridantrieb
und einem komplett elektrifizier-
ten Abfallsammelaufbau, zum
anderen ein Fahrzeug mit dem
hydrostatisch regenerativenBrems-
system (HRB).

Sonderschau
Kommunalfahrzeuge

Die große Vielfalt derAufgaben
in der Entsorgungsbranche, der
Kanal- und Straßenreinigung, im
Winterdienst oder kommunalen
Straßen- und Wegebau stellt sehr
unterschiedliche Anforderungen
an die Fahrzeugkonzepte. MAN
zeigte aus seinen Baureihen TGL,
TGM und TGS maßgeschneider-
te Fahrzeug-Aufbau-Kombinatio-
nen, die für ihre kommunalen und
privatwirtschaftlichen Betreiber
zuverlässige und wirtschaftliche
Einsatzgeräte darstellen. In der
Tonnage nach unten ergänzt wur-
de die Produktschau durch VW
Nutzfahrzeuge mit dem VW
Caddy, VW Amarok und dem
VW Crafter.

Im Brancheneinsatz der Abfall-
entsorgung findet man unter-
schiedliche Ladetechniken wie
Front-, Seiten oder Hecklader.
Damit der Entsorger ein auf seine
Aufgabe und sein Sammelgebiet
zugeschnittenes Fahrzeug mit
optimaler Transporteffizienz er-
hält, hält MAN Zwei- bis Vier-

achser und Varianten mit gelenk-
ten Vorlauf- und Nachlaufachsen
vor. Besonders hohe Nutzlast
verspricht der dreiachsige MAN
TGM. Mit bis zu 19,4 Tonnen
Tragfähigkeit und einem Nutz-
lastvorteil von einer Tonne bietet
der TGM deutlich mehr als der
Wettbewerber. Große Vielseitig-
keit bietet die MAN TGS-Bau-
reihe in der weit verbreiteten
dreiachsigen Ausführung. Mit
seiner ab Werk lieferbaren ge-
lenkten Nachlaufachse mit neun
Tonnen Tragkraft nimmt MAN
in diesem Marktsegment eine
Spitzenstellung ein.

Kehrmaschinen

Kehrmaschinen stellen einen

technisch besonders anspruchs-
vollen Fahrzeugtyp dar. Einer-
seits wird eine lastwagentypische
Fahrgeschwindigkeit von 80
km/h auf der Straße zwischen
den Einsatzorten erwartet. An-
derseits bewegen sie sich mit ei-
ner sehr geringen Kehrgeschwin-
digkeit von unter 2 km/h. Er-
reicht wird dieses durch ein zu-
sätzliches Reduziergetriebe im
Antriebsstrang zur Erzielung der
benötigten Arbeitsgeschwindig-
keit.

Modifizierungen

Da Kehrmaschinen am Rah-
men und zwischen den Achsen
viel Platz für die Kehrwalze, den
Tellerbesen und die Saugeinrich-
tung benötigen, werden oft An-
bauteile wie Luftansaugung,
Luftkessel, Treibstofftanks, Bat-
teriekasten und Auspuffanlage
verlegt. Diese Arbeiten koordi-
nieren die Spezialisten der MAN
Support Modification, so dass
Aufbauhersteller und Kunde ein
branchenspezifisch optimales
Fahrzeug von MAN erhalten.

Zu allen Jahreszeiten sorgen die
gemeindlichen und städtischen
Bauhöfe, die Straßen- und Auto-
bahnmeistereien für einen guten
Zustand der Fahrbahnen. Sie rei-
nigen die Straßen, räumen den
Schnee, führen Reparaturen am
Straßenbelag, der Beschilderung
und der Beleuchtung durch und
pflegen das Straßenbegleitgrün.
Neben dem Straßenunterhalt ha-
ben die kommunalen Bauhöfe ei-
ne Vielzahl an Aufgaben zu erle-
digen, bei denen Lastwagen zum
Einsatz kommen. Effizienz be-
deutet flexible Verwendung im
Ganzjahreseinsatz.

Geräumige Doppelkabine

Hier punktet MAN mit Fahrge-
stellen in den Baureihen TGL,
TGM und TGS als Dreiseitenkip-
per, Ladekrankipper, Hubarbeits-
bühnen oder für An- und Aufbau-
ten wie Schneepflug, Frontkehr-
maschine sowie Streuer für Tau-
salz oder Sole. Die geräumigste
Doppelkabine in ihre Klasse mit
Platz für bis zu sieben Personen
hat MAN in den Baureihen TGL
und TGM im Programm. Für den
Winterdienst bietet MAN werk-
seitig die erforderlichen Vorberei-
tungen wie die genormte Gerä-
teanbauplatte, griffgünstig dane-
ben platzierte Hydraulikanschlüs-
se inklusive der Winterdiensthy-
draulik und zusätzliche nach oben
verlegte Leuchten- und Blinker-
einheiten an. Ï

Sicheres Fällen
von Vorhängern

Vorhänger lassen sich am sichersten mit dem Harvester fällen.
Ein Vorhänger, das ist ein Baum, der sehr stark in die ge-
wünschte Fällrichtung zieht. Sie geben deshalb die Fällrichtung
schon eindeutig vor.

Laien unterschätzen dabei je-
doch das lebensbedrohliche Po-
tential. Wenn diese Bäume ganz
normal geschnitten werden,
dann platzen sie schlagartig auf.
Ein Teil des Stammes wird dabei
mit großer Wucht und Energie
weggeschleudert. Jeder, der hier
hinter dem Baum steht, hat keine
Chance zu entkommen.

Besonders gefährdete Bäume
sind:
Ì Randbäume
ÌAngeschobene Bäume
ÌBäume mit einseitigen Kronen
Ì Schneebruchbäume

Laubholz neigt dabei viel stär-
ker zum Aufplatzen als Nadel-
holz. Die maschinelle Aufarbei-
tung bietet auch hier die größte
Sicherheit. Ausgebildete Forst-
wirte und Waldfacharbeiter sind
in der Lage diese schwierigen

Situationen auch mit der Motor-
säge zu beherrschen. Sie wenden
dabei eine spezielle Schneide-
technik mit Halteband an. Falls
notwendig, wird eine sogenann-
te Stammpresse angelegt. Diese
Schneidetechnik kann man in
speziellen Motorsägenkursen für
Fortgeschrittene und an der
Bayerischen Waldbauernschule
in Kelheim erlernen.

Jeder, der mit der Motorsäge
Bäume fällen will, muss zuerst
eine gründliche Baumansprache
durchführen. Der Stamm und die
Krone werden dabei von mehre-
ren Seiten ganz genau ange-
schaut. Starke Vorhänger dürfen
nur von ausgebildeten Fachleu-
ten oder Maschinen gefällt wer-
den. Nur so lässt sich das Risiko
auf ein vernünftiges Maß be-
grenzen. Ï

Harvester sind die sicherste Möglichkeit, schwierige Fällungen
durchzuführen. Ï

Straßenreinigungspflicht
der Anlieger

Die Straßenreinigungspflicht der Anlieger besteht bereits seit
Jahrzehnten, ohne dass spätere Veränderungen bei der Benut-
zung des Straßengeländes berücksichtigt worden sind. Generell
gilt jedoch, dass die Gemeinde bei Übertragung der Straßenrei-
nigungspflicht auf die Anlieger den Anforderungen des Verhält-
nismäßigkeitsprinzip Rechnung zu tragen hat. Die Erfüllung der
Reinigungspflicht in Bezug auf Gehwege ist regelmäßig mit Be-
lastungen verbunden, die nicht in einem angemessenen Verhält-
nis zu den Nutzungsvorteilen der Anlieger stehen.

Eine satzungsrechtliche Re-
gelung, wonach ein reiner Spa-
zierweg, der ohne weitere Ver-
kehrsbedeutung in den Außen-
bereich führt, unabhängig ist
von einem konkreten Bedarf
einmal in der Woche zu reinigen
ist, ist unverhältnismäßig und
deshalb nichtig.

Diese Auffassung hat das
Oberverwaltungsgericht Münster
im Urteil vom 3.12.2012 – 9
193/10 – vertreten.

Mit der Entwicklung moderner
Abfall- und Abwasserentsor-
gungssysteme ist die Gefahren-
abwehr aus gesundheitspoliti-
schen und hygienischen Gründen
in den Hintergrund getreten. Mit
der Zunahme des Verkehrs im
allgemeinen und des Kraftfahr-
zeugverkehrs im besonderen
sollte die Forderung des ge-

meindlichen Wirtschaftslebens
sowie der Sicherheit und Be-
quemlichkeit der Bürger im Vor-
dergrund stehen, ohne dass der
ordnungsrechtliche Bezug ganz
aufgegeben werden muß.

Auch die Übertragung des
Winterdienstes erfordert eine
sorgfältige Prüfung der Zumut-
barkeit unter Berücksichtigung
der örtlichen Verhältnisse. Steht
den Belastungen, die den Anlie-
gern von der Gemeinde auferlegt
werden, während der frühen
Morgen- und Abendstunden hin-
sichtlich eines Weges kein diese
rechtfertigender Verkehrssiche-
rungsbedarf gegenüber, weil mit
der Benutzung ohnehin nicht
mehr zu rechnen ist, ist die An-
ordnung einer ganztägig zu erfül-
lenden Räumpflicht unverhältnis-
mäßig. RA Dr. Otto

GZ Wichtige Rechtsfragen§ §

Sicherer Umgang mit Forstseilwinden
Die Forstseilwinde ist aus der Waldbewirtschaftung nicht mehr
weg zu denken. Sie ist von der Starkholzernte bis hin zur Brenn-
holzaufarbeitung eine überragende Arbeitserleichterung. Sogar
die seilwindenunterstützte Fällung bringt eine enorme Sicher-
heit und Arbeitskomfort mit sich. Doch der sichere und fachge-
rechte Umgang mit einer Forstseilwinde muss gelernt sein, denn
der Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft werden immer
wieder schwere Unfälle bei Rückearbeiten mit der Seilwinde im
Wald gemeldet. Hierzu bietet die Bayerische Waldbauernschule
in Goldberg Aus- und Fortbildungslehrgänge an.

Personen befinden sich bei
Seilarbeiten neben der gezoge-
nen Last, zwischen Last und zie-
hender Winde sowie im Gefah-
renwinkel, Umlenkrolle und
Last. Hier herrscht Lebensge-
fahr! Bei mechanisch gesteuer-
ten Forstseilwinden muss der
Windenführer mindestens 5 m
neben der Winde seine Seilbe-
dienung betätigen.

Bei funkferngesteuerten Win-
den auf Höhe des Seilanschlages
(nur bei Langholz), bei Kurz-
holzrückungen und Fixlängen
am besten hinter der Last gehen.

Seilwindenunterstützte
Fällung

Den Seilanschlag möglichst
weit oben, optimal im mittleren
Drittel des Stammes anbringen –
geeignet wäre hier das „Königs-
bronner Anschlagverfahren“ und
ein zusätzliches Arbeiten mit ei-
ner Umlenkrolle. Dazu eignet
sich bestens eine Winde mit ei-
ner Funkfernsteuerung; Winden-
führer und die Person, die mit
der Fällung beschäftigt ist, befin-
den sich in der Rückweiche des
zu fällenden Baumes. Diese Ver-

fahren lernt man an der Wald-
bauernschule.

Hängen gebliebene Bäume
sind unverzüglich zu Fall zu
bringen. Hier eignet sich die
Seilwinde bestens. Der Gefah-
renbereich ist der Fallbereich des
hängengebliebenen und aufhal-
tenden Baumes (doppelte Baum-
länge). Alleinarbeiten vermei-
den, auf Ruf- und Sichtverbin-
dungen achten, Funknotrufmo-
dule retten Leben.

Festes Schuhwerk mit rutsch-
fester Sohle und Stahlkappe,

evtl. mit Stegkralle, bietet noch
zusätzliche Rutschsicherheit.

Stich- und schnittfeste Hand-
schuhe aus festem Leder wegen
der „Fleischhaken“ und Kälte-
schutz im Winter verwenden. Ï

Tipps für die sichere
Bach- und Heckenpflege

Unfälle passieren nicht nur im Wald. Die Pflege von Feld- und
Bachgehölzen ist ebenfalls eine sehr unfallträchtige Arbeit. Die
Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft gibt nun Tipps, damit
diese Arbeit sicher erledigt werden kann.

Ì Wer an stehenden Bäumen
Äste abschneiden muss, braucht
einen sicherenArbeitskorb der an
einem sicheren Trägerfahrzeug
angebracht ist. Das Schneiden
mit dem Hochentaster wird sehr
gefährlich, wenn dickere Äste
abgesägt werden.

BeimArbeiten ist ein Forsthelm
mit Gehör- und Gesichtsschutz zu
tragen. Dickere Äste dürfen nicht
am Stamm abgetrennt werden,
diese stückweise von außen nach
innen abtragen. Das Herunterfal-
len von großen und schweren
Ästen wird dadurch verhindert.
ÌBeim Schneiden mit dem Ho-
chentaster erst von unten und
dann von oben den Ast abtren-
nen, ein Einklemmen der Säge-
schiene wird so verhindert.
Ì Beim Fällen von Bäumen an
Bachläufen ist ein langes Säge-
schwert in der Motorsäge eine
große Hilfe. Nur so wird das Be-
schneiden an der Bachseite mög-
lich.
ÌDie Sicherheit beim Fällen ei-
nes Baumes am Bach wird mit
dem Einsatz einer Seilwinde um
ein Vielfaches erhöht. Die Bäu-
me werden nicht gekeilt sondern
umgezogen.

Weil beim Schneiden am Bach
meistens in einer sehr heiklen Si-
tuation gearbeitet wird und man
dadurch nicht schnell genug in
die Rückweiche treten kann, ist
hier der Einsatz der Seilwinde
unentbehrlich.
Ì Je größer der Baum und je

größer der Rückhänger ist, umso
weiter muss das Seil nach oben
an der Baumkrone befestigt wer-
den. Dies ist nur sicher möglich,
wenn mit Klettertechnik der
Baum bestiegen wird. Das Ver-
wenden der Königsbronner An-
schlagtechnik ist auch hier eine
sichere Alternative.
Ì Beim Schneiden eines Bau-
mes am Bach ist immer auf einen
sicheren Stand zu achten, erst
dann darf mit dem Schneiden be-
gonnen werden. Wenn der Bach

Hochwasser führt, ist das Schnei-
den gefährlicher als bei Normal-
pegel. Bei der Heckenpflege ist
in Hängen auch auf einen siche-
ren Stand zu achten.
Ì Bei Bäumen oder Sträuchern
die nach vorne hängen, muss der
richtige Fällschnitt angewandt
werden, um ein Aufreißen des
Stammes zu vermeiden. Fachlich
richtig ist ein Stechschnitt mit
Halteband. Diese Schnitttechnik
wird bei einem Motorsägenkurs
oder in der Waldbauernschule in
Goldberg bei Kelheim vermittelt.
Ì Bei der Baumansprache die-
ser Bäume muss besonders ein
Auge auf das Todholz geworfen
werden. An Bach- und Hecken-
holz hat man sehr häufig mit ab-
gestorbenem Astholz zu tun. Der
Einsatz der Seilwinde wird dabei
lebensnotwendig.
Ì Sind an Bach oder Hecke
Wanderwege oder Straßen, müs-
sen diese während der Fällung
abgesichert sein und Warnposten
sind zu beauftragen.
Ì Bei Hecken mit Schlehen-
sträuchern ist das Tragen von
stichfesten Handschuhen drin-
gend erforderlich. Ï

Der Mann, der diese Kirschbaumkrone abschnitt, stand auf einer
Leiter und arbeitete mit der Motorsäge. Dabei stürzte er ca. sechs
Meter ab und verunglückte tödlich. Ï
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Beutlhauser-Bassewitz GmbH & Co. KG Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt, Tel.: 09453 99 11-10,
Fax: 09453 99 11-06, E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de, Internet: www.bassewitz.de
Henne-Unimog GmbH Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 12 06-6100, Fax: 089 12 06-6127,
E-Mail: henne-unimog.hst@daimler.com, Internet: www.henne-unimog.de
Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge Industriestraße 29– 33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com
Carl Beutlhauser Baumaschinen und Nutzfahrzeuge GmbH & Co. KG Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,
Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de
Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de
KLMV Kommunal- und Baumaschinenvertrieb GmbH Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de

Der Bodyguard.
Der Unimog. Serienmäßig mit dem Sicherheitskonzept von Mercedes-Benz.

Im Unimog sind Sie in den besten Händen. Mit
seinem einzigartigen Fahrzeugkonzept setzt er
schon seit 60 Jahren Maßstäbe – auch bei der
aktiven und passiven Sicherheit. Speziell als
Geräteträger entwickelt, ist er die ideale Lösung
für den kommunalen Einsatz. Mehr Informationen
erhalten Sie bei Ihrem Unimog Partner oder unter
www.mercedes-benz.de/unimog.

Mercedes-Benz Unimog und Econic:

Sauberer, effizienter
und stärker

Unimog: Neuer einzigartiger synergetischer Fahrantrieb

Weltpremieren bei Mercedes-Benz Special Trucks: Ein aus
gleich zehn neuen Typen bestehendes Unimog-Programm - vom
Unimog U 216 bis zum Unimog U 5024 und 2- und 3-Achsvari-
anten des Low-Entry-Spezialisten Econic leiten die Ära der Eu-
ro VI-Motoren auch für Sonderfahrzeuge ein, verbunden mit ei-
ner deutlichen Steigerung der Leistungsstärke, Effizienz und des
Bedienerkomforts. Trotz der durch die Euro VI- Norm entstan-
denen Herausforderungen in Form zusätzlicher Komponenten
und einem Mehrvolumen von 120 Litern, konnten die Konzept-
vorteile der drei Fahrzeugprogramme erhalten und verstärkt
werden.

Mit der Einführung, der ab 1.
Januar 2014 gültigen europäi-
schen Abgasnorm Euro VI führt
Mercedes-Benz neben Atego,
Antos, Arocs und Actros die bei-
den Sonderfahrzeuge Unimog
und Econic ein und rundet damit
das Produktportfolio von Merce-
des-Benz Lkw ab. Die neuen
Motoren geben bis zu 90 Prozent
weniger Emissionen und Parti-
kel ab als die Aktuellen.

Unimog-Programm
neu gegliedert

In der neu aufgestellten Baurei-
he der Unimog-Geräteträger er-
setzen jetzt die Unimog U 216
und U 218 als kompakte Ein-
stiegsmodelle den bisherigen
Unimog U 20 und rücken näher
an die Reihe der stärker motori-
sierten Versionen heran, die nun
mit U 318, U 423, U 430, U 527
und U 530 bezeichnet werden.

Dabei gibt die erste Ziffer die
Größenordnung an (beispielswei-
se 4 entsprechend dem früheren
Unimog U 400), die folgenden
zwei Ziffern stehen für die ersten
Stellen der PS-Leistung, so 23 für
230 PS.

Sie treten unter anderem mit ei-
ner komplett überarbeiteten Frei-
sichtkabine an, neuen Systemen
für Arbeits- und für Leistungshy-
draulik sowie demsynergetischen
Fahrantrieb - dem Wechsel von
Schaltgetriebe zu Hydrostat
während der Fahrt und erhöhen
damit in starkem Maße die Ein-
satzeffizienz des Unimog. Eben-
falls in wesentlichen Punkten
weiter entwickelt wurden die
hochgeländegängigen Unimog U
4000 und U 5000, die jetzt die
Bezeichnungen U 4023 und U
5023 tragen.

Beim Econic - die 2- und 3-
Achs-Fahrgestellvarianten
als4x2, 6x4 und 6x2/4 mit elek-

trohydraulisch gelenkter Vor-
und Nachlaufachse- wurde das
Konzept des Low-Entry-Fahrer-
haus ausgebaut in Form zahlrei-
cher ergonomisch bedeutsamer
Neuerungen. Zudem wurde die
Wirtschaftlichkeit durch Redu-
zierung des Kraftstoffverbrauchs
und der Reparatur- und War-
tungskosten deutlich gesteigert.
Trotz Euro VI blieb die Nutzlast
voll erhalten.

Effizient in die Zukunft
mit BlueEfficiency Power

Zwei von Grund auf neu kon-
struierte BlueEfficiency Power-
Motorenbaureihen bringen den
Unimog auf die Euro VI-Abgas-
norm und sorgen für erhöhte Ef-
fizienz, vor allem im Geräteein-
satz, für den jetzt noch mehr Lei-
stung bereit steht. Der Econic er-
hält ebenfalls aus dieser Genera-
tion zweiAggregate.Es sind drei
Vier- und zwei Sechszylinder im
Leistungsbereich von 115 kW
(156 PS) bis 260 kW (354 PS)
der Motorbaureihen OM 934
und OM 936 in Hubräumen von
5,1 Litern und 7,7 Litern. Die
hochmodernen Triebwerke kom-
binieren niedrigen Kraftstoffver-
brauch mit höchster Abgasrein-
heit und erreichen, dass auch der
Unimog trotz des hohen kon-

struktiven Aufwands zur Einhal-
tung von Euro VI insgesamt effi-
zienter unterwegs ist.

Für den Econic konnte ein
Minderverbrauch von bis zu vier
Prozent erreicht werden. Die
Motoren - bereits bei Antos und
Atego erfolgreich eingeführt -
überzeugen mit mehr Leistung
und Drehmoment bei deutlich
gesteigertem Antritt über den ge-
samten Fahrbereich hinweg.
Auch beim Unimog wurde trotz
Euro VI eine Reduzierung des
Kraftstoffverbrauchs erreicht.

Die neuen Magnetventilinjekto-
ren mit Zehnlochdüsen erlauben
eine optimale Einspritzung in je-
der Betriebssituation. Mit einer
spezifischen Motorleistung von
bis zu 33,8 kW/l (46 PS/l)
gehören die neuen, langhubig aus-
gelegten Triebwerke mit gekühl-
terAbgasrückführung zu den Die-
selmotoren mit dem besten Wir-
kungsgrad. So bietet der neue 5,1-

Liter-Vierzylinder bereits in der
Einstiegsversion mit 115 kW (156
PS) im Unimog U 216 einen
überzeugenden Drehmoment-
Bestwert von 650 Nm, der über
den gesamten Hauptfahrbereich
von 1200 bis 1600/min konstant
zur Verfügung steht.

Sechszylinder mit
kraftvollemAntritt

Lückenlosen Anschluss an den
sehr kompakt bauenden Vierzy-
linder stellt das Leistungsspek-
trum des 7,7 Liter großen Rei-
hensechszylinders OM 936 dar.
Verwendet werden sie im U 427
und U 430 sowie im U 527 und
U 530 und zwar in den beiden
Varianten mit 200 kW (272 PS)
und 220 kW (299 PS). Damit er-
reicht der Unimog eine neue
Topmotorisierung. Der Drehmo-
mentbestwert beträgt hier 1200
Nm im Drehzahlbereich 1200

bis 1600/min. Den Econic gibt
es mit den Sechszylindermoto-
ren in der Leistung von 220 kW
(299 PS) und 260 kW (354 PS).

Raumökonomie in
kompakten Fahrgestellen

Auch bei der Abgasreinigung
zur Einhaltung der ab 1. Januar
2014 gültigen Euro VI-Norm
wurde auf höchste Raumökono-
mie Wert gelegt, eine Aufgabe,
die gerade in den kompakten
Fahrgestellender Unimog-Typen,
aber auch beim Low-Entry Kon-
zept des Econic, die Entwickler
vor anspruchsvolle Herausforde-
rungen stellte. Neben der motor-
internen Abgasrückführung er-
folgt die Abgasreinigung durch
ein nacheinander geschaltetes Sy-
stem bestehend aus Oxidations-
katalysator, geschlossenem Parti-
kelfilter, AdBlue-Eindüsung und
SCR-Katalysator. Ï

Die neuen Mercedes-Benz Sonderfahrzeuge Unimog (rechts und Mitte) und Econic (links). Ï

Freisinger Gartentage 2013:

Faszinierende Landschaften
Die 17. Freisinger Gartentage vom 10. bis 12. Mai stehen 2013
unter dem Motto: „Die Gartenwelt zu Gast in Freising – will-
kommen Österreich!“ 120 ausgesuchte Aussteller, Organisatio-
nen, Vereine und hervorragende Gartenexperten werden inter-
essante Einblicke in die faszinierende Gartenwelt Österreichs
geben, das auf eine so einzigartige Historie zurückblicken kann.

Aufgrund des überragenden
Angebots an besonderen Garten-
pflanzen und Pflanzenraritäten
sind die Freisinger Gartentage ei-
nes der bedeutendsten Ereignisse
im internationalen Gartenkalen-
der. Mehr als 60 der bekanntesten
Staudengärtnereien und Baum-
schulen aus ganz Deutschland,
aus Belgien, Frankreich, Holland,
Tschechien und natürlich aus
Österreich werden ihre qualitäts-
vollen Pflanzensortimente und
Neuzüchtungen, darunter wahre
Seltenheiten, präsentieren. Sie be-
gründen den ausgezeichneten Ruf
der Freisinger Gartentage als

Pflanzenmarkt mit dem außerge-
wöhnlichsten Angebot und ma-
chen sie so zu einem absoluten
Muss für Pflanzenliebhaber und
Gartenbesitzer.

Engagierte Aussteller

Information und Beratung
werden neben dem Verkauf stets
groß geschrieben. Die engagier-
ten Aussteller, das vielfältige und
besondere Angebot und das in-
formative Rahmenprogramm
mit Vorträgen, Gartentage-Pra-
xis, Ausstellungen, Buchpräsen-
tationen und einer Pflanzentom-

bola zu Gunsten der Weihenstep-
haner Gärten werden die Besu-
cher wieder begeistern.

Interessante Einblicke

Die Landschaftsarchitektin
Prof. Maria Auböck aus Wien,
der berühmte Fernsehgärtner
Karl Ploberger, die Fotografin
Ursel Borstell sowie Georg Frei-
herr von Gayl und Ferdinand
Graf von Luckner werden die
österreichische Gartenszene aus
unterschiedlichen Perspektiven
beleuchten. Sie alle gewähren in-
teressante Einblicke in die faszi-
nierende Gartenwelt derAlpenre-
publik – in Geschichte, Tradition,
Kunst und Kultur, in preisgekrön-
te, berühmte und geheime Gärten
und blühende Landschaften.

Die Gartentage-Praxis ist dem
Thema „Woher – Wohin? Gar-
tenpflanzen mit Geschichten“
gewidmet. Der Gartenbauinge-
nieur und Autor Thomas Jan-
scheck aus Wolnzach, Gebhard
Kofler von der ARCHE NOAH
Gesellschaft für die Erhaltung
der Kulturpflanzenvielfalt & ih-
re Entwicklung aus Schiltern in
Niederösterreich sowie Dieter
Gaißmayer, der bekannte Stau-
dengärtner und Vorsitzende der
Stiftung GartenKultur aus Iller-
tissen, werden mit Geschichten
über Gartenpflanzen aufwarten.

Rosenausstellung

Als ganz besonderes Schman-
kerl präsentiert Rudolf Goerge,
Kreisheimatpfleger und Kulturbe-
auftragter des Landkreises Frei-
sing, eineAusstellung mit dem Ti-
tel „Im Rosengarten sollst meiner
warten …“ –Alte und neue Lieder
von Blumen und Gärten mit Bil-
dern. Auch die Stadt Freising,
2001 offiziell zur Rosenstadt er-
nannt, wird wieder mit einem In-
formationsstand rund um die „Ro-
senstadt Freising“, betreut von den
Rosen- und Gartenfreunden Frei-
sing, vertreten sein. Angeboten
werden dabei wieder die beliebten
Rosen-Sprechstunden. DK

Rückewagen bergen Gefahren ...
... so meint es Markus W. aus dem Landkreis Schwandorf, ein
leidenschaftlicher Brennholz-Produzent, der sich zur Erleich-
terung seiner Waldarbeit einen Rückewagen zulegte.
Neben seiner Begeisterung für die Vorteile seines Rückewagens
berichtet er auch von einigen Erfahrungen, die gerade noch
glimpflich ausgingen. Kaum hatte er das Gerät erworben, gab
er ein falsches Signal von der Joysticksteuerung ab. Dabei schlug
der sich in der Baumzange gehaltene Baum knapp über ihm auf
das Kabinendach. So angenehm diese elektrischen Stellteile sind,
so braucht es schon eine gehörige Portion Einarbeitungszeit, um
mit dieser ausgefeilten Technik gut und sicher zu arbeiten. Der
Ratschlag des Fachmanns: Beim Kauf stets auf guten Bedien-
komfort achten, entsprechende Einweisung einfordern und viel
Zeit für Übung mit den neuen Maschinen einkalkulieren. Ï
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Archäologietagung in Bamberg:

Fränkische Schätze
Einen Einblick in die ober- und unterfränkischen Ausgrabungs-
ergebnisse der vergangenen zwei Jahre gab eine vom Bayeri-
schen Landesamt für Denkmalpflege gemeinsam mit der Stadt
Bamberg (Stadtarchäologie) und dem Institut für Archäologie,
Denkmalkunde und Kunstgeschichte der Otto-Friedrich-Uni-
versität Bamberg veranstaltete Archäologietagung in Bamberg.

„Wir hatten gerade in Unter-
franken sehr viele sogenannte
Notgrabungen“, berichtete der für
Ober- und Unterfranken zuständi-
ge Hauptkonservator Michael
Hoppe vom Bayerischen Landes-
amt für Denkmalpflege. Notgra-
bungen sind durch Baumaßnah-
men erzwungene Grabungen zur
Sicherung archäologischer Funde.

Festvortrag

Eröffnet wurde die Tagung im
Beisein von Experten aus ganz
Deutschland vom Bamberger
Stadtarchäologen Stefan Pfaffen-
berger mit „Geschichte(n) aus
Tausendundeinem Jahr“. Minde-

stens genauso spannend für die
Öffentlichkeit war auch der Fest-
vortrag „Franken in keltischer
Zeit“ von Prof. Dr.Andreas Schä-
fer von der Universität Bamberg.

Im Rahmen der Archäologieta-
gung hielten die Mitarbeiter aus
Universitäten und dem Bayeri-
schen Landesamt für Denkmal-
pflege für ihre Fachkollegen Vor-
träge zu archäologischen Projek-
ten. Gemeinsam mit freiberufli-
chen Archäologen präsentierten
sie Aktuelles aus der Forschung
in der Region. Eine Exkursion zu
bedeutenden Bodendenkmälern
nahe Bamberg, wie der Jungfern-
höhle bei Tiefenellern, rundete
die Tagung ab.

Wissen, das im Boden liegt:
Bodendenkmäler seien für Wis-
senschaftler als Quellen vergan-
gener Zeiten unverzichtbar, hatte
Generalkonservator Prof. Egon
Johannes Greipl im Vorfeld der
Archäologietagung erklärt. In
Ober- und Unterfranken bestün-
den derzeit, wie fast überall, 99
Prozent aller von der praktischen
Bodendenkmalpflege betreuten
Maßnahmen aus Rettungsgra-
bungen. Sie würden nach den
Vorgaben des Bayerischen Lan-
desamts für Denkmalpflege von
privaten Grabungsfirmen durch-
geführt. Derzeit stünden die mei-
sten Rettungsgrabungen im Zu-
sammenhang mit dem Ausbau
erneuerbarer Energien, Wind-
kraft- und Photovoltaikanlagen.

Ein sehr kleiner Anteil an
Maßnahmen sind Greipl zufolge
Forschungsprojekte. Sie werden
von den archäologischen Institu-

ten der Universitäten ebenfalls
nach den Vorgaben des Bayeri-
schen Landesamts für Denkmal-
pflege durchgeführt. Beispiele
sind die Projekte „Bullenheimer
Berg“ (Universität Würzburg),
„Veitsberg“ (Universität Jena)
oder „Nördliche Frankenalb“
(Universität Bamberg).

BayernViewer
informiert Bauherren

Der „BayernViewer“ biete die
Möglichkeit, per Internet aktuel-
le Informationen über die Denk-
mäler abzurufen. Beispielsweise
können sich Bauherren im Vor-
feld informieren, ob auf ihrem
Grundstück mit Bodendenk-
mälern zu rechnen ist. DK

Feuerwehr und THW in Passau:

Ideenwettbewerb
zur Mitgliederwerbung

Unterstützung von Landrat Franz Meyer

Landrat Franz Meyer unterstützt die Initiative des bayerischen
Innenministers Joachim Herrmann für Ideenwettbewerb zur
Mitgliederwerbung bei Feuerwehren, freiwilligen Hilfsorganisa-
tionen und des THW. Nachwuchsgewinnung ist zentrale Zu-
kunftsaufgabe, so der Passauer Landrat.

450.000 Frauen und Männer
sind bayernweit ehrenamtlich
rund um die Uhr zur Stelle, wenn
es um die Rettung von Men-
schen oder den Schutz von Sach-

werten geht. Wenn wir diese
Zahl und damit unser hohes Si-
cherheitsniveau trotz des Gebur-
tenrückgangs erhalten wollen,
müssen wir dauerhaft Menschen
für das ehrenamtliche Engage-
ment begeistern, so Franz Meyer
zur Initiative des bayerischen In-
nenministers.

Engagement

Der Passauer Landrat begrüße
sehr, dass mit diesem Wettbe-
werb die Jugend, aber auch Sei-
teneinsteiger zum Mittun gebe-
ten werden. Dabei setze man ins-
besondere auf die Zusammenar-
beit mit den Schulen, bemerkte
Meyer und lobte das Engage-
ment der Freiwilligen Feuerweh-
ren und der Hilfsorganisationen
im Passauer Land. Ï

61. Festspiele Europäische Wochen Passau:

Zwischen
den Horizonten

Vom 28. Juni bis 28. Juli 2013 finden in Passau, Ostbayern,
Oberösterreich und Böhmen die 61. Festspiele Europäische Wo-
chen Passau statt. Das Festival verfolgt das Ziel, sowohl interna-
tional renommierte, als auch regional bekannte Künstler zu prä-
sentieren.

Die Festspiele wurden im Jahre
1952 von amerikanischen Offizie-
ren in Zusammenarbeit mit der
Stadt Passau ins Leben gerufen.
Anfangs war als Zielsetzung for-
muliert, „das gemeinsame kultu-
relle Erbe Westeuropas aufzuzei-
gen und die Notwendigkeit eines
politischen Zusammenschlusses
Westeuropas zur Erhaltung und
Fortführung der Werte dieses kul-
turellen Erbes zu betonen“.

Doch schon nach kurzer Zeit
trat immer mehr der Gedanke in
den Vordergrund, europäische
Kultur grenzenlos in all ihrer
Schönheit und ihrem Facetten-
reichtum den Bürgern Passaus,
des weiten Umlandes und auch
vielen auswärtigen Gästen nahe-
zubringen, politische Barrieren
zu überwinden und kulturelle Be-
gegnungen zwischen den Men-
schen aus Ost und West zu er-
möglichen.

Das Programm ist vielseitig:
Opern- und Theateraufführungen,
Orchester- und Chorkonzerte, Lie-
derabende, Lesungen, Filme,Aus-
stellungen sowie Vorträge und ein
jährliches Gesprächsforum bieten
ein breites kulturelles Spektrum.
Zu dem hohen künstlerischen An-
spruch des Festivals kommt die
Schönheit der Veranstaltungsorte
in Kirchen, Klöstern, Burgen und
Schlössern der Region.

Bei den Europäischen Wochen
gibt es heuer Klassik, Volksmusik,
Folklore, Klezmer, Zigeuner-Jazz,
Balkan-Brass oder auch Ethno-
Pop zu hören. Fest geplant ist zur
Eröffnung wieder ein kostenloses
„Fest für alle“ auf dem Passauer
Residenzplatz. Zudem wird in die-

sem Jahr zum Beispiel die bayeri-
sche Sängerin Claudia Koreck ein
Konzert auf dem Campus der
Hochschule Deggendorf geben.

Neben Veranstaltungen mit re-
nommierten Künstlern wird in
Passau besonderer Wert auf die
Teilnahme hervorragender Nach-
wuchstalente gelegt. Die Offen-
heit der Festspiele für Neues wird
nicht zuletzt an den verschiede-
nen Uraufführungen deutlich, die
in den vergangenen Jahren Auf-
tragsproduktionen aus den Berei-
chen Musik und Theater zeigten.

Höhepunkte des 61. Festspiel-
programms sind Auftritte des
Cellisten David Geringas und der
Brünner Philharmoniker und der
Grande Dame der Klarinette, Sa-
bine Meyer.Auch der bulgarische
Weltstar Vesselina Kasarova, der
Ausnahmemusiker Mischa Mais-
ky und die Münchner Philharmo-
niker sind mit von der Partie.

Dreiländerfestival

Die Europäischen Wochen nen-
nen sich ein Dreiländerfestival. So
wird es neben dem etablierten
„Traumtag Böhmen“, der in die-
sem Jahr in Vyssi Brod und Kru-
mau zu Gast ist, und der auch ei-
nen Besuch der Landesausstel-
lung Oberösterreich und Südböh-
men beinhalten wird, weitere
Konzerte in Tschechien geben.

Dazu zählt eine Orgeltour, de-
ren Eröffnungskonzert in Bud-
weis stattfinden wird. Unter dem
Titel „Orgel³“ führt die Tour da-
bei an einem Tag durch Böhmen,
Oberösterreich (Schärding) und
Ostbayern (Abteikirche Schweikl-
berg). Gestalten wird „Orgel³“
niemand Geringeres als der
berühmte Organist und Dirigent
HansjörgAlbrecht, der es immer-
hin in die Grammy-Endauswahl
für das beste klassische Instru-
mentalsolo gebracht hatte.

Neben Werken von Mozart
und Bruckner wird Albrecht als
krönenden Abschluss Gustav
Holsts „Planeten“ spielen. Der
Schauspieler Klaus Maria Bran-
dauer konnte ebenfalls wieder
verpflichtet werden, dieses Jahr
mit einer dramatischen Musikle-
sung zur Peer Gynt Suite von Ed-
vard Grieg.

Passaus Oberbürgermeister Jür-
gen Dupper sprach von einem
„wirklich sehr schönen Pro-
gramm“. Das sah auch der Kultur-
referent der Stadt Passau Dr. Max
Brunner so, der neben dem äußerst
ansprechenden Programm vor al-
lem die Gestaltung des Pro-
grammbuches würdigte: „Das liest
sich sehr schön und ist einfach an-
spruchsvoll gestaltet.“ Klar, dass
sich Intendant Peter Baum-
gardt über dieses Lob sehr freute
und es umgehend an das gesamte
EW-Team weitergab. DK

Was die Logistik von
einer Brauerei lernen kann

Forum Logistik-Cluster Schwaben bei Weltbild in Augsburg

„Authentizität“, so fasste es Sebastian Priller-Riegele von der
gleichnamigen Brauerei mit einem Wort zusammen. Wer au-
thentisch ist und sich identifiziert mit dem, was er tut, ist erfolg-
reich. 120 Logistiker folgten beim Forum Logistik-Cluster
Schwaben im Kuppelsaal bei der Verlagsgruppe Weltbild in
Lechhausen gebannt den Worten des Juniorchefs der regionalen
Kultbiermarke. Auf den ersten Blick haben Logistikunterneh-
men und ein mittelgroßer Brauereibetrieb nicht viel gemeinsam.
Aber es gibt einiges, was beide verbindet: Verwurzelt in einer
Region, große Tradition und oftmals die enge Verknüpfung mit
einer Person oder einer Familie. Was dem Bier-Weltmeister-
Sommelier schon gelungen ist, da möchte die Logistik noch hin:
Eine ganze Erlebniswelt schaffen und erklären, was die eigene
Branche leistet.

Mit mehr als 77.000 Mitarbei-
tern ist Logistik die drittgrößte
Branche in Schwaben und hat we-
sentlichen Anteil daran, dass
Wertschöpfung geschaffen wird
und damit Wohlstand in die Regi-
on kommt. Was jedoch noch fehlt,
ist die echte Logistik-Marke, oder
wie man neudeutsch sagt: Ein
Brand. So wie ihn großeAutomo-
bilunternehmen beispielsweise
haben. Ulli Mayer-Johanssen,
Professorin für Markenbildung
aus Berlin, vermittelte den schwä-
bischen Logistikern, welche
Schritte gegangen werden kön-
nen, um der Logistik auch eine
klare Markenbotschaft zu geben.

Ein erster Erfolg, der sich se-
hen lassen kann: Vor knapp zwei
Jahren gründete die Logistikwirt-
schaft in Schwaben den Verein
„Logistik-Cluster Schwaben“ als
gemeinsames Sprachrohr für ihre
Interessen, ihre Belange und für
die Vernetzung untereinander.
Dass dies der richtige Weg war,
unterstreicht nun die erste eigene
große Veranstaltung. Die Reso-
nanz der Teilnehmer zeigt, dass
genau der Nerv getroffen wurde.
Denn nicht nur Marketing, son-
dern auch Personalführung und
Personalgewinnung standen als
weitere Themen auf der Tages-
ordnung. Ebenso wurde gezeigt,
wie man die Logistik in Bildern
erklären kann und auf was es bei
der Mitarbeiterkommunikation
ankommt.

Eingebettet war das Forum Lo-
gistik-Cluster Schwaben in den
bundesweiten Aktionstag „Tag
der Logistik“, bei dem sich
die Logistikwirtschaft in ganz
Deutschland der breiten Öffent-
lichkeit präsentiert. Studierende in
Schwaben hatten tagsüber bei-
spielsweise die Möglichkeit, an
der Hochschule Augsburg eben-
falls Vorträge zu hören und Logi-
stikworkshops zu besuchen, bevor
es dann nachmittags auch nach
Lechhausen ging, um dort das Lo-
gistikzentrum von Weltbild und
ein neu eingeweihtes Shuttlesy-
stem gemeinsam mit den Forums-
besuchern zu besichtigen.

„Tolle Stimmung, hervorra-
gende Referenten und viel Raum

für Gespräche und Diskussio-
nen“, so fasst Alfred Kolb, Vor-
standsvorsitzender des Vereins,
den Tag zusammen und ver-
spricht die Fortsetzung in zwei
Jahren. Das abschließende Podi-
umsgespräch unter der Modera-
tion von Angie Roß von a.tv, bei
der auch FCA-Geschäftsführer
Stefan Reuter mitdiskutierte,
machte ganz klar deutlich: Auf
Menschen und Marketing
kommt es in der Logistik an.
Daran soll dann bis zum näch-
sten Mal weiter gearbeitet wer-
den. Ï

Freuten sich über ein gelungenes erstes Forum Logistik-Cluster
Schwaben in Augsburg (von links): Dr. Robert Schönberger (Clu-
ster-Manager, Logistik-Cluster Schwaben e.V.), Harald Seifert
(Seifert Logistics), Schwabens Regierungspräsident Karl Michael
Scheufele, Prof. Hans-Christian Pfohl (TU Darmstadt), Alfred
Kolb (Andreas Schmid Logistik), Karl-Heinz Czauderna (Fujitsu),
Klaus Finsterwalder (Finsterwalder Transport & Logistik) und
Karl Strüning (Verlagsgruppe Weltbild). Bild:B4B Schwaben

Würzburg:

Neues Zentrum für seelische Gesundheit
Für einen Gesamtbetrag von 33,7 Millionen Euro will der Bezirk
Unterfranken in Würzburg ein Zentrum für seelische Gesundheit
errichten. Entstehen soll es bis Ende 2015 neben dem König-Lud-
wig-Haus im Stadtteil Frauenland. Die Erweiterung dieser orthopä-
dischen Bezirksklinik um das Zentrum wurde im Bauausschuss des
Bezirks beraten, die Ausschussmitglieder stimmten geschlossen für
das vonArchitekt Erwin Götz vorgestellte Baukonzept.

Das neue Zentrum besteht aus
zwei kompakten, durch Lichthöfe
gegliederte Flachdachkuben. Ne-
ben einem stationären Bereich, der
dreiStationenmit jeweils20Betten
umfasst, ist eine Tagesklinik mit
ebenfalls 20 Betten vorgesehen.
Außerdem wird eine Ambulanz in
das Zentrum integriert. „Das Zen-
trum wird die Versorgung für ganz
Unterfranken deutlich verbessern“,
erklärte Dr. Dominikus Bönsch,
Direktor der psychiatrischen Be-
zirksklinik in Lohr.

Überlastung

Vor allem das Lohrer Klinikum
müsse dringend entlastet werden:
„Seit Jahresbeginn sind wir fast

durchgängig zu 110 Prozent be-
legt. Das sind keine Zustände, die
wir auf Dauer so weiterführen
können.“

Würzburgs Stadtbildkommissi-
on konnte dem Konzept viel ab-
gewinnen, berichtete Bezirkstags-
präsident Erwin Dotzel: „Wir
wurden im Februar von Kory-
phäen der deutschen Architektur-
landschaft gelobt.“ Sowie der Be-
zirk Baurecht bekommt, wird die
Haushaltsunterlage bei der Regie-
rung eingereicht, Anfang Mai
rechnet die Bezirksverwaltung
mit der Abgabe des Bauantrags
bei der Stadt. Einziger Wermuts-
tropfen sind derzeit um fast vier
Millionen Euro gestiegene Kosten
im Vergleich zu den ersten Pla-

nungen aus dem Jahr 2011. Der
Freistaat fördert das Projekt mit
knapp 50 Prozent.

Entstigmatisierung

Trotz höherer Kosten konnten
alle Fraktionen dahinterstehen, da
das neue Zentrum nach einhelliger
Ansicht zur Entstigmatisierung
psychisch Kranker beiträgt. Dies
vor allem durch dieAnbindung an
ein somatisches Krankenhaus. In
unmittelbarere Nachbarschaft von
orthopädischen Patienten werden
Menschen mit Depressionen,
Ängsten und Zwängen behandelt.
Kompliziertere Krankheiten kön-
nen in Würzburg allerdings auch
künftig nicht therapiert werden.
„Für einige Patienten wird das
Zentrum für seelische Gesundheit
die Eintrittspforte in die Psychia-
trie sein“, so Bönsch. Weiterbe-
handelt werden sie in Lohr oder
Werneck, wo es spezialisierte An-
gebote gibt. Pat Christ
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„Italien hat jetzt einen Prä-
sidenten gewählt, der in einem
Alter ist, in dem Päpste neuer-
dings abdanken. Da sage noch
einer, die Alten werden nicht
gebraucht!” Mein Chef, der
Bürgermeister, kommentierte
die Weltlage mal wieder auf
seine Weise.

Nun hat ja Italien durchaus
gute Erfahrungen mit Staatsprä-
sidenten gemacht, die vom Le-
bensalter her etwas fortgeschrit-
ten und deshalb weiter weg vom täglichen politi-
schen Hickhack waren. Unser Bundespräsident
Joachim Gauck ist ja auch in einem Alter, das jen-
seits der sogenannten gesetzlichen Altersgrenze
liegt, wobei sein jugendlich wirkender Elan, mit
dem er seine/unsere freiheitliche Republik würdigt,
vermuten lässt, dass für ihn die Wiedervereinigung
so etwas wie ein Jungbrunnen war.

Überhaupt scheint sich unser Land, wie auch
andere europäische Länder, in Bezug auf die Ar-

beit im Alter immer weiter zu spalten. Die einen
sind strikt gegen die Rente mit 67 und wollen
eher früher als später mit dem Arbeiten aufhören.
Arbeit scheint für diese Gruppe auf der Liste der
Glücksfaktoren ganz weit hinten zu stehen.

Andererseits gibt es in Deutschland rund
800.000 Menschen, die trotz Überschreitens der
Altersgrenze weiter arbeiten – entweder voll
oder in einem Umfang, der im Rahmen der star-
ren Regeln des Zuverdienstes erlaubt ist. Und
die Tendenz geht stetig nach oben, was sich
auch in der erhöhten Beschäftigungsquote der
60- bis 65-Jährigen zeigt – immerhin 1,5 Mil-
lionen Frauen und Männer.

Beileibe sind das nicht nur arme Schlucker,
die jeden Euro nebenher brauchen, um mit ei-
ner kleinen Rente über die Runden zu kommen.
Vielmehr sind es zunehmend Akademiker und
gut ausgebildete Fachkräfte, die mit 70 keine
Lust auf den Lehnstuhl haben, sondern sich wei-
terhin einbringen wollen, Leistung zeigen und
vor allem ihr in einem ganzen Arbeitsleben er-
worbenes Fachwissen weitergeben.

Natürlich hat das viel mit dem sich abzeich-

nenden Fachkräftemangel zu
tun. Firmen nehmen Abschied
vom Jugendlichkeitswahn des
letzten Jahrzehnts. Handwerks-
betriebe, Höfe, Anwaltskanz-
leien oder Ärztepraxen finden
keine geeigneten Nachfolger.
Vor allem aber sind es die Leu-
te selbst, die sich fit und leis-
tungsfähig fühlen – die arbei-
ten wollen und daraus Glück
und Zufriedenheit ziehen.

Studien zufolge sind die mo-
dernen Alten so fit und leistungsfähig wie noch
nie. Kalendarisches und biologisches Alter wei-
chen im Schnitt fünf bis acht Jahre voneinander
ab. Der Spruch „60 ist das neue 50“ stimmt al-
so tatsächlich. Wenn man dann noch ein „sozio-
logisches“ Alter konstruieren möchte, dann
muss man sagen: Der Rentner trägt heutzu-
tage T-Shirt, Outdoor-Jacke und Sportschuhe
wie der Student (nur manchmal etwas teurer).

Mein Chef, der Bürgermeister, fasst unsere
Diskussion kurz zusammen: Starre Altersgren-
zen müssen fallen. Wer will oder wer einen Job
hat, der mit fortgeschrittenem Alter nicht mehr
auszuüben ist, der soll früher aussteigen kön-
nen. Wer aber noch arbeiten will und leistungs-
fähig ist, der soll so lange im Beruf bleiben oder
sich sinnvoll für das Gemeinwohl engagieren
können, wie er oder sie möchte. Das sollte übri-
gens auch für Kommunalpolitiker gelten.

Klar, derzeit müssen sich kommunale Wahlbe-
amte noch an den beamtenrechtlichen Regelun-
gen orientieren. Aber auf Sicht müssen bei Ar-
beitnehmern wie Beamten das Alters-Fallbeil
weg und flexible Modelle gefunden werden, die
dem Einzelnen gerechter werden als eine unbe-
wegliche „In-Out-Regel“.

Vor allem aber sollte auch die Gesellschaft als
Ganzes noch stärker daran gewöhnt werden,
dass Arbeit im Alter kein Zeichen von Armut,
sondern von Teilhabe ist. So ein bisschen denken
nämlich noch viele wie in Eugen Roths Spott-
vers, den ich dem Chef zusimse: „Wir seh’n mit
Grausen ringsherum, die Leute werden alt und
dumm. Nur wir allein im weiten Kreise, wir
bleiben jung und werden weise.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Starre Altersgrenzen
müssen fallen

Gewerbestandortentwicklung
als Zukunftsaufgabe

Wirtschaftsförderer der Metropolregion München trafen sich in Penzberg

Erstmals kamen in diesem Jahr die kommunalen Wirtschaftsför-
derer der Metropolregion München in Penzberg zu einem fachli-
chenAustausch zusammen. Im Mittelpunkt standen aktuelle The-
men und Herausforderungen der Gewerbeansiedlung in kleinen
und mittleren Kommunen. Über 60 Teilnehmer kamen mit einem
klaren Fazit aus der Veranstaltung: Es wird auch für Fragen der
Gewerbeansiedlung immer entscheidender, dass Wohnort- und
Standortmarketing Hand in Hand gehen.

Gewerbesteuereinnahmen sind
nach wie vor ein wichtiger Bau-
stein in der Finanzierung kommu-
naler Investitionen. Auch müssen
attraktive Wohnstandorte ebenso
attraktive Beschäftigungsangebote
bieten.Allein aus diesen Grundsät-
zen leitet sich, insbesondere für
kleine und mittlere Kommunen
zwischen 8.500 und 60.000 Ein-
wohnern, die Notwendigkeit ab,
aktive Wirtschaftsförderung und
Gewerbeflächenpolitik zu betrei-
ben. Und die Wirtschaftsförderer
aus diesem Bereich stehen derzeit
ähnlichen Fragestellungen und
Herausforderungen gegenüber, die
im Laufe der Veranstaltung disku-
tiert wurden.

In den Beiträgen und Diskussi-
onsrunden des Treffens wurden
aktuelle Fragen der Gewerbe-
standortentwicklung aufgegriffen:
WelcheAnforderungen haben Un-
ternehmen an Gewerbeflächen-
konzepte? Wie kann mit der häu-
fig vorhandenen Skepsis in der
Bevölkerung gegenüber neuen
Gewerbegebietsprojekten umge-
gangen werden? Sind interkom-
munale Gewerbegebiete derzeit
einTrend oder stellen sie eine Not-
wendigkeit in der modernen Kom-
munalentwicklung dar? Welche
Erfahrungen haben Kommunen

bei deren Umsetzung gemacht?
Und wie sind die Erfahrungen mit
umfassenden Bürgerbeteiligungs-
konzepten bei Ortsentwicklungs-
projekten?

Frühzeitig handeln

Die Gesellschaft für Markt- und
Absatzforschung (GMA), Büro
München,MitveranstalterundMit-
glied der Metropolregion Mün-
chen, hat Anfang des Jahres eine
Umfrage bei mittleren und kleinen
Kommunen in Bayern zu Gewer-
beflächenverfügbarkeit und Pla-
nungen durchgeführt. Dr. Stefan
Leuninger, GMA-Büroleiter Mün-
chen, zieht aus den Erkenntnissen
ein Fazit: „Es gib eine Reihe von
Städten und Gemeinden, die über
kein oder nur ein eingeschränktes
Gewerbeflächenangebot verfügen.
Angesicht des üblichen Zeitraums
von rund fünf Jahren von der er-
sten Planung bis zur Realisierung
eines Gewerbegebiets ist ein früh-
zeitiges aktives Handeln notwen-
dig. Interkommunale Gewerbege-
biete stellen eine sinnvolle Ent-
wicklungsoption dar.“

Auch aus den Referaten und
Beiträgen der Veranstaltung ging
klar hervor: Strategische Koopera-
tionen werden heute immer wich-

tiger. Gerade für die interkommu-
nale Zusammenarbeit gibt es aller-
dings keine Patentrezepte. Aber
der Einsatz, auch gegen anfängli-
che Widerstände, kann sich unbe-
dingt lohnen. Dies berichteten der
erste Bürgermeister der Gemeinde
Inning am Ammersee, Werner
Röslmair sowie Heiko Deich-
mann, Geschäftsführer einer inter-
kommunalen Grundstücks- und
Projektgesellschaft im Stuttgarter
Raum. In Sachen Bürgerbeteili-
gung war das Fazit von Bärbel
Zeller,Wirtschaftsförderin der Ge-
meinde Planegg, ein durchweg
Positives: In Martinsried waren
die Bürger von Anfang an an der
Entwicklung der neuen Ortsmitte
intensiv beteiligt und es hat sich
gelohnt, auch einmal für die Kom-
mune bisher unbekannte Wege ge-
gangen zu sein.

Ein übergeordnetes Thema zog
sich durch sämtliche Beiträge des
fachlichenAustausches: Wohnort-
und Standortmarketing müssen
Hand in Hand gehen. Es reicht
nicht mehr aus, Gewerbeflächen
nur unter Erfüllung der Pflichtan-
forderungen anzubieten. Längst
sind die „Kür“ und sogar „Begei-
sterungsfaktoren“, so Leuninger in
seinem Impulsvortrag, nötig, um
Investoren und Projektentwickler
zu überzeugen. Das heißt, es
braucht „Kümmerer“ vor Ort,
Fachkräfte müssen ebenso verfüg-
bar sein wie Bildungsangebote –
kurz: eineganzheitlicheWohn-und
Gewerbestrategie ist vonnöten.
Weitere Informationen unter:
www.lebens-traum-job.de Ï

Landratsamt München:

Sozialbürgerbüro blickt auf
erfolgreiches Jahr zurück
Interne und externe Vernetzung verbessert Leistung für die Kunden

„Das Sozialbürgerbüro hat uns ein großes Stück weitergebracht“ –
dieses Fazit zog Landrätin Johanna Rumschöttel in einem Presse-
gespräch im Landratsamt München. Seit dem 1. Januar 2012 be-
treibt derLandkreis München sein Sozialbürgerbüro.Teil davon ist
ein eigenes Jobcenter für Langzeitarbeitslose. Mit einem ganzheitli-
chen und vernetzten Angebot aller Sozialleistungen soll den Kun-
den nachhaltig geholfen werden. Neben den eigenenAngeboten des
Landratsamtes sind nun auch Träger wie dieAWO, die Caritas, die
Innere Mission oder der Paritätische Wohlfahrtverband für die
Kunden im Landratsamt tätig.

Der Landkreis München will
seinen Bürgerinnen und Bürgern
ein integriertes soziales Beratungs-
und Hilfsangebot zur Verfügung
stellen. Der Landkreis hatte sich
deshalb darum beworben, eine so-
genannte Optionskommune zu
werden. Nur zehn der 71 Land-
kreise im Freistaat Bayern dürfen
diese Möglichkeit nutzen. Nach
dem Konzept des Landratsamtes
wurde eine Infothek eingerichtet,
an der Kunden zu den weiteren
Diensten vermittelt werden. Im er-
sten Jahr nutzten rund 10.300 Per-
sonen diesen Service.

Fast ein Viertel davon stellte
zum ersten Mal einenAntrag nach
den Leistungen, die im Sozialge-
setzbuch II geregelt sind. Im zwei-
ten Schritt des Konzepts wurde der
Soziale Bürgerservice ausgebaut.
Mitarbeiter unterstützen Hilfesu-
chende, bis sie in Kontakt mit der
richtigen Fachstelle sind. Eine
Fachstelle für Sozialplanung soll
dazu eine strategische Gesamtso-
zialplanung für den Landkreis
schaffen. Außerdem sollten die
freien Träger der Wohlfahrtspflege
mit ihrenAngeboten besser einge-
bunden werden.

Das Landratsamt koordiniert die
Arbeit der freien Träger, es bietet
aber auch ganz konkrete Hilfestel-
lung: Die Träger erhalten Räume
im Amt, in denen sie einmal oder
mehrmals wöchentlich zu errei-
chen sind. „Dieses Konzept hat

sich bewährt“, meinte Michael
Wüstendörfer von der AWO, die
sich unter anderem um die Verhin-
derung von Obdachlosigkeit küm-
mert, „wir holen die Menschen
dort ab, wo sie sind und können ih-
nen unbürokratisch helfen“.

Hilfeleistung
auf kurzen Wegen

Sarah Ebert von der Inneren
Mission bietet Migrationsberatung
im Landratsamt an. „Wir erreichen
durch die Beratung hier die Mi-
granten im Landkreis, die sonst
sehr schwer zu erreichen sind“, be-
richtet sie. „Die Stelle im Landrats-
amt ist dazu ideal, weil die Mi-
granten sowieso oft hier sind. So
können wir Integrations- oder
Sprachkurse vermitteln“.

„Die Zahl der Beratungen hat
nicht zugenommen, weil wir nun
so intensiv mit dem Landkreis zu-
sammen arbeiten“ sagt Matthias
Hilzensauer. Er arbeitet für die Ca-
ritas, die Schuldnerberatung anbie-
tet. „Aber die Intensität der Bera-
tungen hat zugenommen“, so Hil-
zensauer. „Die Zusammenarbeit“
mit den Mitarbeitern des Land-
ratsamtes „hat sich spürbar verbes-
sert und weiterentwickelt“.

„Die Fallzahlen sind nach oben
gegangen, sie haben sich fast ver-
doppelt“ seit das Angebot im
Landratsamt eingerichtet wurde,
berichtet dagegen Stephanie Win-

ter vom Paritätischen Wohlfahrt-
verband, der Hilfe für pflegende
Angehörige bietet. Gerade An-
gehörige mit bettlägerigen Ver-
wandten würden sehr gerne meh-
rere Dinge bei einem Behörden-
gang verbinden. „Das Sozialbür-
gerbüro ist da eine extreme Er-
leichterung“, urteilt Winter, „fast
jede dritte Beratung findet in per-
sönlichem Kontakt statt.“

Gerade der persönliche Kontakt
und die persönliche Ansprache
gehören zu den Schlüsseln für den
Erfolg – auch in online-Zeiten.
Der enge Kontakt untereinander
aller, die im Landratsamt Hilfe an-
bieten, verbessern die Durchläs-
sigkeit und damit den Erfolg des
sozialen Netzes. Und gerade bei
vielschichtigen menschlichen Pro-
blemen ist der persönliche Kontakt
durch nichts zu ersetzen. Die sozia-
len Leistungen stehen den Bürge-
rinnen und Bürgern uneinge-
schränkt zu.

„Die Barriere, diese Leistungen
auch wirklich in Anspruch zu neh-
men, ist durch die Einführung des
Sozialbürgerbüros im Landrats-
amt niedriger geworden“, meint
Landrätin Johanna Rumschöttel,
„mit der Einführung des Land-
kreispasses wird sie noch weiter
sinken“. Der geplante Land-
kreispass soll Bedürftigen den
preiswerten Zugang zum öffentli-
chen Verkehr im ganzen Land-
kreis ermöglichen.

Bernhard Sexl, der Leiter des
neuen Jobcenters im Landratsamt
München, berichtete ebenfalls von
positiven Ergebnissen: „Wir haben
sehr gute Kontakte zu den Arbeit-
gebern aufgebaut. DieArbeitgeber
gehen aktiv auf uns zu. So können
wir in der Regel etwa 700 offene
Stellen für unsere Arbeitssu-
chenden anbieten.“ Ï

Interkommunale Allianz Oberes Werntal:

Radelspaß im Werntal
Aktionstag mit Führungen, Attraktionen und Genuss

Am 28. April 2013 ist es soweit, im Werntal fällt der offizielle
Startschuss in die neue Radsaison. Auf 78 km bietet der Wern-
Radweg von der Quelle bei Pfersdorf bis zur Mündung bei
Wernfeld Aktionen und Entspannung, gepaart mit herzhaftem
Genuss fränkischer Spezialitäten. In der Zeit von 10 bis 18 Uhr
laden insgesamt 22 Stationen zur Pause ein.

Los geht es im Landkreis
Schweinfurt um 10 Uhr mit zwei
Gottesdiensten in Werneck und ab
11 Uhr mit der offiziellen Er-
öffnung durch stellvertretenden
Landrat Paul Heuler und Bürger-
meisterin Edeltraud Baumgartl auf
dem Balthasar-Neumann Platz. Im
Landkreis Main- Spessart werden
stellvertretender Landrat Manfred
Goldkuhle und Bürgermeister Dr.
Paul Kruck am Weinpavillon in
Stetten denAktionstag eröffnen.

Aktiven Naturliebhabern, Fa-
milien und genüsslichen Frei-
zeitradlern wird viel geboten: In
Oerlenbach starten vier Radtou-
ren von der Speed-, zur Cross-
bis hin zur gemütlichen Famili-
entour. Ab Poppenhausen be-
ginnt die 7 Mühlen Radtour, ab
Kronungen geht es „Ins Tal der
Kelten“.

In Werneck starten zwei Tou-
ren, darunter eine spannende
GPS – Fahrrad – Ralley für Ju-
gendliche. In Aschfeld bietet
sich ein Abstecher in „die gute
alte Zeit“ der dortigen Kirchen-
burg an. Auch gibt es Informa-
tionen zur Gartenbaukunst des
Ronkarzgarten in Gemünden,
zur alten Synagoge und zur
Brauerei Max Bender in Arn-
stein sowie zur Natur und Kultur
im Bachgrund bei Eußenheim.
In Hambach laufen Kräutervor-
träge und das Radrennsportmu-
seum hat geöffnet. In Gelders-

heim lädt das Bauernmuseum zu
einem Besuch ein.

Entlang der gesamten Strecke
verwöhnen Gastronomie und Di-
rektvermarkter Hungrige und
Durstige mit frischen Angeboten
aus der Region. Gemütliche Gas-
träume, schattige Biergärten und
sonnige Terrassen laden zur Pau-
se ein. Ob Fränkische Brotzeit-
platte, Pizza aus dem Holz-
backofen, frische Forelle, erster
Spargel, süße Torten, Plootz oder
knackige Salate.

Fränkische Spezialitäten

Für die Radler lassen sich die
beteiligten Gastronomen etwas
einfallen. Für eine schnelle Er-
frischung sorgen zwei Kelterei-
betriebe mit regionalen Saftspe-
zialitäten. Besonders für Kinder
stehen Ponyreiten, Kinder-
schminken, Korbtheater, Feuer-
wehraktionen, eine Strohhüpf-
burg und Kreativangebote zur
Auswahl.

Wer es musikalisch mag, ist in
Hergolshausen beim Konzert der
Jungen Hergolshäuser richtig
oder bei der ersten After- Radel-
spaß Party bei Wolfis-Bikes +
Parts in Niederwerrn. Auch wei-
tere Radgeschäfte beteiligen sich
am Aktionstag und präsentieren
die neuesten E- Bikes mit der
Möglichkeit zur Probefahrt.

Übrigens: Clevere Radler rei-

sen mit der Bahn an. Der Rad-
Wander-Express Frankenland
mit Radtransport startet in
Aschaffenburg. Aber auch alle
anderen DB-Haltepunkte bieten
sich zur An- und Abreise ins
Werntal an. Daneben kann aus
Richtung Meinigen der fahrrad-
freundliche Shuttle der Erfurter
Bahn genutzt werden. Aus Rich-
tung Bad Kissingen fährt die Er-
furter Bahn nach Gemünden am
Main. Wer von Bahnhof zu
Bahnhof radelt, erspart sich den
Rückweg zum geparkten Auto.
Als Gruppen- Erlebnis bietet
sich das Bayern- Ticket an.

Neu in diesem Jahr gibt es
erstmals einen Fotowettbewerb.
Gesucht ist das originellste und
kreativste Bild des Radelspaß.
Einsendungen sind bis 6. Mai
2013 an info@oberes-werntal.de
oder tourismus@lramsp.de mög-
lich.

Parallel zum Radelspaß im
Werntal läuft die Aktion „Aktiv
gegen Krebs“ Gesund.Leben.
Bayern. Unter dem Motto „Jeder
Kilometer zählt“ spenden die
Gesundheitsämter Schweinfurt
und Main-Spessart für jeden
beim Radelspaß im Werntal
2013 zurückgelegten Kilometer
einen Eurocent.

Der so erradelte Betrag wird zu
gleichen Teilen den Psychoso-
zialen Beratungsstellen der
Bayerischen Krebsgesellschaft
e.V. in Schweinfurt und Würz-
burg und dem Selbsthilfebüro
Main-Spessart für ihre Arbeit zur
Verfügung gestellt. Unter den
Teilnehmern werden zehn Sport-
beutel, gefüllt mit u. a. Theraband
und Springseil, verlost. Ï
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Tel. 0 87 32 / 92 10-663 · Fax 0 87 32 / 92 10-669
service@ortmaier-druck.de · www.ortmaier-druck.de

www.flyerpara.de
Das Online-Druckportal aus
dem Hause Ortmaier Druck

Gemeindezeitungen · Wahldrucksachen · und vieles mehr

Fahrradabstellanlagen

L I E F E R A N T E N - N A C H W E I S

Wartehallen/Außenmöblierungen

GZ
Ankauf / Briefmarken

LANGER s. Wartehallen/Außenmöblierungen

Ihr Kontakt zur Anzeigenabteilung:
Constanze von Hassel

Telefon (0 81 71) 93 07-13
hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Inserieren bringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Ein Gesellschafter der ELANCIA AG

☎ 05326 / 502-0

38685 Langelsheim • www.langer-georg.de
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Absperrpfosten

Abfallbehälter

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Wartung und Reinigung von
Lüftungs- und Feuerungsanlagen

LÜFTUNGS-
REINIGUNGS-

SERVICE

Lüftungs-Reinigungs-Service
Wolfratshauser Straße 9a
82049 Pullach im Isartal
Telefon: (089) 74 44 24 98
Fax: (089) 74 44 24 99
E-Mail: info@l-r-service.de
Internet: www.l-r-service.de

Franz Sedlmeier
Inhaber

DEUTSCHER FACHVERBAND FÜR
LUFT- UND WASSERHYGIENE e.V.

Schacht-Ausrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702 Haiger · Fax: (02773)821218
Telefon: (02773)821256 · www.hailo-professional.de

BECK GmbH & Co. KG
71364 Winnenden · Tel. 07195/69 33 00
w w w . s t a d t m o e b e l . d e

Bestens ausgeStadtet.

Bänke

Nusser Stadtmöbel GmbH & Co. KG
71364 Winnenden · Tel. 07195/693-111
w w w . s t a d t m o e b e l . d e

Bestens ausgeStadtet.

Kommunale Energieberatung

Partner in Sachen Druck

Power für Bayerns Kommunen:

6. Energieforum
der Bayerischen GemeindeZeitung

im Bürgerhaus der Stadt Garching bei
München, www.gemeindezeitung.de

Bitte vormerken:

13. Juni 2013

Vorschau auf GZ 10
In unserer Ausgabe Nr. 10, die am 10. Mai 2013 erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:
ø Abfall und Recycling . Umweltschutz
ø Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
ø Sicherheitstechnik, Kontroll- und Überwachungsanlagen
ø Brand- und Katastrophenschutz
ø Schulungen für Kommunalpolitiker

und kommunale Angestellte
ø Kommunale Museen
ø Kommunal-Marketing

Exoten mit Fuchs
Wie eine Genossenschaft Menschen für einen nachhaltigen Lebensstil begeistert

Kein Mensch wird gerne als „Besserwisser“ tituliert. Fast keiner: In
Passau wirkt seit etwas über einem Jahr die „Besserwisser eG –
Netzwerk für nachhaltigen Lebensstil“. Schon der Name lässt erah-
nen, dass es sich um kein gewöhnliches Unternehmen handelt.

„Wir wollten ernste Themen
wie Klimawandel, Konsumver-
halten und Ressourcenverschwen-
dung von der humoristischen Seite
angehen“, erläutert Andrea Hent-
schel, Vorständin der Genossen-
schaft, die Namenswahl. Und
nein, man wisse natürlich nicht al-
les. „Im Gegenteil: Wir lernen je-
den Tag dazu.“

Das erworbene Wissen wird
weitergegeben. Die Genossen-
schaft, die ein Zentrum in der In-
nenstadt von Passau betreibt, sieht
sich vornehmlich als Beratungs-
und Bildungseinrichtung. Ihr
Ziel: Die Menschen für einen
bewussteren und schonenderen
Umgang mit den endlichen Res-
sourcen unseres Planeten zu be-
geistern. Die Entscheidung für
die Rechtsform der Genossen-
schaft fiel fast von allein.

„Es gibt keine Unternehmens-
form, die so für Nachhaltigkeit
steht wie die Genossenschaft“,
sagt die Vorständin mit fast beiläu-
figer Selbstverständlichkeit. Mehr-
mals im Monat finden in den mo-
dern, aber gemütlich eingerichte-
ten Räumlichkeiten der Genossen-
schaft Veranstaltungen statt. Hier-
zu gehören Konzerte und Tausch-
börsen, etwa für abgelegte Klei-
dung und ungeliebte Weihnachts-
geschenke. Oder Fähigkeits-
tauschbörsen, bei denen jeder sei-
ne besonderenTalente mit anderen
teilen kann.

Der eine zeigt beispielsweise,
wie Kartentricks funktionieren, die
andere, wie man strickt. Es gibt
aber auch einen Näherworkshop,

der das nötige Handwerkszeug
vermittelt, um aus alten Kleidern
neue Dinge zu machen: Taschen,
Kissen, Handyhüllen. „Upcyc-
ling“ nennt man das. Und man
geht an die Schulen, um dort mit
den Jüngsten Projekte zum Thema
Umweltschutz und Müllvermei-
dung durchzuführen. „Wir möch-
ten die Menschen informieren und
sie in ihrer Rolle als Verbraucher
für eine andere Art von Konsum
gewinnen“, erklärt die Vorständin.

Einen anderen Konsum propa-
giert auch das Magazin der Genos-
senschaft, der „fuchs“. Seine erste
Ausgabe ist in einer Auflage von
10.000 Exemplaren verteilt wor-
den, die zweite ist gerade inArbeit.
Die Publikation ist eineArt Reise-
und Einkaufsführer durch das
nachhaltige Passau: Es gibtAdres-
sen von Biometzgern und Ökobä-
ckern, von Behindertenwerkstät-
ten, die„upcyclen“, bis hin zu ei-
nem Carsharing-Unternehmen.
„Schon während unserer Grün-
dung ist uns aufgefallen, wie viele
nachhaltigeAnbieter und wie viele
gute Ideen und Ansätze es bereits
gibt“, sagtHentschel. „Diesemöch-
ten wir mithilfe unserer Genossen-
schaft vernetzen.“

Dass das gelingen könnte, dafür
spricht die Mitgliederzahl. Mittler-
weile gibt es 19 Besserwisser in
Passau, die den stattlichen Betrag
von 500 Euro für einen Mit-
gliedsanteil entrichtet haben. Rent-
ner, Arbeitslose, Schüler und Stu-
denten zahlen übrigens nur 200
Euro. Dass die Mitglieder Über-
zeugungstäter sind und nicht nach

Renditen streben, zeigt die Divi-
dende: Es winken eine Tasse fair
gehandelter Kaffee pro Monat und
10 Prozent Rabatt im Besserwis-
ser-Laden und bei Veranstaltun-
gen.

Das Ladenlokal ist auch gleich-
zeitig eine der Haupteinnahme-
quellen der Besserwisser. „Wir ha-
ben eine Anschubfinanzierung der
Stadt Passau bekommen. Die Ein-
nahmen durch den Laden und
durch den Getränkeverkauf wäh-
rend der Veranstaltungen decken
die laufenden Kosten“, erläutert die

Vorständin. „Außerdem arbeiten
wir momentan allesamt ehrenamt-
lich und können damit unserer Ge-
nossenschaft auf die Beine helfen.“

Hentschels Hoffnung ist nun,
dass das Beispiel der Besserwisser
nicht nur in Passau Schule macht:
„Wir sehen in ganz Deutschland
Potenzial für regionale Nachhal-
tigkeitsnetzwerke.“ Möglicher-
weise kann man also schon bald
die Gründung der ersten Depen-
dance feiern. Bis dahin möchte die
Genossenschaft die Zahl ihrer In-
formationsveranstaltungen in die-
sem Jahr noch weiter steigern. Da-
mit zunächst in der Dreiflüssestadt
noch sehr viel mehr Menschen
stolz von sich sagen können: „Ich
bin ein Besserwisser.“ hh

Förderpreis
Aktive Bürgerschaft 2013

Bürgerstiftungen aus Landshut und München
unter den Siegern

Bürgerstiftungen aus Landshut und München sind die bayerischen
Gewinner des 15. bundesweiten Wettbewerbs um den Förderpreis
Aktive Bürgerschaft. Neben Wiesloch (Baden-Württemberg) und
Neuss (Nordrhein-Westfalen) wurden sie vor rund 500 Gästen aus
Gesellschaft, Politik, Wirtschaft und Medien in Berlin ausgezeich-
net. Der Förderpreis Aktive Bürgerschaft 2013 ist mit insgesamt
40.000 Euro dotiert (10.000 Euro je Bürgerstiftung).

Über die Preisträger entschied
eine unabhängige Jury, der Exper-
ten aus Bürgerstiftungen, Medien,
Nonprofit-Organisationen, Wirt-
schaft und Wissenschaft angehö-
ren. Die Bürgerstiftung Landshut
wurde in der Kategorie „mitStif-
ten“ für ihr Fundraising in Höhe
von einer Million Euro für das
Bürgerhaus im sozialen Brenn-
punkt Porscheviertel ausge-
zeichnet.

Laut Jury hat die Bürgerstiftung
Landshut das Bürgerhaus gebaut
und betreibt es nun als Eigentü-
mer. Firmen und Betriebe, Vereine
und Stiftungen, Stadt und viele
private Spender haben die Reali-
sierung des Projekts ermöglicht.
Mit dem Bürgerhaus will die
Landshuter Bürgerstiftung ein
Zeichen gegen Perspektivlosigkeit
und Gewalt im Viertel setzen und
„Hilfe zur Selbsthilfe“ für Kinder
und Jugendliche, Eltern und Seni-
oren leisten. Besonders würdigte
die Jury neben dem Erfolg derAk-
tion das persönliche Engagement
der Beteiligten und die Bereit-

schaft des ehrenamtlichen Vor-
standes, die Verantwortung für das
Bau- und Finanzierungsvorhaben
zu tragen.

Die Bürgerstiftung München
wurde in der Kategorie „mitBe-
stimmen“ für die Idee des weite-
ren Ausbaus des „Netzwerks Pa-
ten- und Mentorenprojekte“ aus-
gezeichnet. In München unterstüt-
zen über 50 Initiativen mit Ehren-
amtlichen den Übergang junger
Menschen von der Schule in den
Beruf.

Mit ihrem Netzwerk fördert die
Bürgerstiftung deren Erfahrungs-
austausch und das gegenseitige
Lernen. Sie will dafür sorgen,
dass mehr Münchner noch wir-
kungsvoller Schülerinnen und
Schüler auf ihrem Bildungsweg
unterstützen.

Die Jury würdigte besonders die
Idee des weiteren Ausbaus des
Netzwerks mit einer Qualifizie-
rungs- und Koordinationsstelle,
um die Zusammenarbeit der Part-
ner in einer Großstadt wie Mün-
chen intensivieren zu können.DK

„Rosenheim trauert um einen
großartigen Mitbürger“

Oberbürgermeisterin Gabriele Bauer zum Tod
von Alt-OB Dr. Michael Stöcker

Mit tiefer Trauer gibt die Stadt Rosenheim den Tod ihres Ehren-
bürgers und langjährigen Oberbürgermeisters Dr. Michael Stöcker
bekannt. „Dr. Stöcker hat als langjähriger Oberbürgermeister Ro-
senheim geprägt und der Stadt ein modernes Gesicht gegeben wie
kein anderes Stadtoberhaupt vor ihm. Sein plötzlicher und uner-
warteter Tod macht betroffen und hinterlässt eine schmerzende
Lücke. Wir verneigen uns in Dankbarkeit vor der großartigen
und bleibenden Lebensleistung eines großen Menschen“, er-
klärte Oberbürgermeisterin Gabriele Bauer zum Tod ihres
Amtsvorgängers.

Dr. Michael Stöcker habe „ein Drittel seines Lebens unserer Stadt
als Oberbürgermeister gedient“, fuhr OB Bauer fort. In den 25 Jah-
ren seiner Amtszeit seien Weichenstellungen erfolgt, die das Er-
scheinungsbild Rosenheims noch weit in die Zukunft hinein prägen
werden. Die Fußgängerzone und der Max-Josefs-Platz in ihrem
heutigenAussehen seien sein Werk „und werden in der Geschichte
der Stadt immer mit seinem Namen verbunden bleiben“.

Bauer: „Dr. Michael Stöcker hat in seinem Leben die besten Tu-
genden eines engagierten Kommunalpolitikers verkörpert: Leiden-
schaft, Verantwortungsgefühl und Augenmaß. Sein vorbildlicher
Einsatz für unsere Stadt wirkt weit über seinen Tod hinaus. Er wird
allen, die ihn gekannt haben, unvergessen bleiben“, so die Rat-
hauschefin. Ï

Garchinger
Businessfrühstück im IPP
Kürzlich fand im Max-Planck-Institut für Plasmaphysik (IPP) das
Businessfrühstück der Garchinger Unternehmer statt. Die städti-
sche Wirtschaftsförderung unterstützt und fördert mit einer sol-
chen Veranstaltung die Vernetzung örtlicher Geschäftsleute und
Unternehmer. Über50 hochkarätigeTeilnehmerhörten einen eben-
so hochkarätigen Vortrag der stellvertretenden Direktorin des IPP,
Prof. Dr.-Ing. Ursel Fantz, dersich mitThemen derKernfusion und
der Plasmaphysik beschäftigte.

Die Erste Bürgermeisterin der
Stadt Garching, Hannelore Gabor,
machte in ihrer Einführung deut-
lich, wie sehr ihr die Vernetzung
der Unternehmen untereinander
am Herzen liegt.

Plasmaphysik
und Kernfusion

„Das Businessfrühstück hat sich
inzwischen zu einer festen Ein-
richtung mit tollen Gästen eta-
bliert“, so Gabor. „Neben der Ko-
operation mittelständischer Unter-
nehmer, die ich für sehr ziel-
führend halte, ist es zudem wich-
tig, dass die Garchinger sich auch
am Hochschul- und Forschungs-

zentrum wohlfühlen. Wann be-
kommt man schon Plasmaphysik
und Kernfusion zum Frühstück?“

Zielgruppe des Frühstücks wa-
ren wieder die ortsansässigen Un-
ternehmen, die die Gelegenheit
nutzten, sich über die aktuellen
Entwicklungen in Garching zu in-
formieren und sich untereinander
auszutauschen. Das Frühstück bil-
det eine Plattform für den Aufbau
neuer Beziehungen und den Kon-
takt mit den städtischen Verant-
wortlichen.

In den kleinen Gesprächsrun-
den nach dem offiziellen Vortrag
wurde Netzwerkarbeit betrieben,
die sich für Garching wieder posi-
tiv auswirkt. Ï




